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Auf ihrer Generalversammlung im Herbst dieses Jahres haben die
Vereinten Nationen eine historische Chance, seit langem überfällige
Reformen auf den Weg zu bringen. UN-Generalsekretär Kofi Annan
hat diesen Moment als einen bezeichnet, der nicht weniger entschei-
dend sei, als die Gründung der UN. Wir empfehlen, daß die G-8 die
Generalversammlung für ein zugeschnittenes Reformpaket, bestehend
aus vier Kernbereichen, mobilisiert.
Wir, die ehemaligen Außenminister aus Europa, Kanada, Asien und
den USA, machen uns ernste Sorgen über den derzeitigen Stand der
internationalen Beziehungen und die Unfähigkeit der Staaten, sich zu-
sammenzufinden, um gemeinsam die globalen Herausforderungen an-
zugehen. Von zentraler Bedeutung für die Verbesserung unserer Fä-
higkeiten, gemeinsame Probleme zu lösen, ist die Reform der Verein-
ten Nationen, in dem Sinne, daß das globale Konkurrenzdenken und
die Spannungen durch einen Geist der Kooperation ersetzt wird.
Um ihr Potential als Kooperationsinstrument voll ausschöpfen zu
können, müssen die UN umgehend und tiefgreifend reformiert wer-
den. Die jüngsten Enthüllungen über Mißbräuche beim Programm
›Öl für Lebensmittel‹ zeigen diese Notwendigkeit deutlich. Die UN
müssen ihre Verpflichtung auf eine bessere Selbstkontrolle demon-
strieren, indem sie auf der höchsten Ebene Probleme wie innerorgani-
satorische Inkonsistenzen und eine ineffektive Verwaltung angehen.
Auf einer solcherart reformierten UN-Führungsstruktur aufbauend,
schlagen wir ein Reformpaket für die erste Phase vor, aufgeteilt in die
folgenden vier Kernbereiche: Menschenrechte, Sicherheit, Demokra-
tie und Entwicklung. 
Wir empfehlen, daß die Generalversammlung diese Vorschläge im
September als einen ersten Schritt zur Stärkung der UN und als Weg-
bereiter für weitere Reformen annimmt. Eine Unterstützungskampa-
gne der G-8-Staaten ist für die Verabschiedung unseres vorgeschla-
genen Pakets von entscheidender Bedeutung.

Menschenrechte
Im Bereich Menschenrechte befürworten wir das Konzept der ›Ver-
pflichtung zur Prävention‹ (Duty to Prevent) durch die Schaffung ei-
nes UN-Menschenrechtsrats, der die bestehende Menschenrechts-
kommission ersetzt. Sie ist durch die Zusammensetzung ihrer gegen-
wärtigen Mitgliedschaft diskreditiert. Das Ansehen der Kommission
wurde irreversibel beschädigt, da sechs der 53 Mitgliedstaaten laut
›Freedom House‹ zu den repressivsten Gesellschaften der Welt gehö-
ren. Der neue Rat würde von seinen Mitgliedern verlangen, daß sie ge-
wisse Voraussetzungen erfüllen. Eine Voraussetzung wäre zum Bei-
spiel, daß ein mit Sanktionen belegtes Land nicht Mitglied sein könnte.

Sicherheit
Der Bereich Sicherheit ist wahrscheinlich der politisch brisanteste.
Unsere Empfehlung ist, sich auf die Einrichtung einer Kommission
für Friedenskonsolidierung (Peacebuilding Commission) und eines
Fonds zu konzentrieren, die auf die Verknüpfung von Sicherheit und
nachhaltiger Entwicklung ausgerichtet sind und sich der Bedürfnisse
von Post-Konflikt-Staaten annehmen. Des weiteren sollten die UN-
Mitgliedstaaten die sich jetzt bietende Chance nutzen, Terrorismus zu
definieren, indem sie die Definition des UN-Generalsekretärs anneh-
men. Das Versagen, bis heute keine Definition entwickelt zu haben,
auf die sich alle einigen können, hat die diplomatischen Beziehungen

belastet und die globalen Bemühungen bei der Bekämpfung des Ter-
rorismus gehemmt. Die UN-Mitgliedstaaten sollten auch auf einen
besseren Schutz gegen die nukleare Proliferation hinarbeiten, indem
sie das Zusatzprotokoll der IAEA annehmen. Dieses Konzept bis zu
seiner vollständigen Anerkennung als Arbeitsgrundlage und Stan-
dard der internationalen Diplomatie zu fördern, wird zu diesem ent-
scheidenden Zeitpunkt der großzügigste Beitrag sein, der für unsere
Suche nach einer gemeinsamen friedlichen Zukunft geleistet werden
kann.
Umstrittener, aber von herausragender Bedeutung ist der Vorschlag,
die im Entstehen begriffene Norm der ›Verpflichtung, Schutz zu ge-
währen‹ (Responsibility to Protect) anzuerkennen. Es hat sich ein
Konsens herausgebildet, daß Souveränität nicht als Schutzschild für
massive Gewaltakte (wie in Sudan) benutzt werden darf. Die inter-
nationale Gemeinschaft hat – durch die UN – die Verpflichtung, Men-
schen Schutz zu gewähren, wenn sie durch den Unwillen oder die Un-
fähigkeit ihrer Regierung, sie zu schützen, ernster Gefahr ausgesetzt
sind. Natürlich wird die Umsetzung einer solchen ›Verpflichtung,
Schutz zu gewähren‹ in der Praxis Probleme mit sich bringen, die noch
nicht ganz gelöst sind. Durch die Anerkennung dieser Verpflichtung,
wird jedoch zumindest ein rechtlicher Rahmen geschaffen, der De-
batten ermöglicht.

Demokratie
Wir sollten die ›Gemeinschaft der Demokratien‹ (Community of De-
mocracies – CD) stärken, indem ein ständiges Sekretariat für einen
formalen ›UN-Demokratieausschuß‹ (UN Democracy Caucus) einge-
richtet wird. Seit dem ersten Treffen der CD im Jahr 2000 wurde die
Notwendigkeit eines Gegengewichts zu den traditionellen Bündnissen
bekräftigt, von denen einige regelmäßig Resolutionen zur Förderung
von Demokratie und Menschenrechten blockieren.

Entwicklung
Im Bereich Entwicklung drängen wir alle entwickelten Länder darauf,
sich zu verpflichten, bis 2015 die seit langem geforderten 0,7 Prozent
des Bruttonationaleinkommens für Entwicklungshilfe zur Verfügung
zu stellen. Wir begrüßen den Vorschlag, eine internationale Finanz-
fazilität ins Leben zu rufen, die den sofortigen Beginn dieser Hilfe
ermöglicht.
An diesem historischen Moment stimmen wir Annans Paketlösung zu,
doch glauben wir, daß diese vier Bereiche der erste Teil dieses Pakets
sein sollten. Die Unterstützung der G-8 in den kommenden Wochen ist
von entscheidender Bedeutung für die Verabschiedung dieses Erste-
Phase-Pakets. Die G-8 muß ihre Führungsrolle nutzen, um einen Still-
stand zu vermeiden, der den UN und der internationalen Gemeinschaft
Schaden zufügen würde.
Obwohl auch dieses weniger umfassende Paket außerordentliche po-
litische Führungskraft und die Herstellung eines Konsens sowohl in-
nerhalb als auch außerhalb der nationalen Regierungen erfordert, ver-
trauen wir darauf, daß dies eine Herausforderung ist, die die G-8 an-
nehmen kann. 

Die neuen Vereinten Nationen
MADELEINE ALBRIGHT · ROBIN COOK · LAMBERTO DINI 
LLOYD AXWORTHY · ANA PALACIO · SURIN PITSUWAN*

* Dieser Text ist die Übersetzung des am 8. Juli 2005 im Wall Street Journal erschienenen
Beitrags.
Die Autoren sind die ehemaligen Außenminister beziehungsweise Außenministerinnen der
USA, Großbritanniens, Italiens, Kanadas, Spaniens und Thailands.
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Der Millennium+5-Gipfel
Historische Chance für die Erneuerung der Vereinten Nationen THOMAS FUES

Im Jahr 2005, zum 60-jährigen Jubiläum der Vereinten Nationen, ste-
hen die Chancen besser denn je, auf globaler Ebene zu Beschlüssen
zu kommen, die die internationalen Beziehungen und die Stellung
der Weltorganisationen in der Global-Governance-Architektur auf
lange Sicht verändern könnten. Auf einer dichten Folge von Gipfel-
konferenzen im zweiten Halbjahr werden sich die Regierungen mit
einer Vielzahl an globalen Herausforderungen befassen: Anfang Juli
kam die G-8 in Schottland zusammen, um Hilfsprogramme für Afri-
ka und Maßnahmen zum globalen Klimaschutz zu beschließen. Vom
sogenannten Millennium+5-Gipfel Mitte September wird erwartet,
daß dort die fast vollständig versammelten Staats- und Regierungs-
chefs am Sitz der Vereinten Nationen in New York grundlegende
Entscheidungen zu Frieden und Sicherheit, Entwicklung und Men-
schenrechten sowie zur Reform der Vereinten Nationen treffen wer-
den. Im Dezember schließlich geht es beim WTO-Ministertreffen in
Hongkong um die Zukunft des Welthandelssystems.
Der Erwartungsdruck, der auf diesen Treffen lastet, ist enorm. Eine
Reihe von interdependenten Megatrends hat sich in den letzten Jah-
ren zu einem kritischen Gefahrenpotential hochgeschaukelt, das die
herkömmlichen Muster der internationalen Problembearbeitung zu
überfordern scheint. 
Erstens verschärft die wirtschaftliche Globalisierung unter neolibe-
ralem Vorzeichen die wachsenden inner- und zwischengesellschaftli-
chen Ungleichheiten und vertieft die chronische Armut in bestimmten
Weltregionen, besonders in Afrika südlich der Sahara.
Zweitens verschieben sich die Gewichte in der Weltwirtschaft durch
das sprunghafte Wachstum der Ankerländer,1 angeführt von China,
Indien und Brasilien. 
Drittens destabilisiert das industrielle Wohlstandsmodell, das von der
rasch wachsenden ›neuen‹ Konsumentenklasse in den Schwellenlän-
dern übernommen wird, das globale Ökosystem, wie sich in der zu be-
obachtenden Klimaerwärmung zu beweisen scheint. 
Viertens nehmen die grenzüberschreitenden Bedrohungen durch Ter-
rorismus, Massenvernichtungswaffen, Kriminalität und Infektions-
krankheiten zu, die besonders günstige Bedingungen in schwachen
und zerfallenden Staaten vorfinden. 
Fünftens untergraben bestimmte Staaten, vor allem die USA mit ih-
rer unilateralen Politik, die Fundamente der multilateralen Ordnung
und marginalisieren die Vereinten Nationen.
Dieser Beitrag konzentriert sich auf die Bedeutung des Millenni-
um+5-Gipfels für die globale Politik und die UN am Anfang des 21.
Jahrhunderts.2 Weltweit wächst die Hoffnung auf einen historischen
Durchbruch im Herbst, der die Tür zu einem wirksamen Multilatera-
lismus öffnen könnte. Wie realistisch sind die Erwartungen an das
Treffen der Regierungsspitzen? Welche Schnittmengen der Interes-
sen gibt es für einvernehmliche Beschlüsse zwischen Nord und Süd?
Und wie sind die Vereinten Nationen zu reformieren, damit sie die in
ihrer Charta vorgesehene Führungsrolle in der Weltpolitik tatsäch-
lich ausfüllen können?

Ehrgeizige Tagesordnung des Gipfels
Im Vorfeld der 60. Tagung der UN-Generalversammlung soll der
Millennium+5-Gipfel vom 14. bis 16. September 2005 eine umfas-
sende Bilanz der internationalen Politik ziehen und handlungsorien-
tierte Beschlüsse fassen. Im Zentrum stehen die Umsetzung der Mil-
lenniums-Erklärung aus dem Jahr 20003 und die Folgeprozesse der
großen Weltkonferenzen der neunziger Jahre, etwa des Erdgipfels

von Rio 1992 oder der Weltfrauenkonferenz in Peking 1995. Durch
diese äußerst breite, um nicht zu sagen uferlose Themensetzung könn-
te theoretisch fast jeder Aspekt auf nationaler oder internationaler
Ebene behandelt werden. Welche Schwerpunkte die Mitgliedstaaten
in der begrenzten Zeit aufgreifen wollen, hängt vor allem davon ab,
für welche Themen sich vorab ein Konsens abzeichnet. Parallel zu
den zwischenstaatlichen Vorbereitungen zu einzelnen Sachfragen hat
sich eine unerwartete Dynamik in der Reformdebatte über die Ver-
einten Nationen selbst entfaltet, die den Boden für bedeutsame insti-
tutionelle Fortschritte bereiten könnte. 
Die wichtigste Beschlußvorlage für den Gipfel hat UN-Generalse-
kretär Kofi Annan am 21. März 2005 mit seinem weltweit beachte-
ten Bericht ›In größerer Freiheit: Auf dem Weg zu Entwicklung, Si-
cherheit und Menschenrechten für alle‹4 vorgelegt. Der wiederum
greift in großen Teilen auf zwei in Annans Auftrag erstellte Doku-
mente zurück: am 2. Dezember 2004 präsentierte die sogenannte Hoch-
rangige Gruppe (High-level Panel on Threats, Challenges and Chan-
ge) ihr Reformkonzept für kollektive Sicherheitsstrukturen.5 Kurz
danach, im Januar 2005, erschien das Aktionsprogramm zur Armuts-
bekämpfung und zu den Millenniums-Entwicklungszielen, das von
einem Team von über 250 Wissenschaftlern unter Leitung des Co-
lumbia-Ökonomen Jeffrey D. Sachs erarbeitet wurde.6 Den Schwer-
punkten Sicherheit und Entwicklung stellt Annan das in beiden Ex-
pertenberichten vernachlässigte Thema Menschenrechte an die Sei-
te. So gelingt Annan die Integration von Zielsetzungen, die in einem
komplexen Spannungsverhältnis zueinander stehen: der Bericht ›In
größerer Freiheit‹ verbindet die staatlichen Souveränitäts- und Stabili-
tätsinteressen mit den Grundsätzen menschlicher Würde aus der UN-
Charta, die durch Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrech-
te gewahrt werden. In seinem Reformkonzept sind handlungsfähige
Staaten zwar der Schlüssel zur erfolgreichen Bewältigung der globa-
len Herausforderungen, doch die Regierungen müssen ihr Verhalten
nach innen wie außen an universale Normen binden. Dieser inhaltli-
che Dreiklang spiegelt sich nicht zuletzt in einer entsprechenden in-
stitutionellen Empfehlung des Generalsekretärs an die Mitgliedstaa-
ten wider: Sicherheitsrat und Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC)
sollen durch einen neuen Menschenrechtsrat zu einer Drei-Säulen-
Architektur erweitert werden – mit der Generalversammlung als
Weltforum.
Weil er allen Staaten etwas bietet und von allen etwas fordert, könnte
Annan den entscheidenden Impuls für ein umfassendes Kompromiß-
paket zwischen den Regierungen geliefert haben. Jedenfalls finden sich
alle wesentlichen Empfehlungen seines Berichts im ersten Entwurf

Dr. Thomas F u e s ,
geb. 1952, Dipl.-Volkswirt, wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Deutschen
Institut für Entwicklungspolitik (DIE),
Bonn, mit Schwerpunkt Global Gover-
nance und Vereinte Nationen.

aufs�tze gesamt 04-05.qxd  27.07.2005  16:24  Seite 122



einer Abschlußresolution für den Millennium+5-Gipfel wieder, den
Jean Ping, der Präsident der Generalversammlung, am 3. Juni ver-
öffentlicht hat. In intensiven Beratungen der Mitgliedstaaten wird
die Vorlage bis zur Sommerpause auf ihre Konsensfähigkeit abge-
klopft. Mitte Juli wurde eine neue Fassung vorgelegt, in der auch
die Stellungnahmen der nichtstaatlichen Organisationen (NGOs)
auf der Anhörung der Generalversammlung vom 23./24. Juni ein-
geflossen sind.
Im folgenden wird der Vorbereitungsprozeß entlang der durch den
Annan-Bericht strukturierten Schwerpunkte vorgestellt: 
1. Armutsbekämpfung und Entwicklung; 
2. Frieden und Sicherheit; 
3. Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte und 
4. institutionelle Reformen in den UN. 

Abschließend wird der Versuch einer Einschätzung der Erfolgsaus-
sichten für den Millennium+5-Gipfel unternommen.

1. Priorität des Südens: Armutsbekämpfung 
und Entwicklung

Die MDGs als weltweiter Referenzrahmen

Ein Thema des Millennium+5-Gipfels, das bei den ärmeren Ländern
Priorität genießt, ist die Umsetzung der Millenniums-Entwicklungs-
ziele (Millennium Development Goals – MDGs). Die aus der Mil-
lenniums-Erklärung abgeleiteten acht Ziele sind – durch 18 Unter-
ziele und 48 Indikatoren konkretisiert – zum weltweit akzeptierten
Referenzrahmen für die Entwicklungspolitik geworden. Sie stellen
einen Katalog von quantitativen, zeitgebundenen Vorgaben zu Ar-
mutsbekämpfung, Bildung, Gesundheit, Umweltschutz und globaler
Solidarität dar. Der Sachs-Bericht zeigt darauf aufbauend konkrete
Wege zur Erreichung der MDGs auf, grob gesagt durch wirtschaftli-
che Dynamisierung der ärmeren Länder und gezielte Investitionen in
die armen Bevölkerungsschichten. Die Entwicklungsstrategien und
die Geberprogramme dürfen sich dabei aber nicht auf sozialpoliti-
sche Maßnahmen, etwa in der Grundbildung, beschränken, sondern
müssen beispielsweise den gesamten Bildungssektor und Investitio-
nen in die Infrastruktur (Transport, Energie, Wasser) einbeziehen. Ein
weiterer innovativer Aspekt liegt in der Auflösung der unprodukti-
ven Gegenüberstellung von direkter und struktureller Armuts-
bekämpfung. Erforderlich ist dagegen ein integrativer Handlungsan-
satz, der sozialpolitische Maßnahmen mit der Stärkung der produkti-
ven Fähigkeiten der Armen und der Förderung der modernen Sektoren
verknüpft. Die Verdreifachung der Entwicklungshilfe wird in diesem
Ansatz als notwendige Bedingung für die Verwirklichung der MDGs
in allen Ländern betrachtet.
Bei aller berechtigten Vorsicht angesichts der hochgesteckten Ziele
bietet der im Sachs-Bericht aufgezeigte Weg eine überzeugende Ori-
entierung für die konsequente Ausrichtung der nationalen Politik
und der Entwicklungszusammenarbeit an den MDGs. Voraussetzung
dafür ist zum einen, daß die MDG-Strategien mit aktiver Umweltpo-
litik verknüpft werden und zum andern, daß die Ausweitung der Ent-
wicklungsgelder nicht die Aufnahmekapazität der Empfänger über-
schreitet. Ein weiterer wesentlicher Erfolgsfaktor ist die Stärkung
der parlamentarischen und zivilgesellschaftlichen Akteure und die
Förderung von guter Regierungsführung im Süden. Dieses Prinzip
muß aber auch für die Geberseite gelten, damit die Überforderung
der Partnerländer durch den Wildwuchs in den Kooperationsbezie-
hungen beendet wird. Wie in der Pariser Erklärung vom März 2005
zur entwicklungspolitischen Effektivitätssteigerung7 von den Geber-
institutionen vereinbart, muß eine strikte Arbeitsteilung unter ihnen
erfolgen und der Stellenwert der gemeinsam getragenen Sektor- und
Budgetfinanzierung ausgebaut werden.

Das 0,7-Prozent-Ziel rückt näher

Der wachsende Erwartungsdruck im Vorfeld des Millennium+5-
Gipfels hat bereits zu unerwarteten Zugeständnissen der Industrie-
länder geführt. Beim Europäischen Rat im Juni 2005 einigten sich
die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union auf einen
verbindlichen Stufenplan zur Erreichung des Zieles, bis 2015 0,7
Prozent des Bruttonationaleinkommens für die Entwicklungsleistun-
gen zur Verfügung zu stellen.8 Die ›alten‹ EU-Mitglieder verpflich-
ten sich – sofern sie noch nicht 0,51 Prozent erreicht haben (dies gilt
für Deutschland) – dieses Niveau bis 2010 zu erreichen. Die soge-
nannte Lula-Initiative, der neben Brasilien, Algerien, Chile, Frank-
reich und Spanien auch Deutschland angehört, setzt sich für innova-
tive Finanzierungsinstrumente zur Mobilisierung zusätzlicher Mittel
ein. Dazu zählen beispielsweise Nutzungsentgelte für globale Um-
weltgüter wie eine Kerosinsteuer oder eine Abgabe auf Flugtickets.
Im Gespräch sind auch Steuern auf grenzüberschreitende Finanz-
transaktionen. Die NGOs fordern weitergehende Maßnahmen zur glo-
balen Koordinierung der Steuersysteme und Abschaffung von Steu-
eroasen, um Transparenz herzustellen und die staatlichen Einnah-
men zu erhöhen. Großbritannien will noch in diesem Jahr eine Inter-
national Finance Facility (IFF) mit einem Pilotprojekt für Impfkam-
pagnen ins Leben rufen. Mit Hilfe der internationalen Kapitalmärkte
sollen über dieses Instrument spätere Entwicklungszahlungen sofort
verfügbar gemacht werden.
Soll dieser Grundsatzbeschluß fristgerecht umgesetzt werden, müs-
sen die EU-Staaten bald konkrete Schritte festlegen, die für die Er-
reichung des 0,7-Prozent-Ziels sowie des Zwischenziels bis 2010
notwendig sind. Dazu zählt die Einführung von innovativen Finan-
zierungsinstrumenten, wenn nötig im Alleingang einiger Staaten. Die
Anstrengungen sollten sich aus zwei Gründen auf die Ticketabgabe für
den Flugverkehr konzentrieren: erstens, weil dafür die besten Durch-
setzungschancen bestehen und zweitens, weil damit zugleich eine
ökologische Steuerungswirkung erzielt wird. 

Faire Handelsbeziehungen
Im Mittelpunkt der internationalen Verhandlungen für den Gipfel ste-
hen außerdem neue Entschuldungsschritte und entwicklungsfreundli-
che Bedingungen im Welthandel. Erfreulicherweise hat sich die G-8
auf dem Gipfel der Staats- und Regierungschefs vom 6. bis 8. Juli 2005
im schottischen Gleneagles auf einen vollständigen Erlaß der Schul-
den der ärmsten hochverschuldeten Länder gegenüber den wichtigsten
internationalen Finanzinstitutionen verständigt. Umstritten ist derzeit
unter den Gläubigerländern, ob die Entschuldung über die bisher be-
günstigte Gruppe hinaus gehen soll. In seinem Bericht spricht sich
Annan für eine Neudefinition der Schuldentragfähigkeit aus, damit
die Verwirklichung der MDGs ohne Schuldenanstieg erfolgen kann.
Die ärmeren Länder sollen demnach Finanztransfers ausschließlich
als Zuschüsse erhalten, die sie nicht zurückzahlen müssen. Auch für
hochverschuldete Länder mit mittlerem Einkommen fordert der Be-
richt Erleichterungen, insbesondere wenn es sich um sogenannte il-
legitime Schulden handelt, die durch Korruption oder unter Diktatu-
ren entstanden sind. NGOs setzen sich außerdem für ein rechtlich ver-
bindliches Regelwerk bei Insolvenzverfahren ein, das die existentiel-
len Bedürfnisse der Bevölkerung schützt und die bisherige Übermacht
der Gläubiger beendet. Die Reformvorstellungen von Annan und zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen sind sinnvoll, um die bisher übli-
che einseitige Abwälzung der Krisenfolgen auf die Schuldner zu be-
enden und künftige Überschuldung zu unterbinden, aber wenig spricht
für Beschlüsse in diese Richtung auf dem Millennium+5-Gipfel.
In der laufenden sogenannten ›Doha-Runde‹ der Welthandelsorgani-
sation (WTO), die bis Ende 2006 abgeschlossen werden soll, geht es
vor allem um die Forderungen des Südens nach einem Abbau der Sub-
ventionen für Agrarexporte durch die Industrieländer, beispielsweise
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für Baumwolle und Zucker, und um eine Öffnung der Märkte der In-
dustrieländer für Produkte aus dem Süden. Der Annan-Bericht fordert
den ungehinderten Zugang sämtlicher Exporte aus den am wenigsten
entwickelten Ländern (Least Developed Countries – LDCs) auf frem-
de Märkte. Da die Europäische Union bereits einen derartigen Be-
schluß gefaßt hat und die Bedeutung besserer Handelsbedingungen
zur Erreichung der MDGs von allen Seiten akzeptiert wird, könnte es
in diesem Punkt durchaus zu einem Konsens im September kommen.

Ökologische Dimension einbeziehen
Der Annan-Bericht unterstreicht die wachsenden ökologischen Ri-
siken durch Wüstenbildung, Verlust der biologischen Vielfalt und
Klimawandel und mahnt Kurskorrekturen in Nord und Süd an, bei-
spielsweise bei der Reduzierung der Treibhausgasemissionen. Außer-
dem fordert der Bericht eine größere Kohärenz der globalen Umwelt-
politik im Rahmen bestehender Institutionen, vertagt aber institutio-
nelle Konsequenzen auf die Zeit nach dem Millennium+5-Gipfel.
Die begrenzte Neigung der Mitgliedstaaten zur Behandlung umwelt-
politischer Inhalte zeigt sich am geringen Interesse für den deutsch-
französischen Vorstoß, das UN-Umweltprogramm (UNEP) in eine
Sonderorganisation (UNEO) umzuwandeln. Die Initiative stößt we-
gen der befürchteten Zielkonflikte mit konventionellen Wachstums-
und Entwicklungskonzepten in allen Regionen auf Vorbehalte. Es wird
allerdings auch zu Recht die Befürchtung geäußert, daß eine UNEO
die Fragmentierung des UN-Systems durch eigene operative Pro-
gramme verstärken könnte. Der bessere Weg scheint zu sein, die be-
stehenden Umweltinstitutionen unter Führung von UNEP zu koordi-
nieren und finanziell zu stärken.

2. Fehlendes gemeinsames Sicherheitsverständnis
Der Annan-Bericht übernimmt den konzeptionellen Ansatz der Hoch-
rangigen Gruppe, wonach die grenzüberschreitenden Bedrohungen,
von Armut über Terrorismus bis zu Massenvernichtungswaffen, als
gleichbedeutend und miteinander verwoben angesehen werden. Er po-
stuliert, daß es für den Norden keine wirkliche Sicherheit gibt, wenn
die existentiellen Bedürfnisse des Südens ignoriert werden. Sicher-
heit sei nur durch kollektives Handeln und ganzheitliche Lösungen
zu erlangen, die den strukturellen Konfliktursachen wie Ungleich-
heit und Ungerechtigkeit gerecht werden. Die so gefundene Balance
zwischen den Bedrohungsszenarien von Nord und Süd zeige den Weg
zu einem globalen Sicherheitskonsens. Diese Erkenntnis hat sich in
den bisherigen zwischenstaatlichen Verhandlungen jedoch noch nicht
hinreichend niedergeschlagen. Die traditionellen sicherheitspolitischen

Weltbilder, wonach Armut und Hunger Probleme des Südens sind,
hingegen Terrorismus und Massenvernichtungswaffen nur den Nor-
den bedrohen, bestimmen weiterhin die Positionen vieler Staaten,
auch wenn es hoffnungsvolle Anzeichen auf eine Annäherung gibt.

Friedenskonsolidierung als Schlüsselthema
Einen wichtigen Platz im Vorbereitungsprozeß nehmen die institu-
tionellen Vorschläge im Bereich der Friedenskonsolidierung ein. Es
scheint einen globalen Konsens darüber zu geben, daß bisher keine
effektiven Strukturen existieren, um instabile Länder nach gewaltsa-
men Konflikten beim Aufbau von staatlichen Strukturen zu unter-
stützen. Zur Koordinierung und langfristigen Verstetigung der inter-
nationalen Hilfe schlägt der Annan-Bericht eine zwischenstaatliche
Kommission für Friedenskonsolidierung (Peacebuilding Commissi-
on) in gemeinsamer Verantwortung von Sicherheitsrat und ECOSOC
vor. Im Bereich von Frühwarnung und Prävention soll die Kommis-
sion allerdings nur dann tätig werden, wenn dies vom betroffenen
Land gewünscht wird.
Neu an dem Vorschlag ist, daß in der Kommission neben den beiden
Räten die größten Entwicklungshilfegeber und Truppensteller sowie
die internationalen Finanzinstitutionen vertreten sein sollen. Um ra-
sche Maßnahmen zu ermöglichen, soll ein Fonds von mindestens
250 Millionen Dollar eingerichtet werden. Eine neue Verwaltungs-
einheit im Sekretariat soll die reibungslose Zusammenarbeit der ver-
schiedenen Akteure inner- wie außerhalb des UN-Systems gewähr-
leisten. Ein Beschluß zum Gesamtpaket der Friedenskonsolidierung
wäre ein enormer Erfolg für den Millennium+5-Gipfel, wenn damit
die verbindliche Bereitschaft aller Akteure inner- wie außerhalb des
UN-Systems verbunden wäre, ihre Maßnahmen zu koordinieren und
mehr Ressourcen zur Verfügung zu stellen.

Weitere Schritte im Sicherheitsbereich notwendig
Ein weiterer Verhandlungsgegenstand zu diesem Schwerpunkt ist
der Kampf gegen den Terrorismus. Der Annan-Bericht schlägt eine
Definition des Begriffs Terrorismus vor und fordert ein auf dieser
Definition aufbauendes, die bestehenden zwölf Abkommen zusam-
menfassendes Terrorismusübereinkommen. Außerdem geht es um
eine stärkere Kontrolle der atomaren, biologischen und chemischen
Rüstung und die Verabschiedung allgemeiner Grundsätze für den
Einsatz militärischer Zwangsmittel durch den Sicherheitsrat sowie
die Begrenzung der nationalstaatlichen Gewaltanwendung in den in-
ternationalen Beziehungen. Im Augenblick sieht es jedoch nicht da-
nach aus, daß hierzu kurzfristig ein Konsens in der Generalversamm-
lung erzielt werden könnte.
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Auf der internationalen Fachkonferenz »Entwick-
lungszusammenarbeit, Handel und Sicherheit in
einer ungleichen Welt: Die Agenda des Millen-
nium+5-Gipfels« am 9. Juni 2005 in Berlin disku-
tierten auf drei Panels Vertreter der Bundesregie-
rung, der UN und von NGOs über die Agenda des
Gipfels.
Von links: Kevin Watkins, Direktor des Human
Development Report Office; Patrick A. Messerlin,
Zweiter Vorsitzender der Trade Task Force beim
Millennium Project; Michael Windfuhr, General-
sekretär FIAN International, sowie Barbara Un-
müßig, Vorstandsmitglied der Heinrich-Böll-Stif-
tung.
Foto: Monique Lehmann
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3. Globales Anliegen: Demokratie, Rechtsstaatlichkeit
und Menschenrechte

Ein weiterer wichtiger Teil der Reformagenda von Kofi Annan und
zahlreichen Mitgliedstaaten ist die Unterstützung von Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten. Als Lösung für das seit
Jahren gewachsene Glaubwürdigkeitsdefizit der Menschenrechtskom-
mission präsentiert der Generalsekretär den überraschenden Vorschlag
eines neuen, ständig tagenden ›Menschenrechtsrats‹, dessen Mitglie-
der mit Zweidrittelmehrheit durch die Generalversammlung gewählt
werden sollen. Der Resolutionsentwurf des Präsidenten legt sich auf
die Variante eines Unterorgans der Generalversammlung bei gleicher
Mitgliederzahl wie die bisherige Kommission fest. Menschenrechts-
organisationen unterstützen den Vorschlag, wollen aber die Fortschrit-
te des alten Systems beispielsweise im Hinblick auf ihre Mitwirkung,
die Gleichwertigkeit aller Menschenrechte und die Sonderberichter-
statter erhalten. Auch im Bereich der Förderung von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit soll die Leistungsfähigkeit der UN gestärkt wer-
den, beispielsweise durch Einrichtung eines neuen Fonds, der tech-
nische Unterstützung bei Wahlen und Verfassungsreformen leisten
soll. Derzeit zeichnet sich ein breiter Konsens zwischen den Mit-
gliedstaaten zur Einrichtung des Menschenrechtsrats unter der Gene-
ralversammlung ab, für die keine Änderung der Charta erforderlich
ist. Die menschenrechtsorientierten Staaten werden dabei mit Sicher-
heit keine Abstriche an den erwähnten Errungenschaften der bisheri-
gen Kommission tolerieren. Der Demokratiefonds wurde bereits vom
Generalsekretär mit Unterstützung der USA und anderer Regierungen
ins Leben gerufen. In der operativen Tätigkeit wird der Verdacht wi-
derlegt werden müssen, daß es sich dabei um ein Instrument zur einseiti-
gen Durchsetzung des westlichen Demokratiemodells handelt.

Souveränitätsprinzip ›Verpflichtung, Schutz zu gewähren‹
Ein wegweisendes menschenrechtliches Element ist das von Annan
unterstützte Souveränitätsprinzip der ›Verpflichtung, Schutz zu ge-
währen‹ (Responsibility to Protect), das 2001 von der International
Commission on Intervention and State Souvereignty in die Debatte
über humanitäre Interventionen eingebracht wurde. Demnach hat ein
Staat mit Annahme der UN-Charta nicht nur Rechte, sondern auch
Pflichten gegenüber der eigenen Gesellschaft und anderen Staaten
übernommen. Wenn eine Regierung ihre Bevölkerung gegen Völker-
mord, ethnische Säuberung und massive Menschenrechtsverletzungen
nicht schützen kann oder will, hat die internationale Gemeinschaft die
Pflicht einzugreifen. Die kollektive Verantwortung sollte vom Sicher-
heitsrat ausgeübt werden, der nach diplomatischen und humanitären
Schritten als letztes Mittel auch militärische Interventionen autorisieren
kann. Für die Akzeptanz und Wirksamkeit des neuen Konzepts ist aus-
schlaggebend, daß Sicherheitsrat und Generalversammlung gemein-
sam verbindliche, operationale Kriterien zur Legitimierung militäri-
scher Gewaltmittel verabschieden. Ansonsten wäre die Befürchtung
vieler Entwicklungsländer berechtigt, daß damit der Willkür von mäch-
tigen Staaten auf Kosten der schwachen Tor und Tür geöffnet würde.

4. Handlungsfähigkeit der UN stärken
Auf der Tagesordnung des Millennium+5-Gipfels stehen neben den
schon erwähnten Vorschlägen zu Friedenskonsolidierung und Men-
schenrechten weitere Innovationen bei den UN-Institutionen. Beson-
ders umstritten ist die Erweiterung des Sicherheitsrats, durch die die
Einbeziehung aller Weltregionen und ein stärkeres Gewicht des Sü-
dens gewährleistet werden soll. Die Hochrangige Gruppe hat zwei
mögliche Varianten ausgearbeitet. Im ersten Modell geht es vorran-
gig um die Aufstockung der Ständigen Sitze ohne Vetorecht, während
das zweite eine neue Kategorie von ›semi-permanenten‹ Sitzen mit
vierjähriger Mandatszeit schafft, für die eine Wiederwahl zulässig wä-

re. In beiden Modellen würde die Gesamtzahl der Sitze von derzeit
15 auf 24 ansteigen.9 Als UN-Verwaltungschef vermeidet Kofi An-
nan wohlweislich eine Festlegung auf eines der vorgeschlagenen Mo-
delle, weil die erforderliche Änderung der Charta ausschließlich Sa-
che der Mitgliedstaaten ist. Er unterstützt aber den Ruf nach einer re-
gional ausgewogenen Vergrößerung und mahnt nachdrücklich eine
Entscheidung in dieser Sache an. Zur Zeit (Ende Juli 2005) ist nicht
absehbar, ob der Erweiterungsantrag der G-4 (Brasilien, Deutschland,
Indien und Japan) für sechs Ständige und vier nichtständige zusätzli-
che Sitze die notwendige Zweidrittelmehrheit von 128 Stimmen in
der Generalversammlung findet. Das überraschend präsentierte Kon-
kurrenzmodell der Afrikanischen Union, die im Gegensatz zur G-4
auf einem Vetorecht der neuen Ständigen Mitglieder besteht und ei-
nen weiteren nichtständigen Sitz für sich fordert, hat die schwierigen
Abstimmungsverhältnisse weiter kompliziert. Auch der am 21. Juli
vorgelegte Resolutionsentwurf ›Uniting for Consensus‹ einer Koali-
tion von Mitgliedstaaten unter Führung Italiens mit dem Vorschlag
nur zehn nichtständige neue Mitgliedstaaten aufzunehmen, wirkt sich
negativ auf eine eindeutige Beschlußfassung aus. Außerdem treten
inzwischen die USA, sekundiert von China und Rußland, offensiv
gegen eine weitreichende Änderung der Zusammensetzung des Si-
cherheitsrats auf. Da die aktuelle Reformdynamik jedoch hinreichend
Schwung entfaltet hat, dürfte auch ein ablehnender Beschluß bezie-
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hungsweise eine Verschiebung der Entscheidung zum Sicherheitsrat
die insgesamt günstigen Rahmenbedingungen für einen erfolgreichen
Millennium+5-Gipfel nicht grundsätzlich ändern.

Institutionen der Global Governance weiterentwickeln
In institutioneller Hinsicht befürwortet der Annan-Bericht weitere
Schritte: Die Generalversammlung soll sich auf inhaltliche Schwer-
punkte konzentrieren, ihre Arbeitsweise straffen und die Beziehun-
gen zu NGOs ausbauen. Auch der ECOSOC soll reformiert werden
– beispielsweise durch Einrichtung eines Exekutivausschusses – und
als Forum für Entwicklungszusammenarbeit und die Umsetzung der
MDGs fungieren. Strukturelle Reformvorschläge zur weltwirtschaftli-
chen Steuerung, beispielsweise die häufig geforderte Schaffung eines
neuen Rates für wirtschaftliche Sicherheit, finden in diesem Zusam-
menhang keine Berücksichtigung, weil sich Annan ganz auf Beschlüs-
se konzentriert, die in seinen Augen realistisch sind. Viele NGOs be-
mängeln diesen Ansatz und fordern die, zumindest in kurzfristiger Per-
spektive, völlig unrealistische Unterordnung der internationalen Fi-
nanzinstitutionen und der WTO unter den ECOSOC. Ein bedenkens-
werter Ansatz, der gleichermaßen die Effektivität und Legitimität der
Global-Governance-Architektur erhöhen würde, verknüpft die ECO-
SOC-Reform mit der Erweiterung der G-7/G-8 zu einer L-20 (L steht
für Leaders) auf Ebene der Staats- und Regierungschefs, in die An-
kerländer einbezogen würden.
Der Annan-Bericht spricht sich außerdem für weitreichende Verwal-
tungsreformen im UN-System aus, bleibt aber konkrete Lösungsvor-
schläge schuldig, um die Agenda des Millennium+5-Gipfels nicht zu
überladen. Angesichts des unhaltbaren Zustands von Fragmentierung,
Überlappung von Verantwortlichkeiten und unklaren Zuständigkeiten
ist eine größere Kohärenz in den entwicklungspolitischen, ökologischen
und humanitären UN-Arbeitsfeldern jedoch dringend erforderlich.

Beteiligung von Parlamenten und Zivilgesellschaft
Als Teil des umfassenden Reformprozesses in den UN hat sich auch
die Debatte um die Beziehungen zu NGOs, Privatwirtschaft und Par-
lamenten belebt. Viele Mitgliedstaaten wollen die Mitwirkungsrech-
te der nichtstaatlichen Akteure jedoch eher einschränken als ausbau-
en. NGOs kritisieren zu Recht die geringen Beteiligungsmöglichkei-
ten beim Millennium+5-Gipfel. Die am 23./24. Juni 2005 erstmalig
durchgeführte NGO-Anhörung in der Generalversammlung ist ein
Fortschritt. Sie sollte regelmäßig vor der jährlichen Eröffnungssit-
zung wiederholt werden. Um ihre Handlungsmöglichkeiten in einer
globalisierten Welt auszuweiten, sollten die UN die Interaktion mit
NGOs auf allen Ebenen ausbauen, insbesondere im Hinblick auf die
zahlreichen Umsetzungsprozesse nach dem Gipfel, wie auch im Hin-
blick auf Menschenrechtsrat, Kommission für Friedenskonsolidierung,
›Verpflichtung, Schutz zu gewähren‹ und Kleinwaffenübereinkom-
men. Langfristig sollte eine UN-Plattform für globale Politiknetz-
werke10 unter Einbeziehung der Wirtschaft geschaffen werden, die
verbindliche Verhaltensregeln erläßt und überprüft. Die Beziehun-
gen zu Parlamenten sollten durch die Einrichtung einer beratenden
parlamentarischen Kammer in enger Abstimmung mit der Interparla-
mentarischen Union vertieft werden.

Historische Chance nutzen
In vielen Ländern wächst die Hoffnung, daß der Millennium+5-Gip-
fel eine, wenn nicht gar die historische Chance für eine grundlegende
Neuausrichtung der UN sein könnte. Ob der weltpolitische Durch-
bruch im September tatsächlich gelingt, liegt in den Händen der Mit-
gliedstaaten – und der Weltöffentlichkeit. Widerspruch gegen be-
stimmte Aspekte des Reformpakets regt sich in vielen Mitgliedstaa-
ten, die aus Angst vor vermeintlichen Souveränitätsverlusten lieber
am Status quo festhalten als die UN den Herausforderungen des 21.

Jahrhunderts anzupassen. Da die Reformresolution (ohne die vorge-
zogene Sicherheitsratsentscheidung) im Konsens verabschiedet wer-
den soll, können sich die einzelnen Vorbehalte schnell zu wirksamen
Vetokoalitionen verbinden. Bei bestimmten Themen, beispielsweise
der Legitimierung militärischer Gewaltanwendung durch den Si-
cherheitsrat oder der Schaffung fairer Handelsbeziehungen, zeichnet
sich eher eine Verschärfung der Gegensätze zwischen Industrie- und
Entwicklungsländern ab. Allerdings mehren sich auch die Meinungs-
unterschiede innerhalb der jeweiligen Staatenblöcke und neue Allian-
zen quer zu den herkömmlichen Fronten entstehen. Der Erfolgsdruck
könnte aber dennoch eine ungeahnte positive Dynamik entfalten und
beispielsweise positive Entscheidungen zu Friedenskonsolidierung
und Menschenrechten ermöglichen.
Die internationale Gemeinschaft muß die Reformdynamik im Ent-
scheidungsjahr 2005 nutzen, um die eskalierenden globalen Risiken
zu entschärfen und die existenzielle Gefährdung der UN, die durch
den jetzigen Zustand von mangelnder Handlungsfähigkeit und Auto-
rität hervorgerufen wird, abzuwenden. Von allen Seiten ist ein Höchst-
maß an Engagement und Kompromißbereitschaft gefordert, damit der
dringend notwendige Quantensprung in der multilateralen Politik ge-
lingen kann. In einer immer stärker verflochtenen Welt sind Freiheit
und Frieden, Sicherheit und Wohlstand nur als gemeinsames Pro-
gramm von Nord und Süd realisierbar. Auf die Europäische Union –
und damit auf Deutschland als einflußreiches Mitgliedsland – kommt
eine besondere Verantwortung zu. Europa könnte, trotz seiner mo-
mentanen Schwäche, zur entscheidenden Stimme für einen globalen
Interessenausgleich werden und dabei neue Stärke gewinnen.
Die Chancen für einen umfassenden Kompromiß auf dem Millenni-
um+5-Gipfel stehen nicht schlecht. Wie der jüngst vorgelegte Be-
richt einer interfraktionellen Arbeitsgruppe des amerikanischen Kon-
gresses dokumentiert, wächst selbst in den USA der Zuspruch zu den
Reformvorschlägen von Annan. Auch die neuen Großmächte des Sü-
dens, allen voran China, wissen, daß sie von der Stärkung der Ver-
einten Nationen profitieren und werden aller Voraussicht nach kon-
struktive Beschlüsse unterstützen, weil sie sich davon den Einstieg in
eine Neukonfiguration der internationalen Ordnung versprechen, die
ihren Interessen und ihrer Wirtschaftsmacht besser entspricht.

1 Ankerländer werden Länder genannt, denen im jeweiligen regionalen Kontext eine
herausragende ökonomische und politische Bedeutung zukommt.

2 Dieser Text bezieht sich teilweise auf die Ergebnisse der internationalen Fachkonfe-
renz ›Entwicklungszusammenarbeit, Handel und Sicherheit in einer ungleichen Welt:
Die Agenda des Millennium+5-Gipfels‹, die am 9. Juni 2005 von der Deutschen Ge-
sellschaft für die Vereinten Nationen, dem Deutschen Institut für Entwicklungspoli-
tik, dem Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung und dem Human Development
Report Office des UN-Entwicklungsprogramms in Berlin veranstaltet wurde. Dar-
über hinaus wurden die im Literaturverzeichnis angegebenen Quellen verwendet.

3 UN-Dok. A/RES/55/2, v.8.9.2000, Generalversammlung, Offizielles Protokoll, 55.
Tagung, Beilage 49 (A/55/49), Vereinte Nationen, New York 2001, über: http://
www.un.org/Depts/german/gv-55/band1/a5549_wr.pdf

4 UN-Dok. A/59/2005 v. 21.3.2005, Vereinte Nationen, New York 2005, http://www.
dgvn.de/pdf/Publikationen/a-59-2005-ger_neu.pdf

5 A More Secure World: Our Shared Responsibility. Report of the High-level Panel on
Threats, Challenges and Change, UN Doc. A/59/565 v. 2.12.2004, United Nations,
New York 2004; deutsche Fassung: Eine sicherere Welt: Unsere gemeinsame Ver-
antwortung, Bericht der Hochrangigen Gruppe für Bedrohungen, Herausforderungen
und Wandel, http://www.un.org/depts/german/gs_sonst/a-59-565.pdf

6 Investing in Development. A Practical Plan to Achieve the Millennium Development
Goals, Report to the UN Secretary-General, Millennium Project, United Nations De-
velopment Programme, New York 2005, http://www.unmillenniumproject.org/
reports/fullreport.htm

7 Paris Declaration On Aid Effectiveness. Ownership, Harmonisation, Alignment, Re-
sults and Mutual Accountability, High-level Forum, 28.2.–2.3.2005, Paris, http://
www1.worldbank.org/harmonization/Paris/FINALPARISDECLARATION.pdf

8 Vgl. Presidency Conclusions, European Council, 16./17.6.2005, Brüssel, insbeson-
dere die Absätze 26 und 27, http://ue.eu.int/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/ec/
85349.pdf

9 In dem Resolutionsentwurf zur Sicherheitsratsreform der ›Gruppe der Vier‹ vom 8.
Juni 2005 ist noch ein weiterer Sitz für Osteuropa vorgesehen, vgl. http://www.un.
org/Depts/german/gv-sonst/draftres2-screform-8june.pdf

10 Vgl. Thomas Fues, Stärkung der Vereinten Nationen durch vertiefte Zusammenar-
beit mit NGOs, Privatwirtschaft und Parlamenten, Analysen und Stellungnahmen,
1/2005, Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE), Bonn 2005.
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»Die chinesische Volksweisheit warnt, daß unangemessene Eile oft
den Fortschritt hemmt.« Mit diesem Zitat1 ließ Chinas Ständiger
Vertreter bei den Vereinten Nationen, Botschafter Wang Guangya,
das Leitmotiv für die Position seines Landes in bezug auf die Re-
formvorschläge des UN-Generalsekretärs2 erkennen: Reformen
sind notwendig, sie müssen aber mit großer Behutsamkeit vorbe-
reitet und Schritt für Schritt umgesetzt werden. Weniger diploma-
tisch ausgedrückt bedeutet dies, daß China auf absehbare Zeit an
substantiellen Veränderungen bezüglich der Aufgaben, Struktu-
ren und Arbeitsweisen wichtiger Organe und Gremien der Verein-
ten Nationen kein Interesse hat. So konnte es auch nicht verwun-
dern, daß das am 7. Juni 2005 von der Volksrepublik vorgelegte
Positionspapier zur UN-Reform3 nicht nur auf eine Drosselung des
durch den Generalsekretär vorgegebenen Reformtempos zielt,
sondern sich in zentralen Fragen wie etwa dem Menschenrechts-
schutz oder der Sicherheitsratsreform auch explizit gegen die Vor-
schläge Annans ausspricht.

Wandel zur Großmacht

Eine solche deutliche Positionierung bereits im Vorfeld anstehender
Entscheidungen ist durchaus ungewöhnlich für China. Jahrzehnte-
lang fiel die Volksrepublik in wichtigen Debatten in den Vereinten
Nationen vornehmlich durch Zurückhaltung und Abwarten auf, um
sich dann entweder der allgemeinen Meinung anzuschließen, sich für
Kompensationsgeschäfte offen zu zeigen oder aber einfach Indiffe-
renz auszudrücken. Kaum ein Mitglied der Vereinten Nationen hat sich
so oft enthalten beziehungsweise an Abstimmungen gar nicht teilge-
nommen wie die Volksrepublik China.4 Noch vor sechs Jahren be-
zeichnete Kay Möller in dieser Zeitschrift China zutreffend als den
›stillen Teilhaber‹, der seine Rolle in einer komplexer werdenden Welt
nur zögerlich definieren kann.5 Inzwischen jedoch reklamiert China
nicht mehr nur unter Verweis auf seine Machtinsignien als veto-
berechtigtes Ständiges Mitglied des Sicherheitsrats seinen Anspruch
auf gleichberechtigte Berücksichtigung im Konzert der Großen. Viel-
mehr setzt es seine Position und die damit verbundenen Möglichkei-
ten mit wachsendem Selbstbewußtsein und zunehmender Selbstver-
ständlichkeit ein, um seine Interessen zu wahren und durchzusetzen.
Die Volksrepublik mit ihren 1,3 Milliarden Menschen ist auf dem Weg,
sich von einer potentiellen in eine tatsächliche Großmacht zu verwan-
deln. Ihr anhaltender wirtschaftlicher Erfolg und ihr politischer Trans-
formationsprozeß mit dem auch eine fortschreitende globale Verflech-
tung des Landes einhergeht, haben ihr internationales Gewicht erkenn-
bar wachsen lassen. In Asien beansprucht China immer offener eine
regionale Vormachtstellung, im globalen Maßstab konkurriert es mit
den etablierten Industrienationen und anderen aufsteigenden Staaten
um Energie und Rohstoffe. In den Vereinten Nationen sieht China ei-
nen wichtigen Handlungsrahmen für die Gestaltung seiner neuen po-
litischen Rolle – einen Rahmen allerdings, den die Volksrepublik auch
nach ihren eigenen Vorstellungen aktiv mitgestalten will. Die offizi-
elle Rhetorik der chinesischen Führung stellt dabei gerne die Funkti-
on der UN als unverzichtbare Plattform für Multilateralismus und kol-
lektives Handeln angesichts globaler Risiken und Herausforderungen
heraus.6 In der politischen Praxis indes versucht sie immer häufiger,
die Organisation für die eigenen Zwecke zu instrumentalisieren und
scheut dabei auch vor unilateralen Aktionen nicht zurück, wenn sie
daraus Nutzen zu ziehen meint. In dieser Situation ist China wenig dar-

an gelegen, seine eigenen Handlungsspielräume durch eine souverä-
nitätsbegrenzende UN-Reform oder gar durch die Aufwertung regio-
naler Konkurrenten wie Japan einengen zu lassen.
Was haben die Vereinten Nationen künftig von einem China zu er-
warten, das seine eher passive Rolle gegen die eines machtbewußten
Akteurs eintauscht? Das Positionspapier zur anstehenden Reform der
Organisation ist eine wichtige Grundlage, um einige bedeutsame
Handlungsfelder chinesischer UN-Politik zu analysieren. Um jedoch
zu verdeutlichen, wie sich Chinas Stellung in den UN in den zurück-
liegenden Jahren verändert hat, soll zunächst ein kurzer Blick auf die
spannungsreiche Geschichte der Beziehungen zwischen der Volks-
republik und der Weltorganisation geworfen werden.

Wechselvolle Beziehung zu den UN

Als wichtigster kontinentaler Kriegsgegner der Achsenmacht Japan
in Asien war die vormalige Republik China bereits während des Zwei-
ten Weltkriegs in die Gründungsvorbereitungen der Vereinten Na-
tionen einbezogen. In der Moskauer Außenministerkonferenz wurde
China im Oktober 1943 neben der UdSSR, den USA und Großbri-
tannien in den Kreis der vier für den Aufbau der neuen Weltorgani-
sation verantwortlichen Mächte berufen – trotz erheblicher Beden-
ken des britischen Premierministers, Winston Churchill, bezüglich
der Fähigkeiten des (bürger-)kriegsgeschwächten Chinas, seine künf-
tige Rolle als ›Weltpolizist‹ spielen zu können. China konnte so be-
reits in der gemeinsamen Moskauer Erklärung der Vier Mächte zur
schnellstmöglichen Gründung einer allgemeinen internationalen Or-
ganisation aufrufen, die allen friedliebenden Staaten auf der Grund-
lage des Prinzips der souveränen Gleichheit offenstehen und der Wah-
rung des Weltfriedens dienen sollte.7 Im darauffolgenden Jahr arbei-
tete China in Dumbarton Oaks an der Urfassung der Charta der Ver-
einten Nationen mit, die dann im Frühjahr 1945 der Gründungskon-
ferenz in San Franzisko vorgelegt wurde. Einige Fragen blieben in
Dumbarton Oaks offen, die die ›Großen Drei‹, Churchill, Roosevelt
und Stalin, auf ihrer Konferenz in Jalta im Februar 1945 unter sich
entschieden. Dazu gehörte vor allem das Abstimmungsprozedere im
künftigen Sicherheitsrat. Mit der sogenannten Jalta-Formel wurde ein
Kompromiß dergestalt gefunden, daß alle Sachfragen der Zustim-
mung aller fünf Ständigen Mitglieder (Frankreich war 1944 auf Vor-
schlag der USA hinzugenommen worden) bedürfen – damit war das
Vetorecht als wichtigstes Privileg der ›Permanent Five‹ in die Char-
ta eingebracht und mußte von den übrigen 46 Gründungsmitgliedern
um den Preis des Scheiterns des gesamten UN-Projekts akzeptiert
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werden.8 Die ›Republik China‹ ist seither als Ständiges Mitglied
des Sicherheitsrats in Art. 23 der Charta der Vereinten Nationen
verankert.
Während der Verhandlungen wurde China noch durch Repräsentan-
ten der Nationalen Volkspartei von Präsident Jiang Jieshi (Chiang
Kai-shek) und der Kommunistischen Partei Mao Zedongs vertreten,
die durch die Abwehrfront gegen die Japaner zwangsweise vereint
waren. Bei der Unterzeichnung der Charta am 26. Juni 1945 waren
die Kommunisten dann ausgeschlossen. Bald nach der japanischen
Kapitulation brach der Bürgerkrieg zwischen Nationalchinesischer
und Kommunistischer Partei wieder aus und endete vier Jahre später
mit dem Sieg der Kommunisten um Mao, der am 1. Oktober 1949 die
Volksrepublik China (VRC) ausrief. Jiang Jieshi, der sich mit den
Resten seiner Streitmacht nach Taiwan zurückgezogen hatte, rief am
10. Oktober die Republik China auf Taiwan (ROC) aus und erhob den
Alleinvertretungsanspruch der ROC für ganz China. Die damals noch
durch die USA und ihre Verbündeten dominierte Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen erkannte diesen Anspruch an, Taipeh
erhielt neben der UN-Mitgliedschaft auch den Ständigen Sitz im Si-
cherheitsrat.
Am 25. Juni 1950 überfiel Nordkorea den Südteil des seit 1945 ge-
teilten Landes. Im Verlauf des Konflikts griffen Truppen der Volks-
republik China als sogenannte Freiwillige auf der Seite Nordkoreas
in die Kriegshandlungen gegen eine von den USA geführte, aber un-
ter der Flagge der Vereinten Nationen kämpfende Koalitionsarmee
ein. Nachdem der Sicherheitsrat durch das Veto der UdSSR blockiert
war, übernahm die Generalversammlung auf der Grundlage ihrer am
3. November 1950 verabschiedeten ›Uniting for Peace‹-Resolution9

den Fortgang der Entscheidungen in die Hand. In Resolution 498
vom 1. Februar 1951 wurde festgestellt, daß sich die Volksrepublik
China an Aggressionsakten gegen Südkorea beteiligt hatte10, am 18.
Mai wurde dann als Sanktionsmaßnahme ein Waffenembargo gegen
die Volksrepublik empfohlen.11 Die Erfahrung, mit den Vereinten
Nationen praktisch im Krieg zu stehen, hat das Verhältnis zur Welt-
organisation lange Zeit geprägt. Bis in die sechziger Jahre hinein be-
trachtete Beijing die Vereinten Nationen als Herrschaftsinstrument
hegemonialer Mächte, bemühte sich dann aber verstärkt darum, den
chinesischen Platz in der Generalversammlung und vor allem im Si-
cherheitsrat einzunehmen. Nach einer Reihe gescheiterter Versuche
hatte ein von Albanien in die Generalversammlung eingebrachter An-
trag dann am 25. Oktober 1971 schließlich Erfolg: Mit 76 zu 35 Stim-
men bei 17 Enthaltungen wurde die Resolution 2758 (XXVI) ange-
nommen, welche in deutlichen Worten »alle Rechte der Volksrepu-
blik China wiederherstellt«, die »Repräsentanten ihrer Regierung als
die allein rechtmäßigen Vertreter Chinas anerkennt« und die »Re-
präsentanten Chiang Kai-Sheks künftig von dem Platz vertreibt, den
sie in den Vereinten Nationen und den mit ihnen verbundenen Orga-
nisationen unrechtmäßig besetzen«.12 Die USA, denen an einer Zwei-
China-Lösung gelegen war, wurden durch das Votum überrascht,
mußten sich mit dem Ergebnis aber arrangieren, nicht zuletzt weil
China durch seine Annäherung an die USA zu einem für die Regie-
rung von Präsident Richard Nixon und Außenminister Henry Kissin-
ger wichtigen Partner geworden war, der die amerikanische Position
gegenüber der Sowjetunion im pazifischen Strategiedreieck verstärk-
te. Der überwiegende Teil der Mitgliedstaaten in den UN akzeptiert
seither den volksrepublikanischen Alleinvertretungsanspruch für ganz
China, unterhält keine diplomatischen Beziehungen zu Taiwan und
unterstützt auch keine Bemühungen seitens Taipehs zur Verbesserung
seines Status in den UN.13 Gleichwohl ist die Taiwan-Frage auch in
den UN weiterhin virulent, vor allem wenn die Volksrepublik UN-
Missionen in Ländern zu verhindern versucht, die diplomatische Be-
ziehungen zu Taiwan unterhalten, oder wenn sich Unterstützer des
Inselstaats immer wieder erfolglos bemühen, die Taiwan-Frage auf
die Agenda der Generalversammlung zu bringen.

China wiederum, innenpolitisch durch die Schlußphase der Kulturre-
volution und das Chaos der Zeit unmittelbar nach Mao zerrissen, be-
trieb bis zu Beginn der achtziger Jahre eine Politik weitgehender
Nichtbeteiligung an der Arbeit der UN. Es nahm nur selektiv an Si-
cherheitsratssitzungen teil (legte 1972 gleichwohl mit seinem ›Nein‹
zur Aufnahme Bangladeschs in die UN sein erstes Veto ein),14 ver-
weigerte seine finanziellen Pflichtbeiträge zur UN-Friedenssicherung
und entsandte auch kein Personal in die laufenden Missionen, weil es
in Erinnerung an den Korea-Krieg Militäraktionen der Vereinten Na-
tionen ablehnte. Mit der Reform- und Öffnungspolitik von Deng
Xiaoping änderte sich der Kurs dann in den achtziger Jahren hin zu
einer stärkeren Einbindung in die UN und einer größeren Akzeptanz
auch der UN-Friedenssicherung. So wurde China 1988 in den Son-
derausschuß für Friedenssicherungseinsätze berufen, und mit der Ent-
sendung von fünf Militärbeobachtern zur Waffenstillstandsmission in
Palästina (United Nations Truce Supervision Organization – UNTSO)
begann ab 1989 die aktive Beteiligung Chinas an Friedensmissionen
der Vereinten Nationen.
Der Wandel Chinas hin zu einer aktiveren Rolle in den UN ging in den
neunziger Jahren einher mit einer Fortsetzung seines Öffnungspro-
zesses zur übrigen Welt und der intensiven Einbindung in die Welt-
wirtschaft. Nach und nach ist China allen wichtigen internationalen
Organisationen beigetreten. Im Jahr 2001 war mit der Aufnahme in
die Welthandelsorganisation (WTO), ein lange verfolgtes Ziel erreicht.
Die Intensivierung der internationalen Kontakte und Beziehungen
Chinas fand auch innerhalb der Vereinten Nationen statt, weil mit
der sprunghaften Zunahme von Friedenseinsätzen und einer insge-
samt stark verbesserten Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit des
Sicherheitsrats Chinas Engagement verstärkt eingefordert wurde. Als
zunehmend integraler Bestandteil des UN-Systems konnte China auch
nicht mehr abseits stehen und den Mißbrauch der Organisation durch
die verbliebene Großmacht USA beklagen.15

Kritische Haltung zur UN-Reform

Als bislang einziger bedeutender Mitgliedstaat der Vereinten Natio-
nen hat China sich umfassend und detailliert zu den von Generalse-
kretär Annan vorgeschlagenen Reformvorhaben für die Weltorgani-
sation positioniert. Chinas Wort hat in diesem Prozeß großes Gewicht,
schließlich muß jede Änderung der UN-Charta nicht nur mit einer
Zweidrittelmehrheit in der Generalversammlung beschlossen, son-
dern die geänderte Charta danach auch von einer ebensolchen Mehr-
heit der Mitgliedstaaten unter Einschluß aller fünf Ständigen Mit-
glieder des Sicherheitsrats ratifiziert werden.16 An einer Zustimmung
Chinas führt also bei der UN-Reform kein Weg vorbei. Da es sich zu-
gleich um eines der eher raren offiziellen Dokumente mit konkreten
politischen Positionsbeschreibungen handelt, ist es durchaus geeig-
net, um an seinen Aussagen entlang Anspruch und Wirklichkeit chi-
nesischer UN-Politik zu analysieren.
China verlangt von einer Reform der Vereinten Nationen, fünf Kri-
terienbündel zu berücksichtigen:
– Reformen sollen dem Multilateralismus dienen, zur Stärkung

von Autorität und Effizienz der Vereinten Nationen sowie zu de-
ren Fähigkeit beitragen, neuen Risiken und Bedrohungen zu be-
gegnen;

– Reformen sollen die Grundsätze der UN-Charta beachten, insbe-
sondere die souveräne Gleichheit, Nichteinmischung in innere
Angelegenheiten, friedliche Konfliktregelung und internationale
Zusammenarbeit;

– Reformen sollen umfassend sein und sowohl Sicherheit als auch
Entwicklung einbeziehen; insbesondere sollen sie die Zielfolge
›Stabilität vor Entwicklung‹ umkehren und die Umsetzung der
Millenniums-Entwicklungsziele unterstützen;
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– Reformen sollen den Vorstellungen und Bedürfnissen aller UN-
Mitglieder, vor allem der Entwicklungsländer Rechnung tragen
und auf intensiven Beratungen und einem breiten Konsens auf-
bauen;

– Reformen sollen schrittweise von den lösbaren zu den schwieri-
geren hin unternommen werden. Wo noch Differenzen beste-
hen, bedürfen diese der Beratung und Konsensfindung. Zeitvor-
gaben oder erzwungene Entscheidungen sind nicht wünschens-
wert.17

Im Kern beansprucht China mit diesen Kriterien, die Vereinten Na-
tionen zu stärken, ohne sie jedoch strukturell zu erneuern, was insge-
samt auf die Zementierung des Status quo hinauslaufen würde. In
diese Richtung zielt insbesondere die im zweiten Kriterienbündel vor-
genommene Betonung der souveränitätsschonenden Bestimmungen
von Art. 2 UN-Charta zu den traditionellen Formeln, die in praktisch
keiner Stellungnahme der Volksrepublik zu kollektiven Maßnahmen
beziehungsweise zur Interpretation von Rolle und Funktion der Welt-
organisation gegenüber Mitgliedstaaten fehlt. Der Organisation sol-
len möglichst wenige Befugnisse übertragen werden, die das Verhal-
ten von Staaten steuern oder kontrollieren könnten. Diese besondere
Sensibilität Chinas rührt aus den traumatischen Erfahrungen mit der
mehrmaligen gewaltsamen Einflußnahme fremder Mächte auf das Ge-
schehen in China, die mit den Opiumkriegen in der ersten Hälfte des
19. Jahrhunderts begannen und erst mit der Gründung der Volksre-
publik im Jahre 1949 endeten.
In der gegenwärtigen Politik ist es vor allem die Taiwan-Frage, in der
China immer wieder Einmischung in seine als innere Angelegenheit
betrachtete Beziehung zu seiner ›abtrünnigen Provinz‹ wahrnimmt und
gegen die es sich innerhalb wie außerhalb des UN-Kontexts vehement
wehrt. Ebenfalls dem Nichteinmischungsgebot unterworfen bleiben
nach chinesischer Lesart alle Menschenrechtsfragen, so daß staatliche
Souveränität also vor internationalen Regimen zum Schutz der Men-
schenrechte rangiert. Dabei spielen neben der Berufung auf Prinzipi-
en internationaler Politik vor allem eigene Befindlichkeiten eine ent-
scheidende Rolle: Chinas Menschenrechtsbilanz steht angesichts sei-
ner Minderheitenpolitik gegenüber den Tibetern, den Uighuren in
Xinjiang (Sinkiang) sowie den Minderheiten in der Inneren Mongo-
lei, aber auch hinsichtlich der Zahl seiner Hinrichtungen sowie der
Verfolgung politischer beziehungsweise religiöser Aktivisten im Zen-
trum anhaltender Kritik. Diese kommt insbesondere aus den Reihen
nichtstaatlicher Organisationen und einiger westlicher Staaten – wenn-
gleich unter den Vorzeichen der Bekämpfung des internationalen Ter-
rorismus seit 2001 deren Bereitschaft wächst, über Chinas problema-
tischen Umgang mit vor allem muslimischen Organisationen wie dem
Eastern Turkistan Movement in der nordwestlichen Autonomieregi-
on Xinjiang hinwegzusehen.
Den Primat der Souveränität reklamiert China jedoch nicht nur für sich
selbst, sondern gesteht ihn auch den anderen Staaten zu. Die Volks-
republik betrachtet sich geradezu als Garant gegen Interventionismus,
besonders jenen von seiten der Industrienationen gegenüber Entwick-
lungsländern. Allerdings zeigt das Beispiel Sudans, daß China unter
dem Vorwand des Prinzips der Nichteinmischung auch ein überfälli-
ges Einschreiten der internationalen Gemeinschaft bei Menschen-
rechtsverletzungen von genozidähnlichen Ausmaßen behindern kann,
wenn es seine energiepolitischen Interessen in Gefahr sieht. China ist
es mit öffentlichen Vetodrohungen lange gelungen, den Sicherheits-
rat von Schritten gegen die Regierung in Khartum wegen deren – zu-
mindest duldender – Untätigkeit gegenüber Massenmorden und Ver-
treibungen in der Region Darfur abzuhalten.18 Vor diesem Hinter-
grund entspricht das dritte Kriterienbündel ›Entwicklung vor Stabi-
lität‹ in vollem Umfang dem politischen Zynismus, den China den
Industrienationen und vor allem den USA gerne vorwirft. Immerhin
aber hat China im März 2005 mit seiner Stimmenthaltung im Sicher-
heitsrat den Weg nicht nur zur Bewilligung einer Friedenstruppe in

Sudan (UNMIS), zur Verhängung (moderater) Sanktionen gegen
die Regierung und schließlich der Überweisung der Darfur-Proble-
matik an die Anklagebehörde des Internationalen Strafgerichtshofs
(IStGH) freigemacht.19 Die Einschaltung des IStGH ist insofern be-
merkenswert, da China wie auch die USA diesen Gerichtshof wegen
seiner vermeintlichen Beeinträchtigung von Souveränitätsrechten
grundsätzlich ablehnen.
Keine weitergehenden, souveränitätsbeschränkenden Befugnisse zu-
zulassen, ist auch die Zielrichtung der Ablehnung der Vorschläge des
Generalsekretärs im Bereich des Menschenrechtsschutzes. Annan hat-
te vorgeschlagen, die über die Jahrzehnte stark in Mißkredit geratene
UN-Menschenrechtskommission (MRK) durch einen kleineren, stän-
dig tagenden Menschenrechtsrat als Nebenorgan der Generalversamm-
lung oder als Hauptorgan der Vereinten Nationen zu ersetzen.20 Ge-
rade China ist es in der Vergangenheit durch massive politische In-
terventionen bei den Mitgliedstaaten, die in der MRK durch offiziel-
le Delegationen vertreten sind, immer wieder gelungen, sich Verur-
teilungen seiner Menschenrechtspolitik zu entziehen. Ein neuer Men-
schenrechtsrat, von dem zudem unklar ist, ob China überhaupt in ihm
vertreten sein würde, liegt daher nicht im chinesischen Interesse –
und wohl auch nicht im Interesse der Staaten, mit denen zusammen
sich China erfolgreich in der MRK hat behaupten können.

Stärkere Beteiligung an der Friedenssicherung

Die offensichtlichste Verstärkung ihrer Aktivitäten im UN-Rahmen
nahm die Volksrepublik bei der Beteiligung an Friedensmissionen vor.
Die Abkehr von ihrer lange ablehnenden, durch die Erfahrungen des
Korea-Kriegs geprägten Haltung geht dabei sicherlich auf die Ein-
sicht in die erwiesene friedensstabilisierende Wirkung dieser Einsät-
ze zurück. Mehr noch aber dürfte China erkannt haben, daß es sei-
nem Anspruch auf Mitwirkung an Entscheidungen auch durch Enga-
gement bei deren Umsetzung gerecht werden muß. Seit der Entsen-
dung von fünf Militärbeobachtern nach Palästina im Jahr 1989 hat
China rund 3400 Soldaten in 13 Friedensmissionen der Vereinten
Nationen eingesetzt.21 Seit 2004 beteiligt sich China auch mit Zivil-
polizisten an UN-Friedensmissionen. Zu deren Ausbildung hat die
Volksrepublik Ende 2003 in Langfang südlich von Beijing das größ-
te Trainingszentrum für polizeiliche Friedenseinsätze in Asien ein-
gerichtet. Wie aus der nachstehenden Übersicht (S. 130) zu entneh-
men, ist China mit knapp über 1000 Personen an zwölf von 16 derzeit
laufenden Friedensmissionen weltweit beteiligt. China steht damit an
15. Stelle unter den insgesamt 105 truppenstellenden Nationen. Bei
einem Streitkräfteumfang von rund 2,5 Millionen Soldaten sowie rund
1,5 Millionen Beamten der Bewaffneten Volkspolizei nehmen sich
diese Beiträge jedoch eher symbolisch aus. Auch im Bereich der Ver-
fügungsbereitschaftsabkommen ist China über den geringsten Grad
einer Beteiligung, nämlich der bloßen Meldung verfügbarer Kapazi-
täten noch nicht hinausgekommen.22 Immerhin aber leistet China die-
se Beiträge auf einem qualitativ hohen Niveau. Wenn sich die Staats-
führung in ihrem Positionspapier für die Schaffung der von General-
sekretär Annan vorgeschlagenen Kommission für Friedenskonsoli-
dierung und für eine weitere Stärkung der UN auf diesem Gebiet aus-
spricht, wird damit auch die Bereitschaft Chinas einhergehen müs-
sen, die eigenen Beteiligungen weiter aufzustocken.
Im Bereich der Friedenssicherung hat China jedoch auch zwei seiner
bislang drei Vetos eingelegt und weitaus häufiger durch Vetodrohun-
gen seinen Willen durchgesetzt. So führte etwa 1997 ein ›Nein‹ Chinas
im Sicherheitsrat dazu, daß die Einrichtung einer Mission in Guate-
mala zunächst nicht bewilligt wurde, weil das Land diplomatische
Beziehungen zu Taiwan unterhielt. Aus dem gleichen Grund mußte
1999 die in Mazedonien stationierte Friedenstruppe UNPREDEP ab-
gezogen werden, weil China gegen die erforderliche Mandatsverlän-
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gerung stimmte. Im Juni 2005 kündigte China unerwartet an, der
vom UN-Generalsekretär für ein weiteres Jahr vorgeschlagenen Ver-
längerung des Mandats für die Stabilisierungsmission in Haiti (Uni-
ted Nations Stabilization Mission in Haiti – MINUSTAH), an der
sich China immerhin mit einem großen Zivilpolizei-Kontingent be-
teiligte, nicht zuzustimmen. Hintergrund war ein geplanter offiziel-
ler Besuch von Übergangspräsident Alexandre Boniface in Taipeh.
Nach allerlei diplomatischem Tauziehen stimmte China der Verlän-
gerung der Mission um neun Monate zu, so daß die Truppe wie ge-
plant zu den Wahlterminen im Oktober und November verstärkt wer-
den kann.23 Sicherlich würde es die Glaubwürdigkeit von Chinas Be-
kenntnissen zum Multilateralismus erhöhen, wenn die Volksrepublik
die Taiwan-Frage aus einem so wichtigen Gebiet wie die Entschei-
dungen des Sicherheitsrats zur internationalen Friedenssicherung her-
aushielte.

Reform des Sicherheitsrats

Kernstück der Erneuerung der Vereinten Nationen ist die Reform ih-
res Sicherheitsrats. Sie kann als ein Lackmustest für die Bereitschaft
der Mitgliedstaaten angesehen werden, die Weltorganisation den Er-

fordernissen des 21. Jahrhunderts anzupassen. China, wie die ande-
ren Ständigen Mitglieder wenig geneigt, seine aus der Schlußphase
des Zweiten Weltkriegs stammenden Privilegien als anachronistisch
anzusehen, sie zu teilen oder gar aufzugeben, hat sich von den Ent-
wicklungsländern in der ›Gruppe der 77‹ schon in der ersten Hälfte
der neunziger Jahre zu einem Bekenntnis zur Sicherheitsratsreform
unter Schaffung neuer Ständiger Sitze für bislang vernachlässigte
Regionen bewegen lassen. China hat in der Vergangenheit auch im-
mer wieder Bereitschaft erkennen lassen, Deutschland als Ständiges
Mitglied zu akzeptieren. Die Aufnahme Japans in das mächtigste
Gremium der Vereinten Nationen indes will China mit allen Mitteln
verhindern. Als Argument wird dabei gerne auf Japans fehlende Be-
reitschaft verwiesen, sich mit seinen Verbrechen während des Zwei-
ten Weltkriegs auseinanderzusetzen. In Wirklichkeit aber betrachtet
China mit großer Sorge die Intensivierung der amerikanisch-japani-
schen Sicherheitskooperation im pazifischen Raum und deren Aus-
dehnung auch auf Taiwan, die als unmittelbare Bedrohung der eige-
nen Sicherheit empfunden wird.
Nach mehr als einem Jahrzehnt der Diskussion und des Abwägens
der Argumente in der Staatenwelt, hat der UN-Generalsekretär vor-
geschlagen, über die Reformmodelle, die das von ihm eingesetzte
High-level Panel im Dezember 2004 vorgelegt hat, auf dem Millen-

Mission Militärbeobachter Soldaten Zivilpolizei

MINURSO: Mission der Vereinten Nationen 19
für das Referendum in Westsahara

MINUSTAH: Stabilisierungsmission der 133
Vereinten Nationen in Haiti

MONUC: Mission der Vereinten Nationen 10 220
in der Demokratischen Republik Kongo

ONUB: Operation der Vereinten Nationen 3
in Burundi

ONUCI: Operation der Vereinten Nationen 7
in Côte d’ Ivoire

UNAMA: Hilfsmission der Vereinten Nationen 1
in Afghanistan

UNAMSIL: Mission der Vereinten Nationen 3
in Sierra Leone

UNMEE: Mission der Vereinten Nationen 7
in Äthiopien und Eritrea

UNMIK: Übergangsverwaltungsmission 1 19
der Vereinten Nationen in Kosovo

UNMIL: Mission der Vereinten Nationen 5 567 24
in Liberia

UNMIS: Mission der Vereinten Nationen 1 1
in Sudan

UNTSO: Organisation der Vereinten Nationen 5
zur Überwachung des Waffenstillstands 
(in Palästina)

Chinas Beteiligung an Friedensmissionen der Vereinten Nationen

Quelle: United Nations, Department of Peacekeeping Operations, Stand: 31. Mai 2005
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nium+5-Gipfel im September 2004 abstimmen zu lassen. Dabei wer-
den Modell A, das die Schaffung von sechs Ständigen Sitzen, aller-
dings ohne Vetorecht vorsieht, die meisten Erfolgsaussichten einge-
räumt. Dies wiederum würde die Chancen Japans auf einen Ständi-
gen Sitz deutlich steigern, erst recht im Rahmen einer Paketlösung
mit Brasilien, Deutschland und Indien sowie zwei noch zu benen-
nenden afrikanischen Staaten. Um diesen Plan umzusetzen, hat die-
se ›Gruppe der Vier‹ (G-4) am 11. Juli 2005 einen Resolutionsent-
wurf in der Generalversammlung zur Diskussion gestellt. 
Gegen dieses Verfahren geht China massiv vor. In seinem Positions-
papier lehnt es »erzwungene Entscheidungen« ab und fordert mehr
Zeit und Konsultation für die »Herstellung eines Konsenses« in die-
ser Frage, wohl wissend daß dieser nicht zu erzielen ist. In einer Stel-
lungnahme zum Vorhaben der G-4 unterstützte der Sprecher des chi-
nesischen Außenministeriums die Haltung Italiens und anderer Geg-
ner, nur den Kreis der nichtständigen Mitglieder zu erweitern.24

In seiner Rede vom 11. Juli 2005 vor der 59. Generalversammlung
drängte Chinas UN-Botschafter Wang die Mitgliedstaaten, einen
»Showdown« bei der Sicherheitsratsreform unter allen Umständen
zu vermeiden.25 Chinas Chancen, sich in dieser Frage allein durchzu-
setzen, dürften indes schlecht stehen. Für eine weitere Verschlep-
pung der Sicherheitsratsreform oder gar den Verzicht auf Ständige
Sitze findet die Volksrepublik kaum Unterstützung in der Gruppe der
Entwicklungsländer, als deren Anwalt sie sich gerne sieht. Zudem
hat China keine Möglichkeit, das Einbringen der Resolution in die
Generalversammlung zu verhindern: Es kann nur Lobbyarbeit gegen
seine Annahme betreiben und sich dabei in nur größeren Gegensatz
zur eigenen Klientel bringen. In der Generalversammlung gibt es kein
Veto – sollte der Resolutionsentwurf der G-4 also die erforderliche
Zweidrittelmehrheit finden, bliebe China nur der Weg, das Inkrafttre-
ten der neuen Regelung durch Nichtratifizierung zu verhindern. Ob
China dies im Alleingang durchhalten wird, scheint mehr als zwei-
felhaft – in dieser Frage hängt alles an den USA, die sich explizit für
Japan ausgesprochen, den G-4-Plan jedoch am 12. Juli 2005 erstmals
öffentlich abgelehnt haben.26 Chinas tatsächlicher Einfluß in der Re-
formfrage ist wahrscheinlich deutlich geringer als sein festes Auftre-
ten in den UN und der Weltöffentlichkeit glauben machen. Im Wind-
schatten der USA indes könnte China seine Ablehnung lange auf-
rechterhalten.

Perspektiven

In den zurückliegenden Jahren hat China sein Engagement in den Ver-
einten Nationen deutlich ausgebaut. Diesen Kurs dürfte es fortsetzen
und es dabei verstehen, seine Gestaltungsansprüche an das UN-Sy-
stem und die Berücksichtigung seiner Positionen immer stärker wirt-
schafts-, aber auch machtpolitisch zu untermauern. Als Ständiges Mit-
glied des Sicherheitsrats ist es vor allem am Status quo interessiert,
der seine Privilegien wahrt, so daß eine wirkliche Stärkung multila-
teraler Arrangements oder gar Reformimpulse von China nicht zu er-
warten sind. Andererseits ist zu bedenken, daß Chinas Gewicht zwar
gewachsen, es aber vom Rang einer Supermacht, die etwa die USA
herausfordern könnte, noch weit entfernt ist. Mangels Möglichkeiten
und auch mangels politischen Willens wird es China nicht gelingen,
im Weltmaßstab unilaterale Politik gegen den Widerstand konkurrie-
render Mächte zu betreiben. Dazu ist vor allem sein schwieriger, inter-
ner Transformationsprozeß, der Chinas auswärtiges Verhalten wei-
ter stark prägt, zu großen Unwägbarkeiten ausgesetzt. Noch immer
kann Chinas Weg zwischen Mao, Marx und Markt auch scheitern.
China wird auch bei günstigstem Verlauf seiner weiteren Entwicklung
nicht mehr als den Status einer unter mehreren, vornehmlich regional
orientierten Großmächten für sich in Anspruch nehmen können und
sich im globalen Maßstab daher weiterhin um Kooperation und In-

teressenausgleich bemühen müssen. Hierzu bleibt China für die ab-
sehbare Zeit auf Organisationen wie die UN angewiesen. In der Ver-
gangenheit hat sich China bei aller Proklamation von Prinzipien im-
mer als äußerst pragmatisch gezeigt, und dies ist auch künftig nicht
anders zu erwarten. Wenn der von Kofi Annan angestoßene Reform-
zug in Fahrt kommt, wenn sich eine Zweidrittelmehrheit in der Ge-
neralversammlung für Veränderungen – sei es beim Sicherheitsrat
oder im Bereich Menschenrechtsschutz – ausspricht und sich die Ra-
tifizierung durch einige Ständige Mitglieder abzeichnet, wird auch
China nicht abseits stehen können. Viel mehr als vor Einbußen einer
ohnedies stark relativierten Souveränität fürchtet sich China vor Iso-
lation. Sein Bedeutungszuwachs in der internationalen Politik wie in
der Weltorganisation wird China nutzen, den Preis für seine Unter-
stützung von Beschlüssen und Aktionen zu erhöhen. Es wird aber im
eigenen Interesse darauf bedacht sein, seine Möglichkeiten nicht
durch machtpolitisches Auftrumpfen zu überreizen.
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Die Richtigen treffen
Die Vereinten Nationen und die Probleme zielgerichteter Sanktionen CHRISTIAN SCHALLER

Im Rahmen von Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen zählen
nichtmilitärische Sanktionen nach Art. 41 zu den wichtigsten Maß-
nahmen des Sicherheitsrats zur Wahrung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit. Solche kollektiven Zwangsmaßnahmen
lassen sich auf unterschiedlichste Konfliktkonstellationen zuschnei-
den und stellen eine mildere Alternative dar, mitunter aber auch ei-
ne Vorstufe zur Autorisierung militärischer Gewaltanwendung. Eine
der bedeutendsten Entwicklungen innerhalb der Sanktionspolitik des
UN-Sicherheitsrats ist die gänzliche Abkehr von umfassenden Wirt-
schaftsblockaden, deren Folgen für die Zivilbevölkerung in den be-
troffenen Staaten kaum zu kontrollieren sind. Statt dessen versucht
der Sicherheitsrat verstärkt, mittels zielgerichteter Handels-, Finanz-
und Reisesanktionen den Druck unmittelbar auf verantwortliche Ent-
scheidungsträger und andere natürliche und juristische Personen zu
konzentrieren, die durch ihr Verhalten zu einer Bedrohung gewor-
den sind.1 Mit der veränderten Rolle von Sanktionen setzt sich auch
der im Dezember 2004 veröffentlichte Bericht des ›High-level Panel
on Threats, Challenges and Change‹ auseinander.2 Seine Empfehlun-
gen spiegeln jedoch im wesentlichen den Status quo moderner Sank-
tionsregime wider und werden den aktuellen Problemen nur in An-
sätzen gerecht. Die primären Herausforderungen bestehen darin, ziel-
gerichtete Sanktionsregime so zu gestalten, daß sie einheitlich und flä-
chendeckend umgesetzt und nicht von Dritten unterlaufen werden kön-
nen und daß ungerechtfertigte Eingriffe in menschenrechtliche Ge-
währleistungen soweit wie möglich unterbleiben.

Das Design von Sanktionsbeschlüssen
Stellt der Sicherheitsrat gemäß Art. 39 UN-Charta fest, daß eine Be-
drohung oder ein Bruch des Friedens vorliegt, kann er auf der Grund-
lage von Art. 41 Sanktionsmaßnahmen beschließen, um die Verant-
wortlichen zu zwingen, ihr Verhalten zu ändern. Zu diesem Zweck
verpflichtet der Sicherheitsrat die Mitgliedstaaten regelmäßig durch
einen Resolutionsbeschluß unter Berufung auf Kapitel VII UN-Char-
ta zu einschneidenden Handlungen oder Unterlassungen gegenüber
dem jeweiligen Zielobjekt, bei dem es sich sowohl um einen Staat als
auch um einzelne Personen oder Personengruppen handeln kann. Um
zu gewährleisten, daß die Resolution wirksam und einheitlich umge-
setzt wird, aber auch aus Gründen der Rechtssicherheit, muß sie so
präzise wie möglich gefaßt sein. 

Bestimmung des Zielobjekts und des von ihm erwarteten 
Verhaltens

Auf der Grundlage des Sanktionsbeschlusses muß eine eindeutige
Identifizierung des Zielobjekts möglich sein. Richten sich die Maß-
nahmen gegen nichtstaatliche Akteure, wie etwa gegen das Al-Qaida-
Netzwerk und die Taliban, sieht der Sicherheitsrat regelmäßig davon
ab, die Personen im einzelnen zu benennen. Statt dessen gibt er Kri-
terien oder Kategorien vor, anhand derer ein für das jeweilige Sank-
tionsregime eingesetzter Ausschuß die betreffenden Personen ermit-
telt und in einer Liste registriert.3 Diese Verfahrensweise ist charak-
teristisch für zielgerichtete Sanktionen. 
Dem Zielobjekt muß eindeutig vor Augen geführt werden, welches
Verhalten von ihm erwartet wird. Staaten, von denen eine Bedrohung
ausgeht, werden vom Sicherheitsrat in der Regel mit rechtsverbindli-
chen Pflichten belegt. Häufig, aber nicht notwendigerweise, handelt es
sich dabei um Pflichten, die sich bereits aus dem Völkerrecht ergeben.

Gegenüber Individuen entfalten die Beschlüsse des Sicherheitsrats
ebenso wie die überwiegende Mehrheit völkerrechtlicher Normen zwar
keine unmittelbare Wirkung, sondern müssen erst durch die Mitglied-
staaten umgesetzt werden. Dies hindert den Sicherheitsrat jedoch nicht,
auch von nichtstaatlichen Akteuren ein bestimmtes Verhalten einzu-
fordern und diese Forderung zu sanktionieren. 
In der Vergangenheit betrafen solche Verhaltensvorgaben beispiels-
weise die Einstellung von Kampfhandlungen, die Entwaffnung von
Kombattanten, die Einhaltung des humanitären Völkerrechts, die Aus-
lieferung von Terroristen, oder wie im Fall Irak weitreichende Abrü-
stungsmaßnahmen unter internationaler Aufsicht. 

Zuschnitt der Sanktionen gegenüber dem Zielobjekt

Das Spektrum moderner Sanktionen ist äußerst breit gefächert. Es um-
faßt neben handelsbezogenen Maßnahmen wie einem Embargo für
Waffen, Ausrüstung oder sonstige Güter und Dienstleistungen auch
gezielte Einfuhrverbote für Rohstoffe und Produkte aus bestimmten
Gebieten. Hinzu kommen besondere Beschränkungen des Flugver-
kehrs und Kontrollen der Transportwege. Bei Finanzsanktionen wer-
den finanzielle Transaktionen unterbunden sowie Gelder und sonstige
Vermögenswerte eingefroren. Schließlich werden die Staaten häufig
verpflichtet, bestimmten Personen fremder Staatsangehörigkeit die
Einreise und Durchreise zu verweigern. Die Entscheidung darüber,
welche Sanktionen im Einzelfall verhängt werden sollen, wie sie zu
dosieren und ob sie mit Anreizen oder mit militärischem Zwang zu
kombinieren sind, hängt im wesentlichen vom Ausmaß der Bedrohung
sowie von der grundsätzlichen Bereitschaft des Zielobjekts ab, den For-
derungen des Sicherheitsrats nachzukommen. Dabei spielt der recht-
liche Grundsatz der Verhältnismäßigkeit eine wichtige Rolle. Von er-
heblicher Bedeutung ist darüber hinaus, über welche Kanäle das Ziel-
objekt Einfluß ausübt und aus welchen Mitteln es sich hauptsächlich
finanziert.
Um eine einheitliche und lückenlose Umsetzung in allen Staaten zu
ermöglichen, greift der Sicherheitsrat in seinen Resolutionsbeschlüs-
sen zunehmend auf standardisierte Formulierungen zurück, die zwi-
schen 1998 und 2002 im Rahmen verschiedener Expertenseminare
erarbeitet wurden.4 Die aktuelle Herausforderung besteht vor allem
darin, Inhalt und Reichweite solcher Musterklauseln so präzise wie
möglich zu bestimmen, damit einheitlich formulierte Beschlüsse auch
gleichförmig umgesetzt werden können. Der Sicherheitsrat verab-
schiedete erstmals im November 2003 mit bindender Wirkung einen
Katalog mit detaillierten Definitionen, um die Finanzsanktionen gegen
Mitglieder des ehemaligen Regimes in Irak zu konkretisieren.5 Auf
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europäischer Ebene wurden im Rahmen der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik ebenfalls bereits entsprechende Definitionen
erarbeitet.6
Besonderen Nachdruck sollte der Sicherheitsrat seinen Resolutions-
beschlüssen verleihen, indem er sich für den Fall, daß Mitgliedstaa-
ten ihre Umsetzungspflichten in eklatanter Weise verletzen oder be-
stehende Sanktionsregime unterlaufen, explizit schärfere Maßnahmen
vorbehält. Dies gilt auch im Hinblick auf Sanktionsverletzungen, die
von privaten Personen und Unternehmen begangen werden. Solche
Maßnahmen können im Extremfall auch gezielte Sekundärsanktio-
nen, das heißt Sanktionen gegen Sanktionsbrecher, beinhalten.

Neue humanitäre Ausnahmeregelungen

Da nicht nur Sanktionen gegen einen Staat unkontrollierbare Aus-
wirkungen auf die Zivilbevölkerung haben, sondern auch zielgerich-
tete Sanktionen den betroffenen Personen in unbeabsichtigter Weise
schaden können, müssen die zugrundeliegenden Beschlüsse Aus-
nahmeregelungen für Notfälle enthalten. Bereits die umfassenden
Wirtschaftssanktionen der frühen neunziger Jahre enthielten Freiga-
ben für Lebensmittel, Medikamente und andere humanitäre Hilfsgü-
ter. Eine rasche und effektive Hilfe scheiterte in Irak vor allem an der
mangelhaften Umsetzung. Selbst Embargobestimmungen für Waf-
fen und militärische Ausrüstung sehen mittlerweile standardmäßig
bestimmte Ausnahmen vor, die zum Beispiel Schutzbekleidung für
Journalisten oder Ausrüstung zur Minenräumung betreffen. Auch Rei-
sebeschränkungen können aus humanitären oder religiösen Gründen
unter bestimmten Voraussetzungen ausgesetzt werden.
Neue Ausnahmebestimmungen gelten seit 2002 in zahlreichen Fällen
für Finanzsanktionen gegen Einzelpersonen.7 Erfaßt werden bestimm-
te notwendige Ausgaben zur Deckung des Lebensunterhalts. Jeder
Staat, der beabsichtigt, den betreffenden Personen Zugriff auf dafür
benötigte Gelder zu gestatten, muß dies dem zuständigen Sanktions-
ausschuß vorher anzeigen. Sofern der Ausschuß innerhalb einer Frist
von meist zwei Arbeitstagen keinen abschlägigen Bescheid erteilt,
darf der Staat die erforderlichen Gelder freigeben. Damit sollen vor
allem die Ausschüsse entlastet und die Bearbeitung im Einzelfall be-
schleunigt werden. 

Beobachtung, Evaluierung und Anpassung der Sanktionsregime

Die Anfälligkeit von Sanktionsregimen für Verletzungen, aber auch
die grundsätzlich bestehende Gefahr, daß unbeabsichtigte humanitä-
re und wirtschaftliche Folgen eintreten, machen es erforderlich, die
tatsächliche Wirkungsweise der Maßnahmen ständig zu beobachten
und zu bewerten. Dieser Aspekt wurde lange vernachlässigt. Mittler-
weile betraut der Sicherheitsrat den UN-Generalsekretär regelmäßig
damit, mögliche und tatsächliche Auswirkungen von Sanktionen zu
untersuchen. Darüber hinaus setzt der Generalsekretär im Auftrag des
Sicherheitsrats kleinere Expertengruppen ein, die in enger Zusammen-
arbeit mit den Sanktionsausschüssen die Umsetzung und Einhaltung
der Sanktionen überwachen.
Auf veränderte Rahmenbedingungen muß der Sicherheitsrat flexibel
reagieren können. Bei pflichtgemäßem Verhalten des Zielobjekts kön-
nen die Sanktionen erleichtert, ausgesetzt oder aufgehoben werden.
Bleibt der Erfolg aus, sind die Maßnahmen, soweit sie befristet sind,
zu verlängern und gegebenenfalls zu verschärfen. Ein aktuelles Bei-
spiel sind die unbefristeten Sanktionen gegen das Al-Qaida-Netz-
werk, die immer wieder angepaßt werden müssen.8 So ergaben etwa
die Untersuchungen einer im Januar 2004 eingesetzten Experten-
gruppe, daß sich die Finanzierungspraktiken von Terrorgruppen, die
mit dem Netzwerk in Verbindung stehen und zunehmend dezentral
organisiert sind, grundlegend geändert haben. Solche Gruppen nut-
zen verstärkt alternative Kanäle für finanzielle Transaktionen, wie

das traditionelle ›Hawala‹-System, Geldkuriere oder Spenden unter
dem Deckmantel karitativer Organisationen.9 Der Sicherheitsrat, sei-
ne Experten und die Staaten müssen nun gezielte Maßnahmen ent-
wickeln, um diese Kanäle zu schließen.

Die Aufhebung von Sanktionen

Sobald das Zielobjekt die vom Sicherheitsrat aufgestellten Forderun-
gen vollständig erfüllt hat, sollten die Sanktionen aufgehoben wer-
den. Während der neunziger Jahre wurden Sanktionen grundsätzlich
auf unbestimmte Zeit verhängt. Dies hatte zur Folge, daß eine Auf-
hebung nur durch erneuten Beschluß des Sicherheitsrats erfolgen und
nach Art. 27 Abs. 3 UN-Charta durch das Veto eines Ständigen Mit-
glieds auf Dauer verhindert werden konnte. Im Mai 2000 beschloß
der Sicherheitsrat erstmals, ein Sanktionsregime von vornherein zu be-
fristen.10 Inzwischen werden die meisten neuen Sanktionsregime un-
ter ausdrücklichem Vorbehalt der Verlängerung zunächst für begrenz-
te Zeiträume von bis zu zwölf Monaten verhängt.11 Durch solche
›Sunset Clauses‹ wird dem sanktionierten Zielobjekt ein gewisser An-
reiz geboten, sein Verhalten zu ändern. Zugleich muß sich der Sicher-
heitsrat spätestens zum Ablauf der Frist wieder mit dem Konfliktge-
genstand auseinandersetzen und erneut eine Entscheidung treffen. 

Verwaltung, Überwachung und Durchsetzung 
von Sanktionsregimen
Sanktionsregime können ihre Wirkung nur entfalten, wenn sicherge-
stellt ist, daß die verbindlichen Vorgaben des Sicherheitsrats voll-
ständig, einheitlich und ohne Zeitverzug von den Mitgliedstaaten um-
gesetzt werden. Die Unterstützung und Überwachung dieses Prozes-
ses delegiert der Sicherheitsrat regelmäßig an spezielle Sanktionsaus-
schüsse, Expertengremien, das UN-Sekretariat und bisweilen auch an
andere internationale und regionale Organisationen.

Verwaltung

Eine zentrale Rolle spielen die Sanktionsausschüsse des Sicherheits-
rats.12 Hierbei handelt es sich um Nebenorgane im Sinne von Art. 29
UN-Charta, die den Sicherheitsrat in ihrer Zusammensetzung exakt
abbilden und ebenfalls in New York tagen. Die Ausschüsse sind in-
nerhalb der Sanktionsregime in erster Linie für die Koordinierung und
Verwaltung zuständig. Im Zuge einer gezielteren Ausrichtung der
Sanktionen überträgt ihnen der Sicherheitsrat auch die Aufgabe, jene
Personen auszuwählen und aufzulisten, die unter die von ihm vorge-
gebenen Kategorien fallen und entsprechend sanktioniert werden sol-
len. Insgesamt sind die Mandate der Sanktionsausschüsse in den
letzten Jahren deutlich umfangreicher geworden und orientieren sich
stärker an den Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalls.13

Organisation und Verfahrensweise der Ausschüsse sind jedoch wenig
transparent und teilweise ineffizient. Dies betrifft vor allem die Teilbe-
reiche, in denen rechtlich verbindliche Entscheidungen nach außen
wirken, etwa wenn Ausnahmegenehmigungen erteilt und Sanktions-
listen erstellt und verwaltet werden sollen. Ein wesentliches Manko
besteht darin, daß Entscheidungen in den Ausschüssen im Konsens
getroffen werden. So kann im Unterschied zur Abstimmung im Sicher-
heitsrat jedes Mitglied eine Entscheidung durch Einspruch blockie-
ren, was in der Praxis häufig zu erheblichen Störungen der Ausschuß-
arbeit führt. Sollte es im übrigen zu einer Erweiterung der Mitglied-
schaft im Sicherheitsrat kommen, würde es in den Ausschüssen noch
schwieriger, Entscheidungen nach dem Konsensverfahren zu tref-
fen. Daß nach diesem Prinzip verfahren wird, ist keinesfalls vorge-
schrieben, sondern wird regelmäßig unter den Ausschußmitgliedern
vereinbart. Eine Alternative zu diesem für Blockaden anfälligen Ver-
fahren könnte darin bestehen, daß der Sicherheitsrat sein eigenes
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mehrheitsbezogenes Abstimmungsverfahren sinngemäß auf die Aus-
schüsse überträgt. Damit würde allerdings zugleich die Vetomacht der
Ständigen Mitglieder auch in den Ausschüssen zementiert.
Hinzu kommt, daß die Ausschüsse stets von Fall zu Fall entscheiden,
daß eine interne einheitliche Verwaltungs- und Entscheidungspraxis
kaum erkennbar ist und daß sie ihre Vorgehensweise untereinander
nur selten abstimmen, selbst wenn in den Ausschüssen teilweise die-
selben Personen sitzen. Dadurch entstehen teilweise erhebliche Rei-
bungsverluste und Unsicherheiten. Regelmäßige Koordinierungs-
treffen der Ausschußvorsitzenden sowie die Erarbeitung einheitlicher
Richtlinien zur Konkretisierung, Interpretation und Anwendung be-
stimmter Sanktionsvorschriften könnten die Arbeit der Sanktions-
ausschüsse erleichtern und transparenter machen. 
Anlaß zu Kritik bot in der Vergangenheit auch die häufig mangel-
hafte Kommunikation zwischen den Ausschüssen und den Mitglied-
staaten. Inzwischen allerdings, reisen sogar Vertreter der Ausschüs-
se immer wieder in einzelne Staaten, um sich vor Ort ein Bild über
Probleme und Fortschritte bei der Durchführung der Sanktionsbe-
schlüsse zu verschaffen. Im Gegenzug wird auch den Staaten ver-
stärkt die Möglichkeit gegeben, von sich aus an die Sanktionsaus-
schüsse heranzutreten.
Zahlreiche weitere Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsweise der
Sanktionsausschüsse liegen bereits seit mehreren Jahren auf dem Tisch.
Sie ohne Unterstützung der Ständigen Mitglieder in der täglichen Pra-
xis umzusetzen, ist jedoch ein äußerst schwieriges und langwieriges
Unterfangen. Besonders kritisch sind vor allem die USA, die eine wei-
tergehende Bindung an rechtliche Vorgaben und damit eine Einschrän-
kung des Handlungsspielraums der Ausschüsse grundsätzlich ableh-
nen.

Überwachung und Durchsetzung

Die Expertengremien, die vom Sicherheitsrat und vom Generalsekretär
seit einigen Jahren nahezu routinemäßig zur Unterstützung der Sank-
tionsausschüsse eingesetzt werden, haben primär die Aufgabe, die Aus-
wirkungen und die Einhaltung der Sanktionen zu überwachen und Hin-
weisen auf Sanktionsverletzungen nachzugehen.14 Darüber hinaus
besteht ein wesentlicher Verdienst dieser Gremien darin, daß sie mit
ihren Empfehlungen zu einer kontinuierlichen Weiterentwicklung und
Stärkung der jeweiligen Sanktionsregime und letztlich auch des Sank-
tionsinstrumentariums insgesamt beitragen.
Im Rahmen ihrer Mandate führen die Experten ihre Untersuchungen
weitgehend unabhängig vom Sicherheitsrat und den Ausschüssen durch.
Mangels eigener Befugnisse zur Ahndung von Sanktionsverletzungen
beschränken sich die Experten allerdings darauf, die Ausschüsse und
den Sicherheitsrat über die ihnen bekannt gewordenen Vorfälle zu un-
terrichten und notfalls die daran beteiligten Regierungen und Personen
in ihren Berichten zu benennen. Im Zuge dieses ›Naming and Shaming‹
wurden bereits mehrfach Regierungen mit schweren Vorwürfen kon-
frontiert. Dabei sollte grundsätzlich sichergestellt sein, daß die Ermitt-
lungen und Berichte der Gremien stärker als bisher einheitlich hohen
Beweisanforderungen genügen, daß verbindliche Standards zur Beur-
teilung der Glaubwürdigkeit von Quellen festgelegt werden und daß
den betroffenen Staaten und Personen Gelegenheit gegeben wird, sich
vor Veröffentlichung der Berichte zu den Vorwürfen zu äußern und
zur Aufklärung der Vorfälle beizutragen.15

Im März 2001 beschloß der Sicherheitsrat auf der Grundlage von Ex-
pertenermittlungen erstmals Sekundärsanktionen gegen einen Staat.
Das damalige Regime in Liberia hatte über lange Zeit in systemati-
scher Weise die gegen Sierra Leone verhängten Zwangsmaßnahmen
unterlaufen und dadurch die Konflikte in der Region geschürt.16 Eben-
falls Neuland betrat der Sicherheitsrat im Dezember 2003, als er zum
ersten Mal Sekundärsanktionen in Form zielgerichteter Reisebeschrän-
kungen gegen private Personen anordnete, die das gegen Liberia ver-

hängte Waffenembargo verletzen.17 Einen ähnlichen Weg beschrei-
tet der Sicherheitsrat mittlerweile auch im Rahmen anderer Sankti-
onsregime.18

Seit kurzem werden auch Friedenstruppen stärker in die Überwa-
chung von Sanktionsregimen vor Ort eingebunden. Dabei handelt es
sich in erster Linie um multidimensionale UN-Operationen, die vom
Sicherheitsrat auf der Grundlage von Kapitel VII UN-Charta mit ro-
busten Mandaten ausgestattet werden. Sie werden autorisiert, in den
jeweiligen Sanktionszielgebieten Verkehrsknotenpunkte zu kontrollie-
ren, Transporte zu inspizieren sowie Waffen und militärische Ausrü-
stung zu beschlagnahmen und zu beseitigen.19 Zuletzt wurden in Côte
d’Ivoire sogar die dort im Einsatz befindlichen französischen Streit-
kräfte mit derartigen Aufgaben betraut.20

Kooperationsstrukturen

Da viele Staaten aus eigener Kraft nicht in der Lage sind, die Sankti-
onsvorgaben des Sicherheitsrats vollständig umzusetzen und da die
Vereinten Nationen selbst nicht über die erforderlichen Strukturen
verfügen, um weltweit eine ordnungsgemäße Durchführung dieser
Vorgaben sicherzustellen, wird vor allem von seiten der Sanktions-
ausschüsse und Expertengremien versucht, andere internationale, re-
gionale und subregionale Organisationen in die Überwachung und
Durchsetzung einzelner Sanktionsregime einzubeziehen. Regionale
Einrichtungen können vom Sicherheitsrat auf der Grundlage von Ka-
pitel VIII UN-Charta auch zum Einsatz militärischer Gewalt autori-
siert werden, um die Einhaltung von Embargomaßnahmen vor Ort si-
cherzustellen. Im Hinblick auf das Problem der Verbreitung von Klein-
waffen in Afrika bietet sich zum Beispiel eine engere Zusammenar-
beit mit der Wirtschaftsgemeinschaft Westafrikanischer Staaten (ECO-
WAS) an. Im Oktober 1998 vereinbarten die ECOWAS-Mitglied-
staaten ein Moratorium gegen den Handel mit solchen Waffen. Soll-
te dieses Moratorium in eine bindende Konvention überführt wer-
den, könnten sich daraus für einige Sanktionsregime in der Region
wichtige Synergien ergeben.21

Darüber hinaus gewinnt auch die Zusammenarbeit mit nichtstaatli-
chen Organisationen und Privatunternehmen zunehmend an Bedeu-
tung. Beispielhaft für eine stärkere Einbeziehung der Industrie sind
die vom Sicherheitsrat geforderten nationalen und internationalen
Zertifizierungsmechanismen zur Bekämpfung des illegalen Handels
mit Konfliktdiamanten aus Angola und Sierra Leone. An diesem Pro-
zeß sind neben Regierungsvertretern vor allem Interessenvertreter der
Diamantenindustrie beteiligt.22 Ein anderes Beispiel ist die Mitwir-
kung des Bankensektors bei der konzeptionellen Entwicklung und
Durchsetzung internationaler Finanzsanktionen. Selbst beim Aufspü-
ren von Auslandskonten und grenzüberschreitenden Finanzströmen
kommen mittlerweile spezialisierte Unternehmen zum Einsatz, die
bei Bedarf vom Generalsekretär auf privatrechtlicher Basis engagiert
werden.23

Eingriffe in menschenrechtliche Gewährleistungen

Mittels zielgerichteter Sanktionen können zwar humanitäre Katastro-
phen wie in Irak vermieden werden. Problematisch sind jedoch die
mit Sanktionen einhergehenden Eingriffe in die menschenrechtlich
geschützte Sphäre von Einzelpersonen. Der Eintrag in eine Sankti-
onsliste (Listing) hat für die betroffenen Personen weitreichende
tatsächliche und rechtliche Konsequenzen. Werden etwa Gelder ein-
gefroren oder wird anderweitig die finanzielle Handlungsfähigkeit
eingeschränkt, hat dies in der Regel einen weitgehenden Ausschluß
vom Wirtschaftsverkehr zur Folge. Dadurch kann im Extremfall die
individuelle Existenz bedroht sein, sofern Ausnahmetatbestände zur
Sicherung des Lebensunterhalts fehlen oder nicht angewendet wer-
den. Auch die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, gelisteten Personen
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Südrhodesien
Zeitraum: 1966–1979
Kontext: Unabhängigkeitserklärung durch eine rassistische Minder-
heit
Gegenstand: Waffen- und Ölembargo, Handels- und Finanzsank-
tionen, diplomatische Sanktionen, Reise- und Flugverkehrsbe-
schränkungen

Südafrika
Zeitraum: 1977–1994
Kontext: Apartheid und Rassendiskriminierung
Gegenstand: Waffenembargo

Irak*
Zeitraum: seit 1990 (teilweise Aufhebung und Anpassung 2003)
Kontext: ursprünglich Angriffshandlung gegen Kuwait, später Ver-
letzung der Resolution von 1991 über einen Waffenstillstand, Be-
drohungspotential durch Massenvernichtungswaffen
Gegenstand: Abrüstungsverpflichtungen, Waffenembargo, Han-
delssanktionen (insbesondere für die Ausfuhr von Erdöl), allgemei-
ne Finanzsanktionen, Reise- und Flugverkehrsbeschränkungen,
Überwachung der Transportwege, derzeit vor allem zielgerichtete
Finanzsanktionen gegen Angehörige des ehemaligen Regimes un-
ter Saddam Hussein

Jugoslawien
erster Zeitraum: 1991–1996 (schrittweise Aussetzung 1994 und
1995)
Kontext: Bürgerkrieg
Gegenstand: Waffenembargo, Handels- und Finanzsanktionen,
Reise- und Flugverkehrsbeschränkungen, Überwachung der Trans-
portwege, diplomatische und kulturelle Sanktionen, zielgerichtete
Sanktionen gegen bosnische Serben

zweiter Zeitraum: 1998–2001
Kontext: Kosovo-Konflikt
Gegenstand: Waffenembargo

Libyen
Zeitraum: 1992–2003 (Aussetzung 1999) 
Kontext: Unterstützung des internationalen Terrorismus
Gegenstand: Waffenembargo, partielles Handelsembargo, um-
fangreiche Flugverkehrsbeschränkungen, diplomatische Sank-
tionen, Finanzsanktionen, Reisebeschränkungen

Somalia*
Zeitraum: seit 1992 (Stärkung 2003)
Kontext: innere Unruhen, Staatszerfall, humanitäre Notlage
Gegenstand: Waffenembargo mit unterstützenden Maßnahmen

Liberia*
Zeitraum: seit 1992 (Anpassungen 2001, 2003)
Kontext: ursprünglich Bürgerkrieg, später Verletzung der Sanktio-
nen gegen Sierra Leone durch das Regime von Charles Taylor,
derzeit allgemeine Destabilisierung der Region
Gegenstand: Waffenembargo, Handelssanktionen (insbesondere
für Diamanten und Rundhölzer), zielgerichtete Reise- und Finanz-
sanktionen gegen Angehörige des ehemaligen Regimes und ge-
gen Angehörige verschiedener Rebellenbewegungen, gezielte Se-
kundärsanktionen gegen Sanktionsbrecher

Haiti
Zeitraum: 1993–1994
Kontext: Sturz der Regierung Jean-Bertrand Aristide
Gegenstand: Waffen- und Ölembargo, Handels- und Finanzsank-
tionen, Reise- und Flugverkehrsbeschränkungen

Angola
Zeitraum: 1993–2002

Kontext: Bürgerkrieg
Gegenstand: Waffen- und Ölembargo, Handelssanktionen (insbe-
sondere für Diamanten), zielgerichtete Finanz- und Reisesanktio-
nen gegen Angehörige der UNITA, diplomatische Sanktionen,
Flugverkehrsbeschränkungen

Ruanda*
Zeitraum: seit 1994
Kontext: Völkermord, Vertreibung, humanitäre Notlage
Gegenstand: Waffenembargo

Sudan*
erster Zeitraum: 1996–2001
Kontext: Unterstützung des internationalen Terrorismus
Gegenstand: diplomatische Sanktionen, Reise- und Flugverkehrs-
beschränkungen

zweiter Zeitraum: seit 2004
Kontext: humanitäre Katastrophe, Verletzungen des humanitären
Völkerrechts und der Menschenrechte in Darfur
Gegenstand: Waffenembargo und zielgerichtete Finanz- und Rei-
sesanktionen, unter anderem gegen Sanktionsbrecher

Sierra Leone*
Zeitraum: seit 1997 (Anpassungen 1998, 2000)
Kontext: Bürgerkrieg
Gegenstand: Waffen- und Ölembargo, Handelssanktionen (für
Diamanten inzwischen ausgelaufen), gezielte Reisesanktionen ge-
gen Mitglieder der ehemaligen Militärjunta und der RUF

Afghanistan/Taliban/Al Qaida*
Zeitraum: seit 1999 (regelmäßige Anpassung seit 2002)
Kontext: internationaler Terrorismus
Gegenstand: zunächst territoriale Sanktionen, später Waffenem-
bargo gegen Angehörige der Taliban und der Al Qaida sowie ziel-
gerichtete Finanz- und Reisesanktionen 

Äthiopien/Eritrea
Zeitraum: 2000–2001
Kontext: Grenzkrieg
Gegenstand: Waffenembargo

DR Kongo*
Zeitraum: seit 2003
Kontext: Bürgerkrieg, insbesondere in Nord- und Südkivu und Itu-
ri, Verletzungen des humanitären Völkerrechts und der Menschen-
rechte
Gegenstand: Waffenembargo gegen ausländische und kongolesi-
sche bewaffnete Gruppen sowie Milizen zielgerichtete Finanz- und
Reisesanktionen gegen Sanktionsbrecher

Côte d’Ivoire*
Zeitraum: seit 2004
Kontext: Bürgerkrieg, Verletzungen des humanitären Völkerrechts
und der Menschenrechte
Gegenstand: Waffenembargo, zielgerichtete Finanz- und Reise-
sanktionen, unter anderem gegen Sanktionsbrecher

Verwandte Resolutionen*
abstrakt-generelle Maßnahmen gegen den internationalen Terro-
rismus: S/RES/1373 (2001) v. 28.9.2001
abstrakt-generelle Maßnahmen gegen die Verbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen unter nichtstaatlichen Akteuren: S/RES/
1540(2004) v. 28.4.2004
Vorbereitung möglicher umfassender Sanktionen gegen Terroristen
(über den Anwendungsbereich der Sanktionen gegen Taliban/Al
Qaida hinausgehend): S/RES/1566(2004) v. 8.10.2004

* noch bestehende Sanktionsregime; Zusammenstellung: Christian Schaller 
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fremder Staatsangehörigkeit die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu ver-
weigern, hat angesichts der weltweiten Geltung der Sanktionsbeschlüs-
se zur Folge, daß diese Personen praktisch nicht mehr in der Lage sind,
ihr Aufenthaltsland zu verlassen. Hinzu kommt meist eine erhebliche
Beeinträchtigung ihres persönlichen Ansehens, ihrer Privatsphäre und
ihres Familienlebens. Derartige Eingriffe sind im überwiegenden öf-
fentlichen Interesse gerechtfertigt, wenn sie auf einem verbindlichen
Beschluß des Sicherheitsrats zur Wahrung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit nach Kapitel VII UN-Charta beruhen, zwin-
gendes Völkerrecht nicht verletzen, dem Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit entsprechen – und wenn sie gegen die richtige Zielperson ge-
richtet sind.24

Bei unbeteiligten Personen, die fälschlicherweise ins Visier des Si-
cherheitsrats geraten, stellt eine solche Behandlung hingegen eine
schwerwiegende Verletzung ihrer Rechte dar. Ursache dafür können
ungenaue Informationen zur Identifizierung der gesuchten Personen
sein, gefälschte Identitäten oder schlicht eine Namensgleichheit oder
Verwechslung. Fehler in Sanktionslisten lassen sich nicht grundsätz-
lich ausschließen. Sie sollten jedoch durch effektive Sicherheitsvor-
kehrungen innerhalb des Verfahrens soweit wie möglich minimiert
werden. Die aktuelle Praxis der Sanktionsausschüsse genügt dieser
Anforderung nicht. 

Defizite im Listenverfahren der Sanktionsausschüsse

Jeder Staat kann den Sanktionsausschüssen Personen zur Aufnahme
in eine Sanktionsliste melden. Die Entscheidung über ein solches Ge-
such wird von den Ausschußmitgliedern nach dem Konsensprinzip
auf der Grundlage derjenigen Informationen getroffen, die der mel-
dende Staat dem Ausschuß vorlegt. Eingaben zur Auflistung mutmaß-
licher Terroristen erfolgen derzeit überwiegend durch die USA. Da die
amerikanischen Ermittlungsbehörden sensible Informationen gegen-
über den meisten anderen Ausschußmitgliedern nicht preisgeben und
diese nur oberflächlich über den jeweiligen Terrorvorwurf in Kennt-
nis setzen, findet eine gesonderte Prüfung der gemeldeten Fälle im
Ausschuß regelmäßig nicht statt. Damit fehlen klare inhaltliche Krite-
rien dafür, wann eine Person gelistet werden soll. Solche Kriterien
lassen sich gegen den Widerstand der USA auch in Zukunft nicht
aufstellen. Dagegen wurde auf Ebene der Europäischen Union bereits
der Versuch unternommen, für eigene Sanktionen entsprechende
Standards zu entwickeln.25

Die Personen auf der Sanktionsliste zweifelsfrei zu identifizieren,
scheitert häufig daran, daß deren persönlichen Daten dem Ausschuß
falsch oder nur unvollständig vorliegen, insbesondere wenn die Per-
son mehrere Namen hat, die sich aus einer fremden Schriftsprache
nur schwer übertragen lassen. Ob die Daten sämtlicher Sanktionsli-
sten aktuell und richtig sind, müßte in regelmäßigen Abständen flä-
chendeckend von Amts wegen überprüft werden. Doch dies geschieht
bislang nicht. Ein weiteres Problem ist, daß die betroffenen Personen
nach ihrer Aufnahme in eine Sanktionsliste nicht in allen Staaten un-
mittelbar über die ihnen zur Last gelegten Vorwürfe und die daraus
resultierenden Folgen unterrichtet werden.
Im Rahmen des Al-Qaida-Sanktionsregimes, das hinsichtlich seiner
Zielausrichtung am weitesten entwickelt ist und das für den Sicher-
heitsrat in gewisser Weise ein Testfeld darstellt, sind erste kleinere
Schritte erkennbar, mit denen es gelingen könnte, die genannten Pro-
bleme zumindest teilweise zu beheben. So appellieren der Sicher-
heitsrat und seine Ausschüsse an die Staaten, so detailliert wie mög-
lich Hintergrundinformationen vorzulegen, die einen Listeneintrag
rechtfertigen.26 Außerdem fordern immer mehr Sanktionsausschüs-
se die Staaten auf, bei der Meldung bestimmte formale Mindeststan-
dards einzuhalten, die es ermöglichen sollen, die Identität einer Per-
son zweifelsfrei festzustellen. Auch das Verfahren, um die Sanktions-
listen auf dem neusten Stand zu halten, gewinnt langsam an Kontur.27

Schließlich rief der Sicherheitsrat die Staaten im Januar 2004 erstmals
auf, betroffene Personen über die gegen sie eingeleiteten Maßnah-
men entsprechend zu belehren.28

Ein Vorschlag, der in unterschiedlicher Form bereits seit längerem
diskutiert wird, betrifft die Einrichtung eines ständigen Gremiums
unterhalb des Sicherheitsrats, das die eingehenden Meldungen auf der
Grundlage der zur Verfügung gestellten Informationen und unter Ein-
haltung des Geheimschutzes überprüfen könnte. Damit schnell gehan-
delt werden kann und um zu verhindern, daß Finanzwerte verschoben
werden, könnten bei Bedarf auch vorläufige Sanktionen verhängt wer-
den. Das Überprüfungsgremium müßte dann den anfänglichen Ver-
dacht innerhalb einer bestimmten Zeit bestätigen oder entkräften. An-
schließend müßte es dem Sicherheitsrat und dem zuständigen Aus-
schuß empfehlen, die betreffende Person weiter in der Sanktionsliste
zu führen oder sie aus der Liste zu streichen. Falls dennoch Unbetei-
ligte ungerechtfertigterweise unter gezielten Sanktionen zu leiden
haben, könnten sie für ihre Belastungen mit Mitteln aus einem für
diese Zwecke einzurichtenden Fonds entschädigt werden. Aus Sicht
der betroffenen Individuen würden solche Mechanismen einen deut-
lich verbesserten Schutz ihrer individuellen Rechtsposition bedeuten.
Dennoch ist fraglich, ob diese Vorschläge im Rahmen des besonders
sensiblen Sanktionsregimes gegen Al Qaida umgesetzt werden kön-
nen. Einzelne Ständige Mitglieder des Sicherheitsrats befürchten Rück-
schritte bei der Terrorismusbekämpfung für den Fall, daß zusätzliche
Hürden für die Sanktionierung verdächtiger Personen errichtet werden.

Streichung aus den Listen und nachträglicher Rechtsschutz

Personen, die sich zu Unrecht in einer Sanktionsliste wiederfinden,
können nach den derzeit geltenden Verfahrensrichtlinien die Sankti-
onsausschüsse nicht direkt anrufen. Ihnen bleibt nur die Möglichkeit,
die Behörden ihres Heimat- oder Aufenthaltsstaats um diplomatischen
Schutz zu ersuchen.29 Die angerufene Regierung kann dann nach ei-
gener Prüfung des Falles und nach Konsultation mit dem Staat, der
die Person gemeldet hat, über ihre Ständige Vertretung in New York
beim Sanktionsausschuß einen Antrag auf Löschung des Eintrags
(De-Listing) stellen. Auch in diesen Angelegenheiten entscheidet der
Ausschuß nach dem Konsensprinzip, so daß jedes Mitglied eine Strei-
chung verhindern kann. Das vorgesehene Verfahren wirft jedoch Pro-
bleme auf, soweit es sich bei den aufgelisteten Personen selbst um
Regierungsmitglieder handelt, oder wenn eine Regierung das Be-
gehren einer Rechtsschutz suchenden Person willkürlich behindert.
Zumindest in Konstellationen, in denen die Objektivität des Verfah-
rens in Frage steht, sollte den betroffenen Personen die Möglichkeit
eröffnet werden, den zuständigen Sanktionsausschuß unmittelbar um
Rechtsschutz zu ersuchen.
Ein weiterer Kritikpunkt ist die Verteilung der Darlegungs- und Be-
weislast innerhalb der derzeit angewendeten Streichungsverfahren.
Danach müssen die Rechtsschutz suchenden Personen nachweisen,
daß sie zu Unrecht in der Sanktionsliste geführt werden. Dieses Er-
fordernis stellt angesichts der asymmetrischen Informationslage und
der strikten Geheimhaltungspraxis der Ermittlungsbehörden eine ho-
he Hürde dar, die effektiven Rechtsschutz zusätzlich erschwert. Zur
Rechtfertigung dieser Verfahrensweise wird insbesondere von den
USA immer wieder auf den politischen Charakter des Sicherheitsrats
sowie auf dessen weiten Handlungsspielraum bei der Wahrung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit verwiesen.
Damit bleibt den betroffenen Personen gegenwärtig nur die Möglich-
keit, vor staatlichen Gerichten Rechtsschutz gegen den jeweiligen
nationalen Akt zu suchen, der den Sanktionsbeschluß des Sicherheits-
rats und die dazu gehörige Sanktionsliste umsetzen soll. Innerhalb der
Bundesrepublik muß jede Maßnahme einer deutschen Behörde, auch
wenn sie der Durchführung eines Sanktionsbeschlusses unter Kapi-
tel VII UN-Charta dient, nach Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes der
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Nachprüfung durch ein deutsches Gericht zugänglich sein. Effektiver
Rechtsschutz wird darüber hinaus auch auf der Ebene der Europäi-
schen Union im Hinblick auf supranationale Umsetzungsmaßnahmen
der Gemeinschaftsorgane gewährt. Zwar besitzen weder die nationa-
len Gerichte der Mitgliedstaaten noch die Gerichte supranationaler
Organisationen die Kompetenz, Sicherheitsratsbeschlüsse aufzuheben.
Dies schließt aber nicht aus, daß die Gerichte bei der Beurteilung der
Rechtmäßigkeit eines Umsetzungsakts die Rechtmäßigkeit des zugrun-
deliegenden Sanktionsbeschlusses oder eines Listeneintrags als Vorfra-
ge überprüfen. Bislang sind nur wenige Fälle bekannt, in denen sich
betroffene Personen auf europäischer Ebene mit ihrem Begehren an
das Gericht erster Instanz gewandt haben.30 Gerichtliche Entschei-
dungen, die diese Problematik in der Sache behandeln, werden mit
Spannung erwartet.

Sanktionen im Spiegel der aktuellen Reformdebatte

Der am 2. Dezember 2004 veröffentlichte Bericht der von General-
sekretär Kofi Annan eingesetzten Hochrangigen Gruppe zur Reform
der Vereinten Nationen enthält unter anderem einige kurze Ausfüh-
rungen und Empfehlungen zur Rolle von Sanktionen.31 Die Auseinan-
dersetzung fällt jedoch, gemessen am Gesamtumfang des Berichts,
zu knapp und oberflächlich aus. Immerhin zählen Sanktionen zu den
wichtigsten präventiven nichtmilitärischen Instrumenten des Sicher-
heitsrats. Das Hauptaugenmerk liegt auf der Durchführung und Über-
wachung von Sanktionen. In diesem Zusammenhang wird insbeson-
dere die Ernennung eines Sanktionsbeauftragten durch den General-
sekretär empfohlen, der den Sicherheitsrat mit Analysen versorgen,
die Zielausrichtung und Umsetzung der Sanktionsregime koordinie-
ren und die Mitgliedstaaten bei der Durchführung unterstützen soll.
Dieser Schritt wird schon seit längerer Zeit diskutiert und würde in
jedem Fall zu einer deutlich kohärenteren Sanktionspraxis beitragen.
Die übrigen Vorschläge – Expertengremien einsetzen, staatliche Ka-
pazitäten stärken, Sekundärsanktionen gegen Sanktionsbrecher ver-
hängen, bessere Verfahren für humanitäre Ausnahmeregelungen
schaffen und die humanitären Auswirkungen von Sanktionen beob-
achten – sind zu abstrakt formuliert und reflektieren lediglich den
Status quo moderner Sanktionsregime. Insbesondere die Problema-
tik des Einsatzes von Sanktionslisten wird nur am Rande themati-
siert. Hier erschöpft sich der Bericht in der allgemeinen Aufforderung,
präzisere Listen zu erstellen und ein Verfahren zur Überprüfung der
Listen zu entwickeln. Obwohl sich der Bericht der Gruppe insgesamt
in weiten Teilen gerade durch seine praxisnahen und realisierbaren
Empfehlungen auszeichnet, wären im Sanktionsbereich durchaus pro-
gressivere und mutigere Vorschläge zu erwarten gewesen.
In dieselbe Richtung, wenn auch noch knapper und oberflächlicher
in der Ausführung, zielen die Vorschläge des Generalsekretärs in
seinem eigenen Reformbericht vom 21. März 2005.32 Dort werden
die Probleme im Zusammenhang mit Sanktionslisten an keiner Stel-
le ausdrücklich aufgegriffen. Statt dessen fordert der Generalsekretär
lediglich in allgemeiner Form die Einhaltung der Menschenrechte
gerade auch im Rahmen der Bekämpfung des Terrorismus.33

Hürden

Mit ihren vorsichtigen Formulierungen tragen beide Berichte erkenn-
bar der Zurückhaltung einzelner Sicherheitsratsmitglieder bei der Be-
handlung der dargestellten Probleme Rechnung. Um dem Sicher-
heitsrat ein Höchstmaß an politischer Handlungsfreiheit zu sichern,
sperren sich vor allem die USA nach wie vor gegen eine Verrechtli-
chung des Sanktionsinstrumentariums und gegen die Schaffung ver-
fahrensmäßiger Standards. Aus ihrer Sicht besteht die Gefahr, daß
eine solche Verrechtlichung bestehende Freiräume einschränkt und
eine negative Präzedenzwirkung für andere Bereiche entfaltet. Diese

Haltung wird nicht nur bei der täglichen Arbeit im Sicherheitsrat und
in den Sanktionsausschüssen deutlich, sondern etwa auch im Rah-
men der im April 2000 vom Sicherheitsrat eingesetzten informellen Ar-
beitsgruppe, die übergeordnete Empfehlungen zur Stärkung der Sank-
tionsinstrumente erarbeiten soll. Die Arbeitsgruppe, in der nur die je-
weils amtierenden Sicherheitsratsmitglieder vertreten sind, trifft ihre
Entscheidungen ebenfalls im Konsens. Daher ist es nicht verwunder-
lich, daß wegen fundamental unterschiedlicher Auffassungen über
mögliche Reformschritte bislang noch keine offizielle inhaltliche
Vorlage für den Sicherheitsrat verabschiedet werden konnte.34

Daran wird deutlich, daß an eine Reform des Sanktionsinstrumenta-
riums keine überhöhten Erwartungen gestellt werden dürfen. Ob-
wohl Veränderungen auf diesem Sektor ausnahmslos ohne Änderung
der UN-Charta und im Unterschied zu vielen anderen Bereichen, mit
denen sich die Berichte auseinandersetzen, ohne größeren verfahrens-
technischen Aufwand herbeigeführt werden könnten, sind die poli-
tischen Widerstände innerhalb des Sicherheitsrats nur schwer und
Schritt für Schritt zu überwinden. 

Chancen

Deutschland hat als nichtständiges Mitglied in den Jahren 2003/2004
wesentlich dazu beigetragen, daß einige der beschriebenen kleineren
Reformschritte bereits Eingang in die Praxis des Sicherheitsrats und
der Sanktionsausschüsse gefunden haben. Das Ziel bestand dabei
vor allem darin, Transparenz und Rechtssicherheit zu erhöhen und
den Individualschutz zu verbessern, ohne die Wirksamkeit der Sank-
tionen zu beeinträchtigen. Substantielle Impulse für weitere Reformen
könnten zum einen von der Europäischen Union ausgehen, die auf
diesem Feld über eigene Erfahrungen und Expertise verfügt. Zum
anderen sollte der vor einigen Jahren in Interlaken begonnene Prozeß
von Expertenseminaren in ähnlichem Format fortgeführt werden.
Durch diesen Prozeß wurde im Sicherheitsrat eine Debatte ange-
stoßen, die mittlerweile über eine eigene moderate Dynamik verfügt.
Auf den Fortgang dieser Debatte dürfte weder der Erfolg noch das
Scheitern einer Reform des Sicherheitsrats gravierenden Einfluß ha-
ben. Viele andere Bereiche, die die Berichte thematisieren, sind in we-
sentlich stärkerem Maße von der katalytischen Wirkung einer erfolg-
reichen Sicherheitsratsreform abhängig. Im besten Fall ist vorstell-
bar, daß ein erweiterter Sicherheitsrat bereit ist, bei der Weiterent-
wicklung des Sanktionsinstrumentariums schneller voranzugehen.
Sollte Deutschland in diesem Szenario Berücksichtigung finden, kä-
me ihm sicherlich erneut die Rolle eines Schrittmachers zu. 
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UN-Normen zur Unternehmensverantwortung
Schreckgespenst für die Wirtschaft oder notwendiges Instrument 
zur politischen Steuerung wirtschaftlicher Globalisierung? ELISABETH STROHSCHEIDT

»Ich schreibe als Privatperson, die mehr als sieben Jahre (1996–
2003) sowohl in Kolumbien als auch in Indonesien für ein führendes
internationales Ölunternehmen tätig war, das dort häufig vor grund-
legenden Herausforderungen und Dilemata in bezug auf Menschen-
rechtsfragen stand. Sie betrafen die bürgerlichen und politischen
ebenso wie die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschen-
rechte [...] Meine Erfahrung ›an der Basis‹, in einem Umfeld, das
von schweren Verstößen gegen die Menschenrechte gekennzeichnet
war, hat mich zu der festen Überzeugung geführt, daß die Normen
(oder etwas ihnen sehr ähnliches) eine wertvolle Hilfe für transna-
tionale und andere Unternehmen sind, um einen sensibleren, effekti-
veren und verantwortungsvolleren Kurs im Hinblick auf die Achtung
fundamentaler Menschenrechte der Gemeinschaften und Gesell-
schaften zu entwickeln, die von ihrer Geschäftstätigkeit am meisten
betroffen sind.«1

Am 13. August 2003 verabschiedete die Unterkommission für die För-
derung und den Schutz der Menschenrechte der Vereinten Nationen
einen Katalog mit 23 Normen zur menschenrechtlichen Verantwor-
tung von Unternehmen. Das Dokument mit dem sperrigen Titel ›Nor-
men der Vereinten Nationen für die Verantwortlichkeiten transnatio-
naler Unternehmen und anderer Wirtschaftsunternehmen im Hinblick
auf die Menschenrechte‹2 liegt der Menschenrechtskommission der
Vereinten Nationen (MRK) seit der 60. Tagung im März/April 2004
zur Beratung vor. Jede der sogenannten UN-Normen wurde mit einem
erläuternden Kommentar über Ursprung und mit Hinweisen zur Um-
setzung versehen. Hatten die Experten der Unterkommission die Nor-
men noch im Konsens verabschiedet, so stoßen sie in der mit Regie-
rungsvertretern besetzten MRK auf erheblichen Widerstand.
Im folgenden Beitrag soll kurz die Entstehungsgeschichte sowie der
Inhalt der Normen dargestellt, die wesentlichen Pro- und Contra-Ar-
gumente der verschiedenen Interessensgruppen beleuchtet, der derzei-
tige Stand der Diskussion in der MRK zusammengefaßt sowie ein Aus-
blick auf die möglichen anstehenden Schritte gegeben werden.

Unternehmensverantwortung

Im Jahr 1999 hat das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP) eine stärkere politische Steuerung der Globalisierung und ei-
nen multilateralen Verhaltenskodex für transnationale Unternehmen
(TNUs) gefordert.3 UNDP kritisierte zudem, daß eine steigende Zahl
multilateraler Investitionsabkommen – mit dem Ziel der Marktöff-

nung und Handelsliberalisierung – die Entscheidungsfreiheit nationa-
ler Regierungen zum Teil erheblich einschränke, während die Fort-
schritte in bezug auf die Stärkung universell gültiger ethischer Nor-
men, wie Einhaltung und Förderung von Menschenrechten und Ent-
wicklung, viel zu gering ausfielen.4
Versuche, auf internationaler Ebene das Verhalten von Wirtschafts-
unternehmen zu regulieren, hat es jedoch bereits vorher gegeben. Die-
se Bestrebungen gingen in den sechziger und siebziger Jahren vor al-
lem von den Entwicklungsländern aus. Einige lateinamerikanische
Staaten setzten sie mit der Verstaatlichung von Schlüsselsektoren, wie
Erdöl und Bergbau, auch um. Auf der Ebene der Vereinten Nationen
veranlaßte die kritische Wahrnehmung der transnationalen Unterneh-
men in der westlichen Öffentlichkeit wie auch in zahlreichen Ent-
wicklungsländern den Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC), im Rah-
men des Zentrums der Vereinten Nationen für Transnationale Unter-
nehmen (UNCTC), im Jahr 1977 eine Arbeitsgruppe mit der Ausar-
beitung eines Verhaltenskodexes für TNUs zu beauftragen. Mehrere
Entwürfe wurden vorgestellt – der letzte 1990 –, aber nie zur Abstim-
mung gebracht. Mitte der neunziger Jahre wurde das UNCTC als ei-
genständige Einheit aufgelöst.
Während in den sechziger und siebziger Jahren Bestrebungen zur
Regulierung von transnationalen Unternehmen im Vordergrund ge-
standen hatten, so waren die achtziger und neunziger Jahre geprägt
von der Deregulierung der Märkte und der Liberalisierung von Han-
delsbeziehungen.5
Skandale wie die Hinrichtung des nigerianischen Menschenrechts-
und Umweltaktivisten Ken Saro Wiwa und die Frage der Mitverant-
wortung des Shell-Konzerns; das Bekanntwerden der menschenun-
würdigen Arbeitsbedingungen in den mittelamerikanischen und asia-
tischen Zulieferbetrieben des Sportartikelherstellers Nike, oder der
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Chemieunfall im indischen Bhopal, der innerhalb weniger Tage 7000
Menschenleben kostete, ohne daß die verantwortlichen Konzerne
Union Carbide Corporation (später Dow Chemicals) jemals zur Re-
chenschaft gezogen wurden6 – diese und zahlreiche andere Beispie-
le führten dazu, daß sich transnationale Unternehmen seit Ende der
achtziger Jahre wieder zunehmend öffentlich im Hinblick auf die (feh-
lende) Einhaltung von Menschenrechten und Sozialstandards recht-
fertigen und verantworten müssen.
Die Folge war ein sprunghaftes Ansteigen freiwilliger Verhaltensko-
dizes einzelner Unternehmen sowie ganzer Branchen. Es gibt inzwi-
schen viele Hunderte solcher Kodizes, die sich in punkto Inhalt und
Reichweite enorm unterscheiden. Nur wenige verfügen über einen ef-
fektiven und transparenten Kontrollmechanismus.7 Dennoch sind sie
ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Ebenso wie der 1999
auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos von UN-Generalsekretär
Kofi Annan ins Leben gerufene Globale Pakt (Global Compact), der
Unternehmen in Nord und Süd zur Einhaltung von zehn allgemein
formulierten Grundsätzen zu Menschenrechten, Arbeitsrechten, Um-
weltschutz und Korruption ermutigen will.
Die Schwächen einer Konzentration allein auf freiwillige Selbstver-
pflichtungen der Unternehmen zur Einhaltung von Menschenrechten
treten inzwischen jedoch deutlich zutage. Der Ruf nach einer staatli-
chen Regulierung der Konzerne, insbesondere von TNUs, wurde wie-
der stärker. Diese Regulierung sollte nicht ausschließlich den Regie-
rungen überlassen bleiben. Denn viele sind nicht fähig oder nicht wil-
lens, die nötige staatliche Kontrolle durchzuführen. Wie groß jedoch
die wirtschaftliche und politische Macht der großen TNUs geworden
ist, zeigt nicht zuletzt der ›World Investment Report 2002‹ der Han-
dels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen (UNC-
TAD), der sich mit dem Thema transnationale Unternehmen befaß-
te. Darin wird der sogenannte Mehrwert von Unternehmen mit dem
Bruttoinlandsprodukt (BIP) von Staaten verglichen. Der Bericht stellt
fest, daß unter den ›Top 100‹ der Welt über 30 Unternehmen zu fin-
den sind.8 Angesichts der starken Verflechtung weltwirtschaftlicher
Prozesse und der Unternehmensstrukturen der TNUs wird daher ver-
stärkt nach internationalen Lösungen gesucht werden müssen. Auch
nach solchen, die Unternehmen direkt ansprechen und zu Pflichten-
trägern machen (können). 
Obwohl es sich explizit um ein freiwilliges Instrument handelt, sind
unter anderem die 1976 von der OECD verabschiedeten ›Leitsätze
für multinationale Unternehmen‹ im Kontext solcher Regulierungs-
bestrebungen zu sehen. Diese Leitsätze wurden 2000 grundlegend
überarbeitet und neben inhaltlichen Ergänzungen9 und einer regio-

nalen Erweiterung10 auch um einen – wenn auch weichen – Kon-
trollmechanismus unter staatlicher Trägerschaft ergänzt.11

Die UN-Normen sind auf UN-Ebene das bislang konkreteste Ergeb-
nis der jüngeren Diskussion um eine internationale Regulierung trans-
nationaler Unternehmen. Dem Globalen Pakt widersprechen die UN-
Normen nicht. Georg Kell, der Leiter des Büros für den Globalen
Pakt, hat wiederholt betont, daß es sich um vom Grundsatz her un-
terschiedliche Ansätze handelt, die einander ergänzen. Der Globale
Pakt kann und will regulierende Instrumentarien nicht ersetzen. Als
Lern- und Dialogforum bietet er Erfahrungsaustausch und Hilfestel-
lung für die ›willigen‹ Unternehmen an. Die ›schwarzen Schafe‹ er-
reicht er nicht. Die UN-Normen hingegen könnten bei einer Verab-
schiedung durch ein UN-Gremium aus Regierungsvertretern für alle
Unternehmen gleichermaßen gelten und fairere Rahmenbedingun-
gen im Wettbewerb schaffen.

Die UN-Normen
Entstehung

Infolge ihrer Studie zum Thema transnationale Konzerne und Men-
schenrechte aus dem Jahr 1997 richtete die UN-Unterkommission
für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte 1998 eine fünf-
köpfige Arbeitsgruppe ein, die die Methoden und Aktivitäten trans-
nationaler Unternehmen untersuchen sollte.12 Das Mandat der fünf
Sachverständigen aus den fünf Weltregionen war ursprünglich auf
drei Jahre befristet, wurde aber mehrmals verlängert. Auf Wunsch
der Unterkommission sollte die Arbeitsgruppe Empfehlungen und
Vorschläge für verbindliche Regelungsmechanismen entwickeln, mit
denen sichergestellt werden kann, daß die Aktivitäten von (transna-
tionalen) Unternehmen nicht in Widerspruch zur Verwirklichung inter-
national verbriefter Menschenrechte geraten und Möglichkeiten zur
Überwachung des von ihr vorzuschlagenden Regelwerks analysie-
ren. Die MRK selbst wies in ihrer Entscheidung 2004 (siehe unten)
ausdrücklich darauf hin, daß sie der Unterkommission keinen expli-
ziten Auftrag für die Erstellung eines konkreten Normenkatalogs er-
teilt hatte.
Entwürfe zu den von der Unterkommission entwickelten UN-Normen
wurden unter anderem in vier öffentlichen Anhörungen der Arbeits-
gruppe sowie in öffentlichen Sitzungen der Unterkommission disku-
tiert. Die Diskussionen fanden unter breiter Beteiligung von Wissen-
schaftlern, nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) sowie von Ge-
werkschaften, Unternehmen und deren Verbänden statt.13

Inhalt

Keine der Normen ist wirklich neu. Vielmehr nehmen sie alle Bezug
beziehungsweise beruhen auf einer Vielzahl bereits existierender UN-
Übereinkommen und Erklärungen, regionalen Menschenrechtsverträ-
gen und Konventionen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO).
Zum Teil stützen die UN-Normen sich auch auf Instrumente des ›Soft
law‹, auf den Globalen Pakt und auf Dokumente von NGOs, wie die
von Amnesty International herausgegebenen ›Menschenrechtsgrund-
sätze für Unternehmen‹. Die Präambel in der kommentierten Fas-
sung der UN-Normen nennt mehr als 30 unterschiedliche Quellen,
aus denen die komprimierten 23 Normen und die Kommentare dazu
entwickelt wurden.
Die Normen gehen von einem breiten Menschenrechtsverständnis
aus, das die bürgerlichen und politischen sowie die wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Menschenrechte einschließt. Zudem stellen
sie den Bezug zwischen unternehmerischem Handeln und dem Recht
auf Entwicklung her. Sie verlangen unter anderem, daß angemesse-
ne (existenzsichernde) Löhne gezahlt und das Recht auf angemesse-
ne Ernährung und sauberes Trinkwasser (Normen 8 und 12) umgesetzt
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werden. Weitere Normen befassen sich mit dem Verbot der Diskri-
minierung am Arbeitsplatz, mit dem Verbot von Zwangs- und Pflicht-
arbeit, der Abschaffung der Kinderarbeit sowie mit der Frage unter-
nehmerischer Verantwortung für die Menschenrechte in Kriegs- und
Bürgerkriegssituationen und in Zusammenhang mit Rüstungsexpor-
ten. Die Norm 4 behandelt unter anderem Fragen des Schutzes von
Firmenanlagen und fordert, daß sich die Sicherheitsvorkehrungen ei-
nes Unternehmens nicht nur nach den nationalen Gesetzen des Landes,
in dem das Unternehmen tätig ist, richten, sondern auch die geltenden
internationalen Menschenrechtsstandards berücksichtigen sollen. Des
weiteren sprechen die Normen Fragen von Umweltschutz, Verbrau-
cherschutz und Korruptionsbekämpfung an.
Die Norm 1 betont bewußt, daß die Hauptverantwortung für die Ach-
tung, den Schutz und die Erfüllung der Menschenrechte bei den Staa-
ten liegt. Allerdings, und das ist das Neue an den Normen, sieht sie
darüber hinaus auch eine direkte Verantwortung von Unternehmen
›innerhalb ihres jeweiligen Tätigkeits- und Einflußbereichs‹. Mit dem
Verweis auf den ›jeweiligen‹ Tätigkeits- und Einflußbereich unter-
scheiden die Normen unter anderem zwischen TNUs und kleinen und
mittleren Unternehmen.
Am 13. August 2003 billigte die Unterkommission in ihrer Resoluti-
on 2003/16 im Konsens die von ihrer Arbeitsgruppe vorgeschlagenen
UN-Normen und verwies sie zur weiteren Beratung an die MRK.14

Anders als die Unterkommission ist die MRK in der Beurteilung des
Normenentwurfes weit von jedem Konsens entfernt. Nicht nur die
Regierungen sind sich uneins – und in der Mehrheit bislang eher ab-
lehnend oder unentschlossen. Auch von seiten einflußreicher Unter-
nehmensverbände und Unternehmen regt sich heftiger Widerspruch.
Viele der akkreditierten und in der MRK aktiven NGOs hingegen
gehören zu den überzeugten Befürwortern der Normen. Wo liegen die
Differenzen? 

Pro und Contra UN-Normen

Inhalt

Die Kritiker werfen der Arbeitsgruppe, die den Normenentwurf erar-
beitet hat, unter anderem vor, daß sie in unzulässiger Weise Doku-
mente des ›Hard law‹ mit solchen des ›Soft law‹ und anderen ohne
jede Rechtswirkung vermischt habe. Viele Befürworter halten gerade
die auf der Grundlage der ausgewählten und relevanten Dokumente
erfolgte komprimierte und übersichtliche Zusammenstellung von Ver-
pflichtungen, die Unternehmensaktivitäten im Hinblick auf Achtung,
Schutz und Förderung von Menschenrechten betreffen oder betreffen
können, für einen hilfreichen Schritt in die richtige Richtung, der es
Unternehmen erleichtern kann, komplexen Anforderungen im Men-
schenrechtsbereich gerecht zu werden.
Während viele Kritiker die UN-Normen als zu umfassend und zu weit-
reichend kritisieren, halten die Befürworter gerade den umfassenden
Menschenrechtsansatz für sinnvoll, weil er der Realität privatwirt-
schaftlicher Verantwortung in der globalisierten Welt Rechnung trage.

Rechtswirkung
Ein zentraler Diskussionspunkt ist der des rechtlichen Status der UN-
Normen. Die Entscheidung der MRK aus dem Jahr 2004 zur Frage
der menschenrechtlichen Verantwortung von transnationalen Konzer-
nen und anderen Wirtschaftsunternehmen15 betont in Absatz c) ex-
plizit, daß es sich um ein Dokument im Entwurfsstadium handelt, das
keinerlei Rechtswirkung entfalte – nicht einmal im Sinne eines ›Soft
law‹. Einige große Unternehmensverbände zitieren diesen Absatz der
MRK-Entscheidung als Beleg dafür, daß die UN-Normen keine Re-
levanz besitzen. Anders sieht es die Wissenschaft: Völkerrechtler be-
stätigen zwar, daß die Normen derzeit keine Rechtswirkung entfalten,
sagen jedoch zugleich, daß es keinen völkerrechtlich zwingenden Grund

gibt, der untersagen würde, die Normen durch ein UN-Gremium aus
Regierungsvertretern zu verabschieden und ihnen damit Rechtswir-
kung zukommen zu lassen. Je höherrangiger dieses UN-Gremium wä-
re, das die UN-Normen, und sei es auch ›nur‹ in Form einer Erklä-
rung, annähme, desto stärker wäre die Rechtswirkung.16 Die Entschei-
dung darüber, ob die UN-Normen einmal Rechtswirkung entfalten wer-
den, ist also weniger eine juristische Frage als vielmehr eine des po-
litischen Willens.
Unabhängig von einer Verabschiedung durch ein höherrangiges UN-
Gremium können die UN-Normen auch durch die praktische Anwen-
dung Rechtswirkung entfalten, beispielsweise wenn Regierungen oder
Gerichte sich bei Entscheidungen auf sie berufen und die Normen da-
mit im Laufe der Zeit Gewohnheitsrecht werden.

Unternehmen als völkerrechtliche Pflichtenträger?
Sowohl aus der Wirtschaft als auch von seiten vieler Regierungen,
darunter auch die Bundesregierung, erhebt sich heftiger Widerspruch
dagegen, daß die UN-Normen neben Regierungen auch Unternehmen
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Norm 1 (Allgemeine Verpflichtung):

»Die Staaten tragen die Hauptverantwortung für die Förde-
rung der im Völkerrecht wie im innerstaatlichen Recht aner-
kannten Menschenrechte, die Sicherung ihrer Einhaltung, ih-
re Achtung und die Gewährleistung ihrer Achtung sowie ihren
Schutz, namentlich auch für die Gewährleistung dessen, daß
transnationale Unternehmen und andere Wirtschaftsunterneh-
men die Menschenrechte achten. Innerhalb ihres jeweiligen
Tätigkeits- und Einflußbereichs sind transnationale Unterneh-
men und andere Wirtschaftsunternehmen verpflichtet, die im
Völkerrecht wie im innerstaatlichen Recht anerkannten Men-
schenrechte zu fördern, ihre Einhaltung zu sichern, sie zu ach-
ten, ihre Achtung zu gewährleisten und sie zu schützen,
einschließlich der Rechte und Interessen indigener Völker
und anderer schwächerer Gruppen.«

Die Normen im Überblick:
Norm 1 Allgemeine Verpflichtung
Norm 2 Recht auf Chancengleichheit und nichtdis

kriminierende Behandlung
Normen 3–4 Recht auf Sicherheit der Person 

(u.a. Verbot der Bereicherung durch Kriegs-
verbrechen und Völkermord)

Normen 5–9 Rechte der Arbeitnehmer 
(u.a. Verbot der Zwangs- und Pflichtarbeit 
und der Kinderarbeit)

Normen 10–12 Achtung der nationalen Souveränität und 
der Menschenrechte 
(hier werden Unternehmen aufgefordert, na-
tionales Recht sowie international verein-
barte Menschenrechtsnormen anzuerkennen
und zu beachten sowie das Verbot der Kor-
ruption zu beachten.)

Norm 13 Verpflichtung in bezug auf den Verbrau-
cherschutz

Norm 14 Verpflichtung in bezug auf den Umwelt-
schutz

Normen 15–19 Allgemeine Umsetzungsbestimmungen
Normen 20–23 Allgemeine Begriffsbestimmungen

Quelle: Blaue Reihe, Nr. 88, Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (Hrsg.),
Bonn 1999, S. 6ff.
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direkt ansprechen. Während Befürworter einer solchen direkten An-
sprache von Unternehmen diese als notwendige, sinnvolle und grund-
sätzlich mögliche Weiterentwicklung des Völkerrechts ansehen, fürch-
ten andere um den Verlust des staatlichen Machtmonopols oder eine
unzulässige ›Privatisierung‹ staatlicher Pflichten. Dabei sind sich Be-
fürworter und Gegner einer verbindlichen und direkten Rechenschafts-
pflicht von Unternehmen jedoch darin einig, daß der Staat weder aus
der Verantwortung für Achtung, Schutz und Erfüllung aller Menschen-
rechte entlassen werden darf noch soll. Während die einen die UN-
Normen für ein Instrument halten, das es insbesondere schwachen Staa-
ten erleichtern kann, ihrer Schutz- und Erfüllungspflicht in bezug auf
die Menschenrechte nachzukommen, befürchten die anderen, daß die
UN-Normen staatliche Entscheidungsmacht beschränken könnten. Ih-
nen reichen die Norm 1 (siehe oben) und die Vorbehaltsklausel (Sa-
ving clause) der Norm 19 als Sicherstellung der staatlichen Hauptver-
antwortung für Achtung, Schutz und Erfüllung der Menschenrechte
nicht aus.17

Als Sonderorganisation der UN hat die Weltgesundheitsorganisation
(WHO) vor kurzem bewiesen, daß es bei vorhandenem politischem
Willen durchaus möglich ist, Unternehmen im Rahmen eines inter-
nationalen Übereinkommens direkt in die Pflicht zu nehmen. Im Mai
2003 haben die 192 Mitgliedstaaten einstimmig ein Rahmenabkom-
men zur Tabakkontrolle (Framework Convention on Tobacco Con-
trol) verabschiedet. Im November 2004 war die Mindestzahl von 40
Ratifikationen erreicht. Damit konnte das Abkommen bereits im Fe-
bruar 2005 in Kraft treten. Es enthält einige bindende Bestimmungen,
die die Wettbewerbsrechte der Tabakfirmen unter bestimmten Bedin-
gungen einschränken und das staatliche Machtmonopol in der Ge-
sundheitspolitik stärken.18

Geltendes Völkervertragsrecht weist juristischen Personen nur sehr
wenige spezifische Pflichten zu, obwohl es dazu in der Lage ist. Viel-
versprechende Ansätze für völkerrechtlich bindende Verpflichtungen
juristischer Personen zeichnen sich im Umweltvölkerrecht ab und hier
insbesondere im Bereich des maritimen Umweltschutzes – offenbar
eine Folge des ersten großen Tankerunglücks vor der britischen Kü-
ste im Jahr 1967.19

Das Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und
Völkerrecht in Heidelberg bestätigt in einem vom Bundesministeri-
um für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) in
Auftrag gegebenen Gutachten zur ›Deliktshaftung von transnationa-
len Unternehmen für im Ausland begangene Menschenrechtsverlet-
zungen und Umweltdelikte‹, daß eine Haftung von – auch deutschen
– Unternehmen für im Ausland begangene Menschenrechtsverlet-
zungen bereits jetzt nicht auszuschließen ist. Das Gutachten vergleicht
die Rechtsprechung in Australien, Großbritannien und den USA. In
letzterem bildet insbesondere das Gesetz zur Regelung ausländischer
Ansprüche (Alien Tort Claims Act – ACTA), die Grundlage der Ver-
fahren (über 30 sind inzwischen anhängig). Vergleichbare Klagen
gegen Unternehmen gab es auch in Großbritannien und Australien.
Inzwischen liegen in mehreren westlichen Ländern Gesetzesvorha-
ben vor, um die Verantwortung von Wirtschaftsunternehmen im Aus-
land im einzelnen festzulegen. Gegenstand der Klagen waren bislang
in der Regel nur massive Menschenrechtsverletzungen, wie Völker-
mord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Sklaverei, Zwangsarbeit
und Folter.
Das Gutachten schließt mit der Überlegung, 

»daß die Ausarbeitung eines völkerrechtlich verbindlichen In-
struments über die für transnational agierende Unternehmen gel-
tenden Mindeststandards dazu beitragen könnte, einer Verselb-
ständigung der dargestellten einzelstaatlichen Entwicklung vor-
zubeugen. Dies birgt die Chance, genau zu definieren, an welche
menschenrechtlichen Standards Unternehmen gebunden sind und
was genau als Beihilfe zu staatlichen Menschenrechtsverletzun-
gen zu verstehen ist. [...] Durch die Ausarbeitung eines interna-

tionalen Instruments wäre die Möglichkeit eröffnet, Einfluß auf
die Setzung der Standards für transnationale Unternehmen zu
nehmen, bevor es zu einer Fortentwicklung auf nationaler Ebene
kommt, die sich dem Einfluß anderer Staaten entzieht, aber den-
noch erheblichen Einfluß auf das Haftungsrisiko von ausländi-
schen Unternehmen entfalten kann. Gleichzeitig würde die Fest-
schreibung universeller Standards dazu beitragen, die Ausgangs-
bedingungen für Unternehmen zu vereinheitlichen und damit
gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen. Unternehmen, die
ohnehin gewisse Mindeststandards auch bei Projekten im Aus-
land einhalten, käme dies im internationalen Wettbewerb sicher-
lich zugute.«20

Umsetzung und Monitoring: Damoklesschwert Sanktionierung?
Stein des Anstoßes sind auch die Umsetzungsbestimmungen der UN-
Normen. Viele halten sie für zu aufwendig und nicht praktikabel.
Auch gegen den vorgesehenen Beschwerdemechanismus – der im
Ausnahmefall und nach gerichtlicher Entscheidung zu Schadenser-
satzansprüchen führen könnte – erhebt sich Widerspruch von Regie-
rungs- wie Unternehmensseite. Richtig ist sicherlich, daß die bishe-
rige Formulierung der Umsetzungsbestimmungen vage ist und der
weiteren Ausarbeitung und Konkretisierung bedarf, bevor sie in die
Praxis umgesetzt werden kann. Grundsätzlich sollte allerdings an ei-
nem Überwachungsverfahren festgehalten werden, um zu vermeiden,
daß die Normen zu einem ›zahnlosen Tiger‹ werden. Gegen Schadens-
ersatzansprüche an Unternehmen ist grundsätzlich nichts einzuwen-
den, wenn die Forderungen angemessen, die Bedingungen eindeutig
und klar definiert sowie die zugehörigen Verfahren transparent und fair
sind.
Eine Reihe internationaler Investitionsabkommen räumt Unterneh-
men bereits jetzt zum Teil weitreichende Möglichkeiten für Scha-
densersatzforderungen gegenüber Staaten ein.21 Es sollte nicht nur
ethisch geboten, sondern auch juristisch möglich und politisch ge-
wollt sein, solchen Rechten von Unternehmen entsprechende Pflich-
ten im sozialen Bereich gegenüberzustellen. 
Bevor jedoch über die Umsetzungsmechanismen der UN-Normen wei-
ter nachzudenken ist, muß sich über die Konkretisierung der Inhalte
verständigt werden.

Positionen der Interessengruppen

Widerstand aus der Wirtschaft

Der stärkste Widerstand gegen die UN-Normen kommt aus den Rei-
hen namhafter Arbeitgeber- und Industrieverbände. Sie lehnen jegli-
che Art von verbindlicher Regulierung und Rechenschaftspflicht für
Unternehmen kategorisch ab; sie betonen die Verantwortung der Na-
tionalstaaten, nicht aber die der internationalen Staatengemeinschaft.
Die Menschenrechtspakte werden restriktiv ausgelegt; die wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte in ihrer Verbind-
lichkeit relativiert. Dies gilt gleichermaßen für die internationalen
Meinungsführer unter den Verbänden, die Internationale Handelskam-
mer (ICC) und die Internationale Arbeitgeberorganisation (IOE), wie
auf deutscher Ebene für den Bundesverband der Deutschen Industrie
(BDI) und die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbän-
de (BDA). Die BASF schließt sich in einer öffentlichen Stellungnah-
me an das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte (OHCHR) der strikten Ablehnung des Normenent-
wurfs an.22

Es gibt jedoch auch Zustimmung aus der Wirtschaft. Der Energiekon-
zern BP beispielsweise sieht zwar Verbesserungsbedarf bei den Nor-
men, steht der Intention eines Normenkatalogs für Unternehmen aber
grundsätzlich positiv gegenüber.23 Auch die Business Leaders’ Initi-
ative on Human Rights (BLIHR) hält die Normen für hilfreich, ebenso
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wie einige Unternehmensberatungen.24 Die BLIHR hat sich im Mai
2003 unter Vorsitz der früheren Hohen Kommissarin der Vereinten
Nationen für Menschenrechte, Mary Robinson, gegründet. Robinson
schreibt im Vorwort zum ersten Arbeitsbericht der BLIHR: »In den
letzten zehn Jahren hat eine wachsende Zahl an Unternehmen er-
kannt, daß sie sich von Menschenrechtsanliegen nicht ausnehmen
kann und eine wichtige Rolle bei der Förderung einer stärkeren Be-
achtung der Menschenrechte in den Ländern, in denen sie operieren,
zu spielen hat.«25 Um dieser Rolle gerecht zu werden, haben es sich
die zehn transnationalen Unternehmen der BLIHR26 zum Ziel ge-
setzt, im Rahmen ihres eigenen Unternehmensumfelds nach Mög-
lichkeiten zu suchen, wie Menschenrechtsstandards besser und ef-
fektiver in Unternehmenspolitik und -praxis umgesetzt werden kön-
nen. Sie haben dazu ein Raster entwickelt, das zwischen den Kernauf-
gaben eines Unternehmens im Bereich der Menschenrechte unter-
scheidet (›Essentials‹), dem, was als berechtigte Erwartung der Zi-
vilgesellschaft anzusehen ist (›Shoulds‹), und dem, was darüber hin-
aus wünschenswert sein kann (›Coulds‹). In diesen letzten Bereich fal-
len in der Regel viele der philantrophischen Aktivitäten eines Unter-
nehmens. Die UN-Normen sind Teil des Praxistests und werden als
hilfreich empfunden.27

Überwiegend ablehnend: Regierungen
Zu den heftigsten Kritikern unter den Regierungen zählt die der USA.
Ihre Kritik beruht auf der Prämisse, daß grundsätzlich nur nationale
Regierungen die Verantwortung für schwerwiegende Menschenrechts-
verletzungen tragen – niemals Unternehmen.28

Unterschiedliche Auffassungen herrschen in den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union vor – von vorsichtiger Unterstützung bis hin zu
offener Ablehnung. Die britische Regierung gehörte lange zu den
Hauptkritikern der UN-Normen, ist aber inzwischen in ihren Äuße-
rungen differenzierter. Auch die Bundesregierung hat – trotz zum
Teil grundsätzlicher Kritik – die Bereitschaft geäußert, die Normen
zumindest im größeren Kontext des Themas ›Corporate Social Re-
sponsibility‹ (CSR) weiter zu diskutieren. In ihrer Stellungnahme an
das OHCHR bezeichnet die Bundesregierung den Normenentwurf im-
merhin als ›nützlichen Beitrag‹ zu der Debatte über Möglichkeiten
und Wege, Wirtschaftsunternehmen in die internationalen Bestrebun-
gen zur Förderung und zum Schutz von Menschenrechten und nach-
haltiger Entwicklung einzubinden.
Der Deutsche Bundestag hat diesbezüglich eine klarere Position be-
zogen. In einem am 16. März 2005 beschlossenen Antrag begrüßen
die Koalitionsfraktionen explizit den in der MRK geführten Dialog-
prozeß um möglichst verbindliche UN-Normen für transnationale
Unternehmen.29

Von einigen Regierungen des Südens, unter anderem Südafrika, Pa-
kistan und Indonesien, war auf der 61. Tagung der MRK im Jahr 2005
die klare Forderung nach verbindlichen Standards zur menschenrecht-
lichen Verantwortung von Wirtschaftsunternehmen und explizite Un-
terstützung der UN-Normen zu hören. Allerdings sind sich die Re-
gierungen des Südens in dieser Frage bislang ebensowenig einig wie
die Regierungen der EU-Staaten.

Weitgehende Zustimmung bei NGOs
Auf große Zustimmung stoßen die UN-Normen bei vielen NGOs. In
einer Stellungnahme an das OHCHR haben deutsche NGOs die Vor-
teile der UN-Normen aus ihrer Sicht zusammengefaßt.30 Sie sehen
die Vorteile vor allem darin:
– daß sie die für unternehmerisches Handeln wesentlichen Punkte

aus den vielen verschiedenen relevanten Dokumenten in verständ-
licher Weise bündeln und zusammenfassen;

– daß sie transparent und zielgerichtet sind;
– daß sie alle Menschenrechte einschließen;
– daß sie auch Umweltschutz und Verbraucherschutz ansprechen;

– daß sie universell anwendbar sind;
– daß sie die Opfer von Menschenrechtsverletzungen in Zusammen-

hang mit unternehmerischem Handeln stärken (etwa durch die in
den Kommentaren enthaltenen konkreten Hinweise und Hilfen
zur möglichen Umsetzung sowie durch das angedachte Beschwer-
deverfahren) und

– daß sie Unternehmen direkt ansprechen und deren im Rahmen
der Globalisierung gewachsenen Rechte durch soziale Verantwort-
lichkeiten und Rechenschaftspflichten zu ergänzen suchen.

Zu den Befürwortern der UN-Normen zählen so namhafte Organisa-
tionen wie Amnesty International, Human Rights Watch, die Inter-
national Commission of Jurists und der International Service for Hu-
man Rights. Zwar schließen auch sie nicht aus, daß es einzelne Punk-
te gibt, die verbessert und konkretisiert werden sollten, aber sie hal-
ten die Normen für im Kern richtig und notwendig. Auf einer Podi-
umsdiskussion am Rande der MRK im Jahr 2005 berichteten einige
Vertreter betroffener Gruppen aus Brasilien, Indien und Myanmar
über die negativen Auswirkungen der Tätigkeit transnationaler Kon-
zerne in ihren Ländern. In allen Fällen hatte die Kooperation staatli-
cher Stellen mit den Unternehmen (beziehungsweise im Falle Myan-
mars die Kooperation der Unternehmen mit einem die Menschenrech-
te verletzenden Regime) zu massiven Menschenrechtsverletzungen
geführt. Die Erfahrungen der Zeugen aus dem Süden belegten den
Bedarf an internationaler Regelung.

Vorsichtiges Herantasten der Gewerkschaften
Die Gewerkschaften treten in der öffentlichen Debatte um die UN-
Normen bislang noch wenig in Erscheinung. Nur wenige haben sich
an dem Konsultationsprozeß des OHCHR im Jahr 2004 (siehe unten)
aktiv beteiligt. In Gesprächen mit Gewerkschaftern zeigt sich immer
wieder eine grundsätzliche Zustimmung zur Weiterentwicklung in-
ternationaler Standards zur Regulierung transnationaler Konzerne. So
auch bei einem Fachgespräch zwischen NGOs und Gewerkschaften
in der Friedrich-Ebert-Stiftung im März 2005 in Berlin. Allerdings
herrscht eine gewisse Skepsis, ob die UN-Normen ein geeignetes In-
strument sein können, oder ob nicht die ILO das bessere Gremium
zur (Weiter-)Entwicklung solcher Normen ist. In den Überlegungen
von Gewerkschaftsseite spielt die Befürchtung eine Rolle, ein UN-
Dokument im Range einer Erklärung könne bereits bestehende ILO-
Übereinkommen und Beschwerdeverfahren schwächen. So forderte
der 18. Weltkongreß des Internationalen Bundes Freier Gewerkschaf-
ten im Dezember 2004, neuen Standards wie den UN-Normen mehr
Aufmerksamkeit zu schenken, um sicherzustellen, daß die Verpflich-
tungen von Unternehmen – und Regierungen – bezüglich der Men-
schenrechte darin nicht neu definiert werden und daß alle Auslegun-
gen und Folgeverfahren glaubwürdig sind und nicht in die bereits vor-
handenen Verfahren der ILO eingreifen. Zugleich forderte der Kon-
greß, daß Unternehmen national wie auch international für die sozia-
len, ökologischen und humanitären Auswirkungen ihrer Tätigkeit in
größerem Umfang als bisher haften sollen und daß die betroffenen
Staaten und Parteien die Möglichkeit haben sollen, sie auf rechtli-
chem Weg zu belangen sowie Strafen zu verhängen.31

Konsultationsprozeß des OHCHR

Angesichts der starken Widerstände einiger Regierungen gegen die
UN-Normen und großer Unkenntnis anderer, war zu befürchten ge-
wesen, daß eine Abstimmung bereits auf der 60. Tagung der MRK
im Jahr 2004 – der ersten, auf der sich die Regierungen offiziell mit
dem Dokument aus der Unterkommission befaßt haben – die Ableh-
nung des Normenentwurfs zur Folge gehabt hätte. Vor diesem Hin-
tergrund schien es aus Sicht vieler Beobachter sinnvoll, eine rasche
Abstimmung zu vermeiden und die Diskussion in der MRK mit größt-
möglicher Offenheit und Transparenz weiterzuführen. Die Entschei-
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dung der MRK im Jahr 2004 hat genau dies ermöglicht. Statt über
den Normenentwurf der Unterkommission abzustimmen, hat die MRK
das OHCHR damit beauftragt, ›Möglichkeiten zur Stärkung von Stan-
dards im Hinblick auf die Verantwortung von transnationalen Kon-
zernen und anderen Wirtschaftsunternehmen für die Menschenrech-
te aufzuzeigen, sowie geeignete Mittel und Wege zu deren Umset-
zung.‹32 Das OHCHR sollte der 61. Tagung der MRK einen Bericht
vorlegen, der nicht nur die UN-Normen untersuchen sollte, sondern
insgesamt den Bereich der Verantwortung von transnationalen Kon-
zernen und anderen Wirtschaftsunternehmen.
Im Frühjahr 2005 reichte das OHCHR den gewünschten Bericht ein33,
der von allen Seiten als ausgewogen und hilfreich eingestuft wurde
und erheblich zur Systematisierung der Diskussion beigetragen hat.
Zur Erstellung hatte das OHCHR einen offenen und transparenten
Diskussionsprozeß mit allen Interessensgruppen (Stakeholder) durch-
geführt. Auf der Grundlage der eingegangen Kommentare listet der
Bericht vier Standards als zentral für die weitere Diskussion auf und
stellt die im Rahmen des Konsultationsprozesses vorgetragenen Pro-
und Contra-Argumente zusammen. Diese Standards sind:
1. Die dreigliedrige Grundsatzerklärung der Internationalen Arbeits-

organisation (ILO) über multinationale Unternehmen und Sozial-
politik von 1977;

2. Die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen von 2000;
3. Der 1999 auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos von UN-Ge-

neralsekretär Kofi Annan ins Leben gerufene Globale Pakt;
4. Die UN-Normen zur Unternehmensverantwortung von 2003.

Der Bericht geht von der Annahme aus, daß Unternehmen, wie alle
Mitglieder der Gesellschaft, in verantwortlicher Weise handeln müs-
sen und daß sie über ein enormes Potential verfügen, durch Investi-
tionen, die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Stimulierung von
Wirtschaftswachstum die Umsetzung und den Genuß der Menschen-
rechte zu ermöglichen, daß jedoch noch kein klares Verständnis über
die genaue Art (›Nature‹) und den Umfang beziehungsweise die
Reichweite (›Scope‹) der menschenrechtlichen Verpflichtungen von
Unternehmen besteht. Der Bericht empfiehlt daher insbesondere, ei-
ne Verständigung darüber herbeizuführen, was unter der ›Einfluß-
sphäre‹ (›Sphere of influence‹) eines Unternehmens und was unter
›Mittäterschaft‹, respektive Beteiligung an Menschenrechtsverletzun-
gen (›Complicity‹) zu verstehen ist. Des weiteren empfiehlt er, der
Frage nachzugehen, welche Verantwortung private Unternehmen in
Fällen tragen, in denen der Staat nicht in der Lage oder nicht willens
ist, die Menschenrechte zu achten und gegen die Verletzung durch
Dritte zu schützen (Stichwort: ›schwache‹ und ›zerfallende Staaten‹).
Ziel und mögliches Ergebnis der weiteren Arbeit der UN zur Frage
der menschenrechtlichen Verantwortung privater Unternehmen kann
nach Aussage des OHCHR eine ›UN-Erklärung‹ zum Thema Unter-
nehmensverantwortung und Menschenrechte sein.

Sonderbeauftragter für transnationale Konzerne

In ihrer Resolution 2005/69 vom 20. April 200534 begrüßt die MRK
den Bericht des OHCHR und empfiehlt die Ernennung einer/s Son-
derbeauftragten (Special Representative) des UN-Generalsekretärs
zum Thema ›Verantwortung transnationaler Konzerne und anderer
Wirtschaftsunternehmen für die Menschenrechte‹. Das Mandat ist
vorerst auf zwei Jahre befristet und umfaßt neben anderen folgende
Aufgaben:
– Standards unternehmerischer Verantwortung und Rechenschafts-

pflicht (Corporate Responsibility and Accountability) für die Men-
schenrechte zu identifizieren und zu untersuchen.35

– Der Rolle und Aufgabe der Staaten bei der Durchsetzung der Men-
schenrechte gegenüber Dritten, auch gegenüber transnationalen

Konzernen und anderen Wirtschaftsunternehmen, nachzugehen
und dabei die staatliche Pflicht zur internationalen Zusammenar-
beit zu berücksichtigen.

– Die Konzepte der Mittäterschaft und des Einflußbereichs eines
Unternehmens in Zusammenhang mit Menschenrechten, respek-
tive Menschenrechtsverletzungen, näher zu untersuchen und zu
klären, welche Konsequenzen sich daraus ergeben.

– Materialien und Methoden zur Durchführung von ›Menschen-
rechtsverträglichkeitsprüfungen‹ der Aktivitäten von transnatio-
nalen Konzernen und anderen Wirtschaftsunternehmen zu ent-
wickeln.

– Ein Kompendium von ›Best-practice-Beispielen‹ von Regierun-
gen und Unternehmen zu erstellen.36

Der/die Sonderbeauftragte soll eng mit dem bereits eingesetzten Son-
derberater für den Globalen Pakt zusammenarbeiten. Die Resolution
schlägt vor, insbesondere die Sektoren Pharma, Chemie und Roh-
stoffindustrie zu untersuchen. Hierzu sollen Vertreter des geschäfts-
führenden Managements einschlägiger Unternehmen konsultiert wer-
den, aber auch andere Experten aus den Gewerkschaften, NGOs, in-
digenen Bevölkerungsgruppen, anderen betroffenen Gruppen, UN-
Organisationen und Regierungen. In dem bevorstehenden Konsulta-
tionsprozeß sollen vor allem die Meinungen von Regierungen und
Zivilgesellschaft aus dem Süden eingeholt werden, da diese in der
bisherigen Diskussion noch unterrepräsentiert sind.
Die Resolution wurde mit 49 Ja-Stimmen (bei drei Nein-Stimmen und
einer Enthaltung) mit großer Mehrheit angenommen. Der Entwurf
war von einer überregionalen Arbeitsgruppe – bestehend aus je einem
Vertreter der fünf Regionalgruppen unter Federführung Großbritan-
niens erarbeitet worden.37 Eine Reihe weiterer Staaten, darunter auch
Deutschland, brachten die Resolution später im Plenum mit ein. Mit
dem Ziel, die Resolution möglichst im Konsens zu verabschieden,
hatte die Arbeitsgruppe an einigen Stellen gegenüber den Kritikern
der UN-Normen deutliche Zugeständnisse gemacht. Trotz dieser Kom-
promisse beantragte die amerikanische Regierung dann aber dennoch
eine Abstimmung, in der sie mit ›Nein‹ stimmte. Sie begründete dies
damit, daß ihrem Wunsch, sämtliche Anspielungen auf einen mögli-
chen negativen Einfluß normaler unternehmerischer Tätigkeit auf die
Menschenrechte zu streichen, nicht entsprochen worden sei. Zudem
hatte sie auf einem expliziten Hinweis bestanden, daß die weitere Ar-
beit der MRK nicht darauf angelegt sei, normative Standards oder ei-
ne Art Verhaltenskodex für TNUs voranzutreiben. Denn es seien al-
lein die Staaten verpflichtet, die Menschenrechte im Rahmen natio-
naler Gesetze um- und durchzusetzen. Auch Australien lehnte die
Resolution ab. Der südafrikanische Vertreter hatte angekündigt, sei-
ne Regierung werde – trotz der Unzufriedenheit mit dem Entwurf –
eine Konsens-Resolution mittragen, bei einer Abstimmung jedoch da-
gegen stimmen. Dies allerdings aus dem umgekehrten Grund wie die
USA: Südafrika fehlte in der Entscheidung der explizite Hinweis auf
die UN-Normen, die Entscheidung sei zu unternehmensfreundlich.

Ausblick

Was bedeutet das Ergebnis der diesjährigen MRK für die UN-Nor-
men? Aus Sicht der Befürworter der UN-Normen ist bedauerlich, daß
sie keine explizite Erwähnung in der Resolution der MRK gefunden
haben. Implizit sind sie jedoch über die Würdigung des Berichts des
OHCHR genannt. Bedauerlich ist auch, daß eine Bekräftigung der
Entscheidung der 60. Tagung der MRK – in dem Sinne, daß es der
MRK um die Stärkung von Standards zur menschenrechtlichen Ver-
antwortung von Unternehmen geht – in der diesjährigen Resolution
fehlt. Sie wurde dem Ziel, zu einer Konsens-Entscheidung zu finden,
geopfert. Auf die Bedenken der USA wurde viel Rücksicht genom-
men. Da die amerikanische Regierung dann doch die Abstimmung be-
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antragte, ist die Frage berechtigt, ob der erzielte Kompromiß nicht zu
teuer erkauft wurde. Dennoch: mit dem Ergebnis können nicht nur
die Kritiker, sondern auch die Befürworter der UN-Normen zufrieden
sein. In der Zukunft wird viel davon abhängen, welche Person als Son-
derbeauftragte/r ernannt werden, welche personelle und materielle Un-
terstützung diese Person zur Bewältigung ihrer schwierigen Aufgabe
erhalten und welche Schwerpunkte sie im Rahmen des gegebenen
Mandats setzen wird. Es wird darauf zu achten sein, daß der Konsul-
tationsprozeß für alle Beteiligten gleichermaßen offen und transpa-
rent geführt werden wird. Der Konsultationsprozeß des OHCHR ist
hier mit gutem Beispiel vorangegangen. Sicherlich wird es im weiteren
darum gehen müssen, den Einflußbereich eines Unternehmens sowie
den Begriff der Mittäterschaft möglichst konkret zu definieren. Die
Antwort auf die Frage wo (national)staatliche Verantwortung beginnt
und endet, und wo die eines Unternehmens anfängt und aufhört, ist
untrennbar mit dieser Klärung verbunden. Einige unabhängige Ex-
perten haben im Rahmen der Konsultation des OHCHR bereits erste
hilfreiche Überlegungen hierzu vorgestellt. Es bleibt zu hoffen, daß
trotz der ablehnenden Haltung der USA eine weitere konstruktive und
nach vorne gerichtete Diskussion auf UN-Ebene möglich sein wird.
Die deutsche Regierung könnte hier eine wichtige Vorreiterrolle in-
nerhalb der EU spielen. Bundespräsident Horst Köhler forderte in ei-
ner Rede im Juni 2005 dazu auf, »verbindliche Spielregeln für grenz-
überschreitend agierende Wirtschaftsunternehmen [zu] definieren.«38

Die UN-Normen zur Unternehmensverantwortung bieten eine gute
Ausgangsposition für eine solche Definition.
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gard to Human Rights, UN Doc. E/CN.4/2005/91 v. 15.2.2005, Commission on Hu-
man Rights, 61st Session, Geneva 2005.

34 UN Doc. E/CN.4/RES/2005/69.
35 Hier hat der Bericht des OHCHR bereits wertvolle Vorarbeit geleistet.
36 Soweit es Unternehmen betrifft leistet dies in weiten Teilen bereits der Globale Pakt.
37 Der Gruppe gehörten Argentinien, Indien, Nigeria, Großbritannien und Rußland an.
38 Vgl. Wir brauchen mehr Weltinnenpolitik, Rede von Horst Köhler anläßlich des 50.

Jahrestags der Gründung der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik am 3.
Juni 2005 in Berlin, http://www.dgap.org/Publikationen/Veranstaltungen/2005/Re
de_Bundespraesident_Koehler_030605.html

144 Vereinte Nationen 4/2005

aufs�tze gesamt 04-05.qxd  27.07.2005  15:25  Seite 144



Vereinte Nationen 4/2005 145

Der Deutsche Bundestag hat am 16. Juni 2005 den Beschluß ›Für eine
parlamentarische Mitwirkung im System der Vereinten Nationen‹ ge-
faßt. Er folgte dem Antrag der Koalitionsfraktionen SPD und Bündnis
90/Die Grünen.1 Die Fraktionen von CDU/CSU und FDP enthielten
sich der Stimme. Grundlage des Beschlusses ist der einstimmig ange-
nommene Bericht des Unterausschusses Vereinte Nationen im Aus-
wärtigen Ausschuß mit Vorschlägen zu dieser UN-politischen Proble-
matik.2 Dieser war vom Bundestagspräsidenten in Auftrag gegeben
worden. Der Bericht ist in zwei Hauptteile gegliedert: in Vorschläge zu
den parlamentarischen Kontroll- und Mitwirkungsrechten des Bun-
destages (vgl. hierzu den Beitrag des Verfassers in: VN 3/2005, S. 97–
99) und zur Gestaltung einer parlamentarischen Dimension der Ver-
einten Nationen mit folgenden Unterpunkten:
– Mögliche Funktionen (der parlamentarischen Dimension);
– Die Interparlamentarische Union (IPU) als Basis; 
– Ein ständiger Ausschuß der IPU am Sitz der Vereinten Nationen;
– Förmliche Anerkennung durch die UN;
– Mögliche Einbeziehung der Weltgesellschaft. 
Der Unterausschuß hatte zwei öffentliche Anhörungen durchgeführt
(siehe unten). Vor der Beschlußfassung im Plenum stimmten die
Koalitionsfraktionen ihren Antrag mit der Position des Auswärtigen
Amtes ab.

Die Vorschläge des Unterausschusses Vereinte Nationen

Der Deutsche Bundestag hat nach derzeitigem Kenntnisstand als er-
stes Parlament eines UN-Mitgliedstaats zur Gestaltung einer parla-
mentarischen Dimension der Vereinten Nationen Stellung genommen.
Seine Position wird der Präsident des Deutschen Bundestages in Be-
ratungen der Präsidenten der der IPU angehörigen Parlamente am 7.
und 8. September 2005 in New York einbringen. Die Herbsttagung
der IPU vom 17. bis 19. Oktober 2005 in Genf wird sich dann mit
dieser Problematik befassen. Das Europäische Parlament hat in seiner
Entschließung zur Reform der Vereinten Nationen am 9. Juni 2005
zur Einrichtung einer Parlamentarischen Versammlung der Vereinten
Nationen aufgerufen. Absatz 39 der Entschließung lautet: 
Das Europäische Parlament »ruft zur Einrichtung einer Parlamenta-
rischen Versammlung der Vereinten Nationen (UNPA) innerhalb der
Strukturen der UNO auf, die das demokratische Profil und den inter-
nen demokratischen Prozeß dieser Organisation stärken und es der
Welt-Zivilgesellschaft gestatten würde, unmittelbar an den Entschei-
dungsprozessen teilzuhaben; spricht sich dafür aus, daß diese Parla-
mentarische Versammlung über das uneingeschränkte Recht auf In-
formation, Teilhabe und Kontrolle verfügen und in der Lage sein soll-
te, Empfehlungen für die Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen anzunehmen.«3

108 (von 200) Mitglieder des Schweizer Nationalrats haben sich in
einem Offenen Brief vom 9. Februar 2005 an UN-Generalsekretär
Kofi Annan für eine Parlamentarische Versammlung bei den UN aus-
gesprochen.4

Mögliche Funktionen einer parlamentarischen Dimension
In der politischen wie in der wissenschaftlichen Diskussion wird ei-
ne Parlamentarisierung der globalpolitischen Ebene überwiegend als
utopisch, nicht möglich oder auch nicht wünschenswert bezeichnet.
Das geht einher mit Auffassungen, daß ›Global Governance‹ eher post-
parlamentarisch sein würde. Dies mag richtig sein mit Blick auf die

Willensbildung in den Staaten und vor allem bei ihren Regierungen.
Es ist jedoch weniger plausibel, wenn die wesentlichen – auf der staat-
lichen Ebene ausgebildeten – Parlamentsfunktionen auf die Ebene der
UN übertragen werden. Der Unterausschuß Vereinte Nationen sieht
als wesentliche Parlamentsfunktionen die Wahl und Kontrolle der Exe-
kutive, die Rechtssetzung, das Budgetrecht, die Herstellung von Ent-
scheidungstransparenz und die Vertretung der Gesellschaft. Über-
trägt man diese Funktionen auf die UN-Ebene ist wohl von der Wahl
des Generalsekretärs abzusehen. Seine Kontrolle durch mehr Trans-
parenz der Entscheidungen ist jedoch prinzipiell unproblematisch.
Eine regelmäßige Berichterstattung wäre die Grundlage, auf der ein
Anhörungsrecht zu besonderen Vorgängen aufbauen könnte. Der we-
sentliche Unterschied zum generellen Bemühen um Transparenz –
sowohl seitens des Informationen anbietenden UN-Sekretariats wie
der Informationen nachfragenden ›Zivilgesellschaft‹ – wäre ein fest-
gelegtes parlamentarisches Recht, das als ›Transparenzdurchset-
zungsrecht‹ bezeichnet werden könnte.
Was für den UN-Generalsekretär gilt, sollte auch für andere interna-
tionale Organisationen, wie den Internationalen Währungsfonds, die
Weltbank oder die Welthandelsorganisation gelten.
Eine parlamentarische Kontrollfunktion im UN-System wird im
übrigen bereits wahrgenommen – vom Kongreß der USA. Dies
macht die Ablehnung einer parlamentarischen Kontrolle der UN be-
sonders fragwürdig. Genauso fragwürdig ist es, daß diese Kontroll-
funktion das Parlament der stärksten Macht im Sicherheitsrat in ei-
gener Zuständigkeit ausübt und nicht eine möglichst alle Mitglied-
staaten repräsentierende Parlamentarische Versammlung.
Ein Problem der Legitimierung tritt zunehmend bei der Schaffung von
Völkerrecht auf. Es entsteht bislang hauptsächlich durch völkerrecht-
liche Verträge, die in der Regel durch Parlamente ratifiziert werden
müssen. Sie können allerdings den materielle Gehalt eines Vertrags
nicht mehr beeinflussen, sondern ihn lediglich in Gänze annehmen oder
ablehnen. Die Mitwirkung einer Parlamentarischen Versammlung der
UN, vor allem vor der abschließenden Unterzeichnung, könnte hier
eine politische Legitimationsfunktion haben. Diese Legitimations-
problematik hat eine neue Dimension erreicht, seitdem der Ausschuß
zur Bekämpfung des Terrorismus des UN-Sicherheitsrats verbindli-
ches Völkerrecht ohne Ratifizierung setzt.
Eine parlamentarische Mitwirkung und Kontrolle ist auch für den Haus-
halt der UN denkbar.

Die IPU als Grundlage einer parlamentarischen Dimension
Regelmäßig stellt sich bei Überlegungen zur Schaffung neuer Insti-
tutionen die Frage, ob wirklich Neues etabliert oder an Bestehendes
angeknüpft werden soll. Das gilt auch für eine parlamentarische Di-

Die Vereinten Nationen und die Parlamente (II)
Zu einer parlamentarischen Dimension der UN CHRISTOPH ZÖPEL
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mension der UN. In diesem Zusammenhang ist festzustellen, daß die
Mitglieder der 1889 gegründeten IPU, die Parlamente souveräner Staa-
ten sind. Seit 1996 besteht eine institutionelle Verknüpfung mit den
UN: die IPU hat Beobachterstatus, ihr Präsident hat seit 2002 Rede-
recht in der Generalversammlung und jährlich führt sie ein ›Parlia-
mentary Hearing‹ in zeitlicher Nähe zum Beginn einer Tagung der
Generalversammlung durch.
Der Unterausschuß schlägt deshalb vor, den Weg der institutionellen
Gestaltung einer parlamentarischen Dimension der UN über die IPU
zu gehen, statt eine neue Institution im UN-System einzurichten, was
ja nicht die Auflösung der IPU zur Folge haben müßte und wodurch
Parallelstrukturen entstehen könnten.
Das Hauptproblem bei der Gestaltung der parlamentarischen Dimen-
sion aus der IPU heraus sind die unterschiedlichen Mitgliedschaften.
Die UN haben 191 Mitgliedstaaten, die IPU hat 141 nationale Parla-
mente sowie die parlamentarischen Versammlungen von sieben Re-
gionalorganisationen als Mitglieder (unter dem Gesichtspunkt der Re-
gionalisierung globaler Politik ist die IPU den UN einen Schritt vor-
aus). Die unterschiedliche Mitgliederzahl ist durch die Mitgliedschafts-
kriterien bedingt. Während »Mitglied in den Vereinten Nationen […]
alle sonstigen friedliebenden Staaten werden [können], welche die
Verpflichtungen aus dieser Charta übernehmen und […] fähig und
willens sind, diese zu erfüllen« (Art. 4 Abs. 1 UN-Charta), kann Mit-
glied der IPU »jedes Parlament werden, das in Einklang mit den Ge-
setzen eines souveränen Staates gebildet ist, dessen Bevölkerung es
repräsentiert und auf dessen Territorium es wirkt.«5 Die Existenz ei-
nes verfassungsmäßigen Parlaments und das Kriterium der Repräsen-
tation lassen darauf schließen, daß nur Demokratien Mitglieder wer-
den können, wobei dieses Kriterium sehr weit ausgelegt wird: der
Volkskongreß der Volksrepublik China und der vom König berufene
Majlis al Shura Saudi-Arabiens sind IPU-Mitglieder.
In der völkerrechtlichen Aufwertung des parlamentarischen Prinzips
und der IPU kann ein starker Anreiz zur Bildung von möglichst de-
mokratischen Parlamenten in allen UN-Mitgliedstaaten liegen.

Ein ›Ständiger Ausschuß‹ der IPU am Sitz der UN
An der Arbeitsweise und auch an den Arbeitsergebnissen der IPU
läßt sich vielfältige Kritik formulieren. Je nach Perspektive läßt sie
sich folgendermaßen zusammenfassen: 
Aus der Sicht der Parlamente, und hier besonders des Deutschen Bun-
destages, arbeitet die IPU zu schwerfällig und zu ineffizient. Das gilt
vor allem für die alle halbe Jahre stattfindenden Versammlungen von
einwöchiger Dauer. Parlamentarier mit besonderen Funktionen inner-
halb der IPU müssen in der Regel mit einem Zeitaufwand von fast
zwei Wochen rechnen, in denen sie an der Arbeit des eigenen Parla-
ments nicht teilnehmen. 
Aus der Sicht der IPU ist die Mitwirkung der Parlamentarier diskon-
tinuierlich und oft nur zeitlich begrenzt. 
Beide Perspektiven sind berechtigt. Für den Deutschen Bundestag
gilt, daß bei einem zeitlichen Zusammentreffen einer IPU-Versamm-
lung mit einer Sitzung des Bundestages die mögliche Kanzlermehr-
heit den Abbruch der Teilnahme an der Versammlung bedeutet, daß
Reisegenehmigungen generell nur kurzfristig erteilt werden und so
eine kontinuierliche Teilnahme einzelner deutscher Abgeordneter
nicht die Regel, sondern die Ausnahme ist. 
Da kaum zu erwarten ist, daß sich diese Umstände ad hoc ändern las-
sen, kommt die Generalversammlung der IPU für eine kontinuierli-
che parlamentarische Arbeit im UN-Rahmen derzeit nicht in Be-
tracht. Der Unterausschuß schlägt deshalb einen besonderen ›Ständi-
gen Ausschuß‹ (›Permanent Committee‹) am Sitz der UN vor, der
zeitnah Funktionen der Parlamentarischen Versammlung der Verein-
ten Nationen wahrnehmen könnte. Bei einer überschaubaren, hand-
lungsfähigen Größe – vielleicht 30 Mitglieder – wäre ein Zusammen-
treffen in weniger als Wochenfrist ohne größere logistische Probleme

möglich. Der Ausschuß sollte durch die IPU-Versammlung unter Be-
rücksichtigung regionaler Kriterien gewählt werden. Rein rechnerisch
käme bei 30 Mitgliedern ein Parlamentarier auf je 200 Millionen
Menschen.

Die förmliche Anerkennung durch die UN
Auf ihrer 59. Tagung im Oktober 2004 hat die Generalversammlung
beschlossen, die Frage der Zusammenarbeit mit der IPU auf ihrer 60.
und 61. Tagung weiter zu beraten und dazu Beschlüsse zu fassen. Ein
solcher Beschluß könnte nach Auffassung des Unterausschusses die
Einsetzung einer Parlamentarischen Versammlung als Unterorgan ge-
mäß Art. 22 UN-Charta sein, der vorsieht, daß »die Generalversamm-
lung […] Nebenorgane einsetzen [kann], soweit sie dies zur Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben für erforderlich hält.«
Dieser Weg ist erheblich einfacher als eine Änderung der Charta, die
von Zweidritteln der Mitgliedstaaten ratifiziert werden muß (Art. 108).

Parlamentarische Versammlung und Weltgesellschaft
Das Prinzip des Parlamentarismus ist das Prinzip der legitimierten Re-
präsentation der Gesellschaft in der Verfaßtheit des Staates beziehungs-
weise im politischen System der Gesellschaft. Dies auf die Weltge-
sellschaft zu übertragen, ist schwer. Eine rein auf die Bevölkerungs-
zahlen beruhende Vertretung der einzelnen Gesellschaften oder Staa-
ten in einer Parlamentarischen Versammlung der UN würde bei einem
Vertreter für 10 Millionen Menschen bedeuten, daß einer solchen
Versammlung von 600 Parlamentariern etwa 130 Chinesen, 100 In-
der, 45 EU-Europäer und 29 US-Amerikaner angehören würden –
eine machtpolitische Irrealität. So bleibt der Blick auf gewählte Ver-
tretungen, die um Repräsentanten gesellschaftlicher Gruppen ergänzt
werden. Die Kommunalverfassungen der deutschen Bundesländer er-
öffnen beispielsweise solche Möglichkeiten. Eine besondere Bedeu-
tung kommt dabei den Vertretern von Unternehmen und Gewerk-
schaften zu. Diese gesellschaftlichen Gruppen sind auch auf Welt-
ebene organisiert. Religionsgemeinschaften spielen hier ebenfalls ei-
ne Rolle: die Katholische Kirche hat aufgrund der Völkerrechtssub-
jektivität des Vatikans Beobachterstatus bei den UN; dann gibt es die
Organisation der Islamischen Konferenz. Es lassen sich also gesell-
schaftliche Legitimationsstrukturen entwickeln, ergänzend zu der ver-
besserten Mitwirkung der nichtstaatlichen Organisationen (NGOs). 

Die Anhörungen im Unterausschuß

Der Unterausschuß Vereinte Nationen hat am 14. Februar 2005 und
am 14. März 2005 Anhörungen zum Thema einer parlamentarischen
Dimension der Vereinten Nationen durchgeführt. Gehört wurden die
Wissenschaftler Ernst-Otto Czempiel, Matthias Lutz-Bachmann, Rai-
ner Schmalz-Bruns und Michael Zürn sowie Botschafterin Anda Filip
und der belgische Parlamentsabgeordnete Geert Versnick als Vertre-
ter der IPU, weiter Andreas Bummel und Claudia Kissling vom Ko-
mitee für eine Demokratische UNO.

Die Sicht der Wissenschaft
Das Spektrum der Analysen und Vorschläge der Wissenschaftler reich-
te von partiellen demokratischen Defiziten der globalen Politik bis hin
zu der gegenwärtigen oder gar definitiven Unmöglichkeit eines de-
mokratischen Weltstaats. Das gegenwärtige System globaler Politik
beruht auf der völkerrechtlich geregelten Zusammenarbeit von Staa-
ten, in deren Auftrag die Regierungen handeln. Die internationalen
Organisationen sind zuständig für übergreifende zwischenstaatliche
Probleme, mit deren Behandlung sie dann von den Regierungen be-
traut sind. Dadurch ist so etwas wie ein ›Exekutiv-Multilateralismus‹
(Zürn) entstanden, der die Parlamente ausschließt. Es wird aber die
Illusion aufrechterhalten, diese Zuständigkeit könnte wieder zurück-
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geholt und die innerstaatliche Beteiligung der Parlamente wiederher-
gestellt werden. Schmalz-Bruns sieht entsprechend eine funktional-
sektorale, auf verschiedenen Ebenen angesiedelte und netzwerkartige
Struktur als Unterbau der internationalen Organisationen. Ein supra-
nationales Gewaltmonopol und, als mögliche Folge, Formen der Ge-
waltenteilung auf globaler Ebene haben sich bisher jedoch nicht her-
ausgebildet. Ob sie es können, bleibt abzuwarten. Nach Zürn befin-
det sich die Welt – verglichen mit der Entwicklung der Nationalstaa-
ten und der Gesellschaften – noch im Vorstadium der Französischen
Revolution.
Dieser traditionellen Wahrnehmung stehen allerdings die konkreten
Entwicklungen entgegen, die zu vier Problemkomplexen gebündelt
werden können:
Zunächst
– die Zunahme materieller Politikfelder, die sich nur noch global

behandeln lassen (Schmalz-Bruns, Zürn);
Als Folge dessen
– einerseits das Agieren nichtstaatlicher Akteure mit oft morali-

scher Legitimation (Schmalz-Bruns, Lutz-Bachmann);
– andererseits die Monopolisierung globaler Politik bei Regie-

rungsvertretern und von ihren herangezogenen Experten und In-
teressenvertretern (Zürn);

Übergreifend
– in der historisch politikwissenschaftlichen Wahrnehmung des

Wandels von der Staatenwelt zur Gesellschaftswelt (Czempiel).
Die vorgeschlagenen Lösungen stimmen mit den analysierten Pro-
blemkomplexen überein:
– Der Zunahme der Politikfelder und dem Agieren nichtstaatlicher

Akteure entspricht die organisierte Einbeziehung der Zivilgesell-
schaft in die Tätigkeit der Vereinten Nationen, wobei die Vor-
schläge des Cardoso-Panels6 als Grundlage dienen können.

– Der Monopolisierung globaler Politik bei den Exekutiven ent-
sprechen Ansätze der Gewaltenteilung, in montesquieuscher Tra-
dition die Stärkung zunächst der Judikative (Zürn), in föderaler
Tradition die regionale Integration von Mitgliedstaaten.

– Der Sicht auf die Gesellschaftswelt entspricht die Parlamentari-
sierung der Generalversammlung durch Repräsentation vielfäl-
tigster gesellschaftlicher Kräfte in funktionaler und regionaler
Streuung. Letztere Position vertritt emphatisch Czempiel, wobei
ihm Zürn ausdrücklich nicht widerspricht.

Die wichtigste Erkenntnis der Anhörungen mit Blick auf die weltge-
sellschaftliche Repräsentation ist die auseinandergehende Beschrei-
bung und Bewertung der zivilgesellschaftlichen Akteure. Gegenüber
stehen sich exemplarisch Schmalz-Bruns und Czempiel. 
Schmalz-Bruns sieht als global relevante Akteure unterschiedliche
zivilgesellschaftliche Gruppen, die ihre Autorität aus unterschiedlichen
Quellen generieren: muslimischen, rechtlichen, sachlichen. Von be-
sonderem Gewicht ist dabei die moralische Qualität der sich heraus-
bildenden Öffentlichkeit. Czempiel hingegen stellt fest, daß es nicht
genüge, von der Zivilgesellschaft zu sprechen, denn auch Bürgerkrie-
ge und der politische Terrorismus würden von gesellschaftlichen Ak-
teuren hervorgerufen und getragen. Generell träten gesellschaftliche
Akteure gleichberechtigt mit den staatlichen auf.
Die Diskrepanz zwischen Schmalz-Bruns und Czempiel läßt sich zu-
gespitzt zusammenfassen: gesellschaftliche globale Akteure zeich-
net Moral aus; gesellschaftliche Akteure können gewaltbereit sein
oder ökonomische Macht ausüben.
Czempiel schlägt als Konsequenz die Parlamentarisierung der UN-Ge-
neralversammlung vor. Dabei handelt es sich nicht um eine Parlamen-
tarisierung der UN im staatsrechtlichen Sinn, »denn die UN sind kein
Weltstaat.« Aber die Generalversammlung als Konferenz der Botschaf-
ter, also der Exekutiven, muß um die Vertreter von gesellschaftlichen
Akteursgruppen erweitert werden, nicht nur durch NGOs, auch durch
die großen gesellschaftlichen Verbände. »Das sind die Transnational

Corporations (TNC), die großen Religionen mit ihren Denominationen,
die Interessenverbände, die großen politischen Gruppierungen [...]«. 
Czempiel wie Zürn sehen in der parlamentarischen Dimension der
Generalversammlung kein weltstaatliches Parlament, weil die UN
kein Weltstaat werden, beziehungsweise weil ein Parlament klare
Funktionen hat. Zürn stellt – zu Recht – klar, daß eine Versammlung
von Parlamentariern noch kein Parlament ist; seine notwendigen Funk-
tionen sind die Kontrolle und Abwahl von Regierungen, die Gesetz-
gebung und die Repräsentation gesellschaftlicher Interessen und der
Wähler. Für diese – vollen – parlamentarischen Funktionen fehlen
zur Zeit auf globaler Ebene noch die Voraussetzungen.
Die parlamentarisierte Generalversammlung, so Czempiel, oder die Be-
teiligung von Parlamentariern an den nationalen Delegationen (Zürn)
sind die gegenwärtig gangbaren Lösungen.

Möglichkeiten und Perspektiven der IPU
In Botschafterin Anda Filips Beitrag sind die perspektivischen Di-
mensionen der Arbeit der IPU wichtig:
– Erster Beitrag ist die Vernetzung von Parlamenten bei den global-

politischen Problemen mit dem Ziel der Beeinflussung der Regie-
rungen wie der Öffentlichkeit; 

– Zweiter Beitrag sind Bemühungen der Ausbreitung der parlamen-
tarischen Demokratie in Staaten, die bislang nicht entsprechend
verfaßt sind;

– Dritter Beitrag ist die weitere Einbeziehung der parlamentarischen
Dimension in das UN-System, aufbauend auf den Vereinbarungen
seit 1996. Dabei wurde die IPU als einzigartige, länderübergrei-
fende Organisation nationaler Parlamente definiert. Aus dieser De-
finition läßt sich der Anspruch der IPU auf die Ausübung einer
Kontrollfunktion für UN-Aktivitäten ableiten. Diesen Anspruch
zu formulieren, ist im Kontext der Beratungen der Generalver-
sammlung über den Cardoso-Bericht bereits vereinbart. Prinzipi-
en für eine entsprechende Institutionalisierung sollten sein: Un-
abhängigkeit im Sinne der Gewaltentrennung zwischen Legisla-
tive und Exekutive sowie Konzentration auf die zentralen The-
men der globalen Agendasetzung der IPU. 

Stellungnahme des Komitees für eine demokratische UNO
Die Stellungnahme von Claudia Kissling zeigt, daß der Gedanke ei-
ner globalen beziehungsweise universellen parlamentarischen Dimen-
sion seit dem 18. Jahrhundert existiert. Er ist stark mit föderativen Be-
strebungen verbunden und wurde im Zusammenhang mit der Grün-
dung von Völkerbund und UN diskutiert. Weitergehende Schritte
scheiterten schon bei der Gründung des Völkerbunds am Widerstand
der Regierungen, allen voran der amerikanischen. Die Versammlung
von Parlamenten, die IPU, sei keine zufriedenstellende Lösung, son-
dern weniger als eine Parlamentarische Versammlung. Die IPU könn-
te sich jedoch zu dieser entwickeln. 
Zwei Fragen bei den Ausführungen von Andreas Bummel waren für
den Unterausschuß von besonderem Interesse:
– Die Zusammensetzung der Parlamentarischen Versammlung: Die

Mitglieder sollen von den Parlamentariern der beteiligten Parla-
mente gewählt werden. Als Oberzahl der Mitglieder werden 700
bis 900 genannt. Die Zusammensetzung sollte durch eine an der
Bevölkerungszahl orientierte abgestufte Mitgliederstaffelung er-
folgen, bei der die kleineren Staaten begünstigt werden. 

– Die völkerrechtliche Umsetzung sollte durch Ankoppelung der
Parlamentarischen Versammlung an eine Institution im UN-Sy-
stem beginnen. Geeignet sei dazu die Anbindung an die General-
versammlung als Nebenorgan oder Sonderorganisation. Das wä-
re unterhalb der Schwelle einer Änderung der Charta möglich,
auf Beschluß der Generalversammlung nach Art. 22 UN-Charta
oder über einen völkerrechtlichen Vertrag und ein abschließen-
des Kooperationsabkommen mit den UN.
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Der Kompromiß zwischen Bundestag und 
Auswärtigem Amt

Der Bericht des Unterausschusses nahm eine Reihe der Anregungen
der Wissenschaftler, der IPU-Vertreter und des Komitees auf. Durch
die Ankündigung der Bestrebungen des Bundeskanzlers zur Auflö-
sung des Bundestages am 22. Mai 2005 wurde die Zeit für die Be-
schlußfassung des Bundestages knapp. Die Beratungen im Auswärti-
gen Ausschuß erbrachten keinen Konsens zwischen Regierungs- und
Oppositionsfraktionen. So blieb nur der Weg eines Mehrheitsbeschlus-
ses, getragen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen, den aber vor al-
lem die Partei des Bundesaußenministers von einvernehmlichen For-
mulierungen mit dem Auswärtigen Amt abhängig machte. Dieses Ein-
vernehmen wurde erzielt und brachte vor allem zwei Modifizierun-
gen am Vorschlag des Unterausschusses. 
1. Es gibt keine Festlegung auf ein konkretes völkerrechtliches Ver-

fahren zur Institutionalisierung einer parlamentarischen Dimen-
sion im UN-System. Der Verweis auf Art. 22 UN-Charta wurde
ersetzt durch die Formulierung, die Frage bedürfe weiterer Erör-
terung in den Vereinten Nationen. Gelegenheit dafür könne der
in der Resolution der Generalversammlung (A/RES/59/19) über
die Beziehungen zwischen der IPU und den UN aus dem Jahr
2004 gefaßte Beschluß bieten, das Thema Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Interparlamentarischen
Union auf die Tagesordnung der 61. Generalversammlung im
Jahr 2006 zu setzen.

2. Die materiell entscheidenden Bedenken des Auswärtigen Amtes
richteten sich auf die Darstellung der parlamentarischen Funk-
tionen eines denkbaren gewählten ›Weltparlaments‹ und die dar-
aus abgeleiteten Aufgaben und Kompetenzen der parlamentari-
schen Versammlung der UN. Von den Vorschlägen des Unteraus-
schusses entfielen so die Mitwirkung an der Beratung und Ratifi-
zierung multilateraler Verträge, die Mitwirkung an Aufstellung
und Kontrolle des Haushalts, das ›Transparenzdurchsetzungsrecht‹
und die transparente Einbeziehung von Organisationen der Zivil-
gesellschaft.

An deren Stelle traten:
– zeitnahe Begleitung wichtiger UN-Vorhaben;
– Stellungnahmen zu Berichten des UN-Generalsekretärs, zu UN-

Konferenzen, usw.;
– Verfolgung der Arbeit der UN-Organe;
– Bewertung aktueller Trends in den Vereinten Nationen;
– Abgabe von Empfehlungen vor Verhandlungsprozessen/Entschei-

dungen;
– Dialog mit dem Sekretariat, mit UN-Organisationen, der Zivil-

gesellschaft;
– Zirkulieren ihrer Berichte und Empfehlungen.
Gemessen an den Kategorien Zürns für die Abgrenzung einer Ver-
sammlung von Parlamentariern zu einer Parlamentarischen Versamm-
lung mit wirksamen Funktionen war eine echte gewaltenteilige globa-
le Parlamentarisierung gegenüber dem Auswärtigen Amt nicht durch-
setzbar. Das entspricht einer Grundposition, die an der Staatenwelt mit
gouvernmentalem Monopol festhält. Bislang ist auch im Auswärtigen
Ausschuß kein mehrheitliches Abweichen von dieser Position fest-
zustellen. Das macht sich parlamentsorganisatorisch daran fest, daß
die Institutionalisierung von Unterausschüssen, die sich mit UN- oder
globalpolitischen Belangen befassen, als Kompetenzverlust betrach-
tet wird. Es wird noch ein längerer Weg sein, bis sich der Bundestag
als deutscher Teil einer globalen demokratischen Gewaltenteilung ver-
steht, zu dem ein global funktionsfähiger Parlamentarismus gehört.

1 Deutscher Bundestag, Drucksache 15/5690, v. 15.6.2005.
2 Für eine parlamentarische Dimension im System der Vereinten Nationen, Bericht des

Unterausschusses der Vereinten Nationen im Auswärtigen Ausschuß, v. 11.5.2005.
3 Der Entschließungsantrag, am 30.5.2005 von Armin Laschet eingebracht, wurde am

9.6.2005 vom Parlament als ›Entschließung des Europäischen Parlaments zur Reform
der Vereinten Nationen‹, Dok. Nr. B6-0328/2005, angenommen; http://www2.euro
parl.eu.int/omk/sipade2?L=DE&OBJID=96290&LEVEL=3&MODE=SIP&NAV=X&
LSTDOC=N#def1

4 Offener Brief an UNO-Generalsekretär Kofi Annan, v. 9.2.2005; siehe Swissinfo (Swit-
zerland’s news and information platform): http://www.swissinfo.org/sde/swissinfo.html
?siteSect=106&sid=5527781

5 Vgl. Article 3: 1. Every Parliament constituted in conformity with the laws of a sovereign
State whose population it represents and on whose territory it functions may request af-
filiation to the Inter-Parliamentary Union […]., Statuten der Interparlamentarischen
Union, http://www.ipu.org/strct-e/statutes-new.htm#1

6 We the Peoples: Civil Society, the United Nations and Global Governance, Report of the Pa-
nel of Eminent Persons on United Nations-Civil Society Relations, UN Doc. A/58/817.
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Ein Scherbenhaufen

HARALD MÜLLER

Nichtverbreitungsvertrag: Die Überprüfungs-
konferenz scheitert – keine gemeinsame
Schlußerklärung – statt Führungsrolle Blok-
kadehaltung der USA – Iran größter Nutz-
nießer

Vom 2. bis zum 27. Mai 2005 fand in New York
die siebte Konferenz der Vertragsstaaten zur
Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbrei-
tung von Atomwaffen statt. Der Nichtverbrei-
tungsvertrag NVV (Non Proliferation Treaty –
NPT) hat gegenwärtig 1881 Mitgliedstaaten. Die
drei großen Ziele des Vertrags sind die Nicht-
weitergabe von Atomwaffen, die Abrüstung von

Atomwaffen und die Zusammenarbeit bei der
friedlichen Nutzung der Atomenergie. Die alle
fünf Jahre stattfindenden Überprüfungskonferen-
zen sind darauf ausgelegt, einvernehmlich fest-
zustellen, wie der Status der Vertragserfüllung
nach den Ereignissen der Überprüfungsperiode
zu bewerten ist und welche spezifischen An-
strengungen die Vertragsgemeinschaft unterneh-
men soll, um das Regime zu stärken. Dieses
Einvernehmen schlägt sich in einer gemeinsa-
men Schlußerklärung nieder.2 Nichts davon ge-
schah im Mai in New York. Die Konferenz ver-
sagte auf ganzer Linie an ihrer Aufgabe, der
Weltöffentlichkeit die Stärke und Einigkeit der
Vertragsgemeinschaft zu demonstrieren. Statt
dessen bot sie das seltsame Schauspiel einer
prozeduralen Nabelschau: Drei Viertel der Kon-
ferenz verbrachten die Delegationen mit Streite-
reien über die Tagesordnung, das Arbeitspro-
gramm die Einsetzung von Unterausschüssen
und die Zuordnung von Zeitabschnitten zu Ver-

handlungsgegenständen. Für Beobachter grenz-
te es an absurdes Theater.
Dieses Versagen wiegt schwer. Der NVV fährt
ohnedies in schwerem Wasser: Der Vertrags-
austritt Nordkoreas, das Problem des iranischen
Nuklearprogramms, das undefinierte Verhältnis
zu den drei ›Außenseitern‹ Israel, Indien und Pa-
kistan zehren an der Stabilität des Regimes.3 Ge-
rade gegenüber den Nichtmitgliedern und den
›Abweichlern‹ aus der Vertragsgemeinschaft wä-
re es wichtig gewesen, Entschlossenheit zu de-
monstrieren. Die New Yorker Streitereien erwei-
tern deren Handlungsspielräume noch, weil sie
die Befürchtungen minimieren, künftig Ziel glo-
bal abgestimmter Sanktionen zu werden.

Der Schlüssel zum Mißerfolg: Die amerika-
nische Politik
Dieses Ergebnis ist nur vor dem Hintergrund der
wahrgenommenen Interessen und der Haltun-

Politik und Sicherheit
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gen der Hauptprotagonisten zu verstehen. Be-
ginnen muß man mit den Vereinigten Staaten.
Die Amerikaner haben seit jeher eine Führungs-
rolle im Regime innegehabt und bei Überprü-
fungskonferenzen auch stets auszuüben versucht.
Diese Einstellung war unterschiedslos bei allen
amerikanischen Regierungen vorherrschend. So
war die amerikanische Delegation unter Ronald
Reagan 1985 maßgeblich am Konferenzerfolg
beteiligt. 1990 war die Bush-Regierung zu weit-
reichenden Zugeständnissen bereit, die Konfe-
renz scheiterte an mexikanischen Maximalfor-
derungen. Auch 1995 und 2000, unter der Clin-
ton-Regierung, leisteten die amerikanischen De-
legationen ihren Beitrag, um die unbegrenzte Ver-
tragsverlängerung (1995) beziehungsweise die
bis dahin substantiellste Schlußerklärung (2000)
zustande zu bringen.
Ganz anders präsentierten sich die USA in die-
sem Jahr. Bereits im Vorbereitungsprozeß hatte
sich gezeigt, daß die Vertreter der Bush-Regie-
rung konsequent den Bezug auf die Ergebnisse
von 2000 ablehnten. Für die Konferenzdiploma-
tie war dies ein ganz unerhörter Vorgang. Die
Evolution von Vertragsregimen ist darauf ange-
wiesen, durch die einvernehmliche Neuinterpre-
tation des Vertragswortlauts beziehungsweise
durch ergänzende Selbstverpflichtungen der Mit-
gliedstaaten das Regime an die sich wandelnden
Umstände und Herausforderungen anzupassen,
ohne den schwierigen Weg der Vertragsänderung
zu gehen. Damit dieser Evolutionsprozeß voran-
schreiten kann, müssen sich die Vertragsmitglie-
der darauf verlassen können, daß die auf Über-
prüfungskonferenzen erzielte Einigung für alle
politisch verbindlich bleibt. Natürlich hat sie kei-
nen rechtlich bindenden Charakter wie der Ver-
trag selbst. Aber stillschweigend wird davon aus-
gegangen, daß die jeweils vereinbarten Verhal-
tensrichtlinien für die Politik aller Mitglieder
gelten.4
Davon sind die Amerikaner unter George W. Bush
abgewichen, und zwar ohne Rücksicht auf den
Schaden für die Stabilität des NVV. In dieser
Haltung schlägt sich ihre generelle Skepsis ge-
genüber dem Nutzen multilateraler Vertragswer-
ke, namentlich im Bereich der Rüstungskontrol-
le, nieder. Das heißt nicht, daß die USA den Ver-
trag nicht wertschätzten. Er gilt als nützlich, in
dem Sinne, daß er die vertragstreuen Staaten in
ihrer Handlungsfreiheit einschränkt und das durch
ihn das besehende Machtgefälle zwischen Atom-
waffenstaaten und Nichtatomwaffenstaaten erhal-
ten bleibt. Er dient auch als Berufungsgrundlage
für die von den USA betriebenen Initiativen et-
wa in der Gruppe der Nuklearen Lieferländer
(Nuclear Suppliers Group – NSG), für die Proli-
feration Security Initiative (PSI), die auf das
Abfangen von Transporten mit nuklearen Gefah-
rengütern abzielt, für die Resolution 1540 des
UN-Sicherheitsrats, die die Staaten auf Maßnah-
men gegen den nuklearen Terrorismus verpflich-
tet oder auch die eigenen militärischen Maßnah-
men der Counterproliferation. Die Begeisterung
für den Vertrag findet indes ihre Grenzen, wo
amerikanische Handlungsfreiheit eingeschränkt
werden könnte oder wo der Vertragswortlaut ri-
gideren Nichtverbreitungsmaßnahmen im We-
ge steht. 
Ersteres gilt vor allem für die nukleare Abrü-
stungsverpflichtung. Sie wird von den USA nur
so weit eingelöst, wie sie mit den Plänen zur An-

passung des amerikanischen Arsenals überein-
stimmt und ihnen nicht etwa im Wege steht. Wenn
dies der Fall ist, wie beim angeblichen Bedarf an
atomaren Sprengköpfen mit begrenzter Explo-
sivkraft (›Mininukes‹), wird sie souverän igno-
riert. Letzteres betrifft das Bestreben des ame-
rikanischen Präsidenten, all jenen Staaten den
Zugang zu Anreicherung und Wiederaufarbei-
tung zu vewehren, die nicht bereits heute über
diese Technik verfügen – ein von Art. IV des
NVV nicht gedeckter Vorschlag.
Das Interesse der USA am NVV hat nachgelas-
sen. Das zeigte sich augenfällig an der Passivi-
tät der amerikanischen Delegation über weite
Strecken der Konferenz, insbesondere an der Ab-
wesenheit der Delegationsleiterin. Die größten-
teils hinter den Kulissen stattfindenden proze-
duralen Spiele zielten durchweg darauf ab, die
Konferenzergebnisse von 2000 mit ihren detail-
lierten Abrüstungsgrundsätzen nicht zum Tragen
kommen zu lassen. Washington war zu dem
Schluß gekommen, daß eine konfrontative Kon-
ferenz ohne Schlußerklärung wünschenswerter
war als ein Kompromiß, der auch den USA sub-
stantielle Konzessionen abgenötigt hätte. 

Die Reaktion der Blockfreien
Der amerikanischen Haltung, der sich Frankreich
in vielen Aspekten anschloß, hatte bereits im Vor-
feld der Konferenz in der Gruppe der blockfrei-
en Staaten für Verbitterung gesorgt, die dann im
Verlauf der Konferenz immer größer wurde. Die
Mehrheit der Blockfreien wünschte sich ein po-
sitives Ergebnis, aber nicht um den Preis einer
Kapitulation vor den Wünschen der Atomwaf-
fenstaaten. In dem Maße, in dem diese die Ein-
lösung ihrer Abrüstungsverpflichtungen verwei-
gerten, nahmen die Blockfreien jene Maßnahmen
zugunsten der Nichtverbreitung als Geisel, die auf
der Prioritätenliste des Westens oben standen: 
– das Zusatzprotokoll zum Verifikationsab-

kommen mit seinen erweiterten Zugangs-
rechten für die Inspektoren zum Standard
zu machen;

– alle Mitgliedstaaten auf wirksame Export-
kontrollen und auf verstärkten physischen
Schutz von Spaltmaterial zu verpflichten, ein-
schließlich einer Unterstützung der Resolu-
tion 1540 und der PSI;

– Maßnahmen gegen den nuklearen Terroris-
mus zu verstärken;

– Möglichkeiten der Multinationalisierung von
Anreicherung und Wiederaufarbeitung aus-
zuloten;

– ein verbindliches Verfahren für die Antwort
auf Vertragsbruch und Vertragsaustritt, ein-
schließlich möglicher Sanktionen, festzu-
schreiben und

– den Vertrag institutionell zu stärken. 
Zwar liegen all diese Maßnahmen auch im Inter-
esse der vertragstreuen blockfreien Staaten, also
ihrer überwältigenden Mehrheit, doch die Fru-
stration war so gewaltig, daß diese Mehrheit das
eigene Sicherheitsinteresse zugunsten ihrer Ab-
rüstungswünsche in den Hintergrund drängte.5
Angetrieben wurden die Blockfreien teilweise ge-
gen den Wunsch ihrer moderaten Mitglieder wie
Südafrika, Indonesien oder Malaysia, das auf der
Konferenz den Gruppenvorsitz innehatte, durch
ihre radikalen Mitglieder. Das war zum einen
Iran, ein Hauptnutznießer dieser Konferenz. Iran

wollte keine Demonstration einer starken Ver-
tragsgemeinschaft, die den Druck erhöht hätte,
die iranischen Anreicherungsaktivitäten völlig
aufzugeben. Starke Ressentiments der Blockfrei-
en erhöhten die iranischen Aussichten darauf, daß
es keine Mehrheit in Wien geben wird, wenn dort
der Gouverneursrat der Internationalen Atom-
energie-Organisation (IAEA) womöglich spä-
ter über die Verweisung des iranischen Falles an
den Sicherheitsrat befinden muß. Die Iraner ma-
növrierten mit großem Geschick in den Verfah-
rensfragen, gaben sich dabei einen moderaten
Anschein und traten gelegentlich sogar als Ver-
mittler auf. 
Dies wurde ihnen ermöglicht durch die noch kon-
sequentere Haltung Ägyptens. In Kairo scheint
man zu der Schlußfolgerung gelangt zu sein, daß
der ägyptische Vertragsbeitritt 1981 und der Ein-
satz zugunsten eines Konsenses in den Jahren
1985, 1995 und 2000 – in allen drei Fällen war
Ägypten maßgeblich bei der Zustimmung des
arabischen Lagers – keinerlei politischen Gewinn
in den drei substantiellen Fragen eingebracht hat,
die für Ägypten von Interesse sind: die atom-
waffenfreie Zone im Nahen und Mittleren Osten,
negative Sicherheitsgarantien für Nichtatomwaf-
fenstaaten und atomare Abrüstung. Angesichts
dieser miserablen Bilanz hat Kairo auf eine ›Al-
les-oder-nichts-Strategie‹ umgeschaltet: Entwe-
der es würde gelingen, auf den Errungenschaf-
ten von 2000 aufbauend noch mehr herauszuho-
len, oder man ließ die Konferenz scheitern. Wie
die USA betrachten die Ägypter den Vertrag nun
anscheinend rein instrumentell, als Mittel zum
Erreichen anderer politischer Ziele. Dazu kön-
nen auch die Bewerbung um einen Ständigen
Sitz im Sicherheitsrat für die afrikanische Grup-
pe und die Erhöhung der innenpolitischen Po-
pularität des Amtsinhabers im Hinblick auf die
anstehende Präsidentschaftswahl zählen. Ob noch
mehr dahinter steckt, etwa die Absicht, den Ira-
nern auf dem Weg zu einer nuklearen Option zu
folgen, ist gegenwärtig noch reine Spekulation.

Die Rolle der Regionalgruppen
Wie war es möglich, daß die radikalen Mitglie-
der beider Lager das Konferenzgeschehen der-
art dominierten? Ursächlich hierfür waren zwei
prozedurale Fehlentscheidungen des Konferenz-
präsidenten Sérgio de Queiroz Duarte aus Brasi-
lien. Während der gesamten Verhandlungspha-
se über Verfahrensfragen suspendierte Duarte
die Plenarsitzungen und versuchte statt dessen,
die anstehenden Fragen mit den Vorsitzenden
der Ausschüsse und der Regionalgruppen – West-
europa und andere; Osteuropa (einschließlich
der früheren Republiken der Sowjetunion) und
Blockfreie – zu klären. Die Gruppenvorsitzen-
den waren jedoch nicht verhandlungsbefugt; sie
konnten ausschließlich als Briefträger ihres Grup-
penkonsenses fungieren. Es spielte sich also so
ab, daß die Gruppenvorsitzenden in ihrer jewei-
ligen Regionalgruppe einen Konsens herbeifüh-
ren, diesen in der Beratung mit dem Präsidenten
kundtun und dann mit den Positionen der übri-
gen Gruppen in die eigene Gruppenkonsultation
zurückkehren mußten. Diese Vorgehensweise
war nicht nur zeitraubend, sondern gab den Ra-
dikalen die Möglichkeit, den Konsens in der je-
weiligen Gruppe durch ihr Veto aufzubrechen,
ohne sich dafür in der Öffentlichkeit rechtferti-
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gen zu müssen, denn die Gruppensitzungen sind
geschlossen.
Der zweite Fehler Duartes war die Vorabstim-
mung der eigenen Verfahrensvorschläge mit der
amerikanischen Delegation. Damit brachte er
nicht nur die Blockfreien zu deren Ärger in die
Rolle des Spielverderbers; er ermöglichte es zu-
gleich einem Mitglied, dessen Ziel von Vorn-
herein nicht die Verabschiedung einer einver-
nehmlichen Schlußerklärung war, den Konferenz-
verlauf weitgehend von der sicheren und unauf-
fälligen Position hinter den Kulissen zu bestim-
men. Tatsächlich hielt sich bis nach der Konfe-
renz in den Medien hartnäckig die Einschätzung,
Iran und Ägypten hätten den Konsens gesprengt.
Das unsichtbare Spiel hatte die Taktik der USA
begünstigt, aber Duarte war als Konferenzpräsi-
dent gescheitert.
Erst gegen Ende der zweiten Konferenzwoche
hatte er diesen Irrtum erkannt und nahm dann in
seine Verfahrensvorschläge endlich Positionen
der Blockfreien auf: die Einrichtung von Unter-
ausschüssen zu Abrüstung und zu Regionalfra-
gen. Damit wendete sich das Blatt. Den Präsiden-
ten zu unterstützen – die in der westlichen Grup-
pe ausgegebene Parole – hieß jetzt auf einmal
auf einen wirklichen Kompromiß hinzuarbeiten,
nicht die USA vor der Bloßstellung als Spielver-
derber schützen.
Damit wurde die westliche Gruppe Zentrum des
Konferenzspiels. Hier versuchte der britische Vor-
sitzende nach wie vor, den amerikanischen Wün-
schen zu entsprechen, indem er eine Verzöge-
rungstaktik betrieb. Diese Taktik wurde jedoch
innerhalb der Gruppe der Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union ausgehebelt, wo man sich auf
deutsche Initiative hin darauf einigte, den Präsi-
dentenvorschlag zu unterstützen. Da Großbri-
tannien keine inhaltlichen Einwände hatte und –
als EU-Mitglied – auch keine Verfahrensmanö-
ver unternehmen konnte, ging die EU mit einer
geschlossenen Haltung in die westliche Gruppe.
Dort sahen sich die USA nun plötzlich isoliert,
da auch die übrigen Mitglieder – Japan, Austra-
lien usw. – keine Bedenken gegen die europäi-
sche Position zugunsten der Präsidentenvorschlä-
ge hatten. Die Isolierung behagte der amerikani-
schen Delegation nicht und binnen kürzester Zeit
waren neue Weisungen aus Washington da: man
schwenkte auf die Linie der Partner ein. Insge-
samt dreimal setzte der deutsche Delegationslei-
ter diese ›Umgehungsstrategie‹ ein: zur Verab-
schiedung der Agenda, zur Durchsetzung des Ar-
beitsprogramms und zur Vereitelung der wieder-
holten Versuche, die letzten Hinweise auf die
Ergebnisse von 2000 aus dem formalen Schluß-
bericht zu tilgen. Wäre dies nicht gelungen, hät-
te die Konferenz nicht einmal ein reines Form-
dokument angenommen.
Diese Episode zeigt dreierlei: 
1. Isolierung ist eine durchaus wirkungsvolle

Strategie gegen die Interessenpolitik der
Atomwaffenstaaten. 

2. Die Europäische Union hat selbst unter ei-
ner verhältnismäßig schwachen (luxembur-
gischen) Präsidentschaft durchaus Einfluß-
möglichkeiten auf das Konferenzgeschehen,
obwohl die Spaltung zwischen Atomwaffen-
staaten und Nichtatomwaffenstaaten, Atom-
energiebefürwortern und -gegnern keine gün-
stige Ausgangsposition für gemeinsame Po-
sitionen ist. 

3. Deutschland spielte eine entscheidende Rol-
le für die Erreichung wenigstens dieses Mi-
nimalergebnisses, weil es unter den westli-
chen Staaten die einzige Delegation stellte,
die der Obstruktionspolitik der USA auch
einmal entschieden entgegentrat. Dies steht
in klarem Gegensatz zu der Aussage eines
deutschen Greenpeace-Vertreters in den Me-
dien, die deutsche Delegation habe ›auf ihren
Händen gesessen‹. Woher die Organisation,
die während der Konferenz nicht sonderlich
auffiel, diese Kenntnis hat, bleibt des Spre-
chers Geheimnis, denn die entscheidenden
Phasen der Konferenz fanden hinter ver-
schlossenen Türen statt. Selbst einer bedeu-
tenden nichtstaatlichen Organisation wie
Greenpeace dürfte es kaum gelingen, durch
solides Mauerwerk hindurch einen klaren
Blick aufs Geschehen zu werfen.6

Folgen der gescheiterten Konferenz
Der Erfolg der Nichtverbreitungspolitik beruht
auf einer einfachen Gleichung: Die Barrieren ge-
gen die Proliferation müssen höher sein als die
Anreize. Der NVV ist eine ganz wesentliche Bar-
riere: er verkörpert eine globale Norm, die von
Staaten in ihre sicherheitspolitische Erwägungen
einbezogen wird und deren Verletzung im Ide-
alfall die robuste Reaktion der Vertragsgemein-
schaft provoziert. Dieses Damoklesschwert po-
tentiell massiver Sanktionen gegen den Regel-
brecher könnte eine machtvolle Abschreckung
darstellen.7 Das New Yorker Desaster hat diese
Abschreckungsfunktion des NVV erhelblich ge-
schwächt. Die Vertragsgemeinschaft präsentier-
te sich als völlig zerstritten. Die Distanziertheit
der USA beraubt das Vertragswert der entschei-
denden politischen Führung. Die Koalition für
eine neue Agenda (New Agenda Coalition) –
Ägypten, Brasilien, Irland, Mexiko, Neuseeland,
Schweden und Südafrika –, im Jahr 2000 noch
eine entscheidende Kraft, war in sich zerstritten,
weitgehend unsichtbar und nicht in der Lage, in
den Verfahrensfragen gemeinsam zu taktieren.
Viele Vertragsstaaten sind durch die mangelnde
Abrüstungsbereitschaft der Atomwaffenstaaten
frustriert und stehen dem Vertrag skeptischer
gegenüber. Frühere engagierte Befürworter wie
Ägypten oder Südafrika zeigen ihre Desillusio-
nierung sehr deutlich. Aus vergangenen Konfe-
renzen ohne Schlußerklärung läßt sich kaum Trost
ziehen: 1980 und 1990 scheiterte man jeweils an
einer einzigen Frage; 2000 hingegen konnte man
sich in keiner einzigen Frage einigen.
Für Iran und Nordkorea war das Ergebnis ein Ge-
schenk des Himmels. Sie können ihre Pläne –
was immer diese sein mögen – mit geringerer
Furcht vor globaler Sanktionierung verfolgen.
Sollten beide Atomwaffenstatus erlangen, oder
sollte Iran sich einer nuklearen Option nähern,
wird die schwächelnde Norm nicht stark genug
sein, um andere an der Nachahmung zu hindern.
In Ostasien wird sich die Frage für Japan und
dann für Südkorea stellen, ob der nordkoreani-
schen Drohung auf nationaler Basis begegnet
werden soll. Im Nahen und Mittleren Osten ist
die Zahl der Kandidaten noch größer, die sich
durch das iranische Vorpreschen veranlaßt se-
hen könnten, selbst nach einer nuklearen Option
zu streben: Ägypten, Saudi-Arabien, Syrien und
selbst die Türkei könnten für diese Versuchung

anfällig sein. Das würde dann die ›Statusstaaten‹
auf den Plan rufen, nämlich Algerien, Südafrika,
Nigeria, Brasilien, Argentinien und Indonesien.
Präsident John F. Kennedys Schreckensvision
von 1962, die Welt könne bald 20 oder 25 Atom-
waffenstaaten haben, könnte innerhalb von zwei
Jahrzehnten Wirklichkeit sein.
Nun gibt es in der Politik keine ehernen Naturge-
setze und keine unumkehrbaren Trends. Es ist
möglich, den drohenden Zerfall des Nichtver-
breitungsregimes durch kluge und entschlossene
Politik noch abzuwenden. Dazu zählt zum einen
die Beilegung der beiden regionalen Nuklearkri-
sen, zumindest aber der iranischen. Im Fall Nord-
koreas besteht immerhin die Chance, die Folgen
einer nuklearen Bewaffnung der Diktatur so
durch Abschreckung, Sicherheitsgarantien und
Isolierung einzuhegen, daß die Region einiger-
maßen stabil überleben kann, bis die kommuni-
stische Monarchie ihren irgendwann unvermeid-
lichen Zusammenbruch erlebt. Im Nahen und
Mittleren Osten hingegen sind die Folgewirkun-
gen weit schwerer aufzufangen. Hier muß alle
Energie daran gesetzt werden, um eine Lösung
zu finden. Sie wird nicht ohne sicherheitspoliti-
sche Garantien der USA an Iran möglich sein.
Darüber hinaus sind Reparaturarbeiten am Nicht-
verbreitungsregime dringend erforderlich, um die
tiefe Kluft zwischen den Vertragsstaaten zu ver-
ringern. Die Europäische Union hat es durch-
aus in der Hand, hierzu eine Fülle von Beiträ-
gen zu leisten. Gerade weil sie stets die Inter-
essen von Atomwaffen- und Nichtatomwaffen-
staaten berücksichtigen muß, eignet sie sich als
Brückenbauer besonders gut.8 Folgende Ein-
zelmaßnahmen sollte sie ernsthaft in Erwägung
ziehen:
– Dialogkonzepte entwickeln, um Indien, Pa-

kistan und Israel stärker an das Regime zu
binden, ohne dessen Grundsätze zu kompro-
mittieren;

– An einem Verifikationssystem für einen Ver-
trag über das Verbot der Herstellung von
spaltbarem Material für Waffenzwecke (Fis-
sile Material Cut-off-Treaty) arbeiten. Da-
mit könnte den amerikanischen Behauptun-
gen, ein solcher Vertrag sei nicht verifizier-
bar, der Wind aus den Segeln genommen
werden. Die europäische Atombehörde EU-
RATOM ist die einzige Instanz, die Erfah-
rung mit der Verifikation von Anlagen hat,
die sowohl militärisch als auch zivil genutzt
wurden. Großbritannien betreibt seit Jahren
ein Projekt zur Verifikation vollständiger
atomarer Abrüstung, und Europa ist der Ort
mit den umfassendsten Erfahrungen in der
Verifikation überhaupt.

– Eine Serie von ›Second-track‹-Treffen zur
Errichtung einer atomwaffenfreien Zone im
Nahen Osten initiieren. Sie sollte den ara-
bischen Staaten die Gewißheit geben, daß
sich etwas bewegt, ohne daß in Israel die
Befürchtung erweckt wird, es müsse bereits
morgen seine Abschreckungsfähigkeiten auf-
geben. Auf den Treffen sollten die schwie-
rigen Fragen einer atomwaffenfreien Zone
in Angriff genommen werden: Verifikation,
Umgang mit dem Verdacht von Regelbrü-
chen, Durchsetzung der Vertragseinhaltung,
Bedingungen des Inkrafttretens, regionale
Zusammenarbeit bei Brennstoffkreislaufak-
tivitäten.

150 Vereinte Nationen 4/2005 

bericht gesamt 2 4-05.qxd  27.07.2005  15:41  Seite 150



– Eine Initiative für eine nukleare Brennstoff-
garantie in die Wege leiten. Europa verfügt
über eine diversifizierte Atomenergieindu-
strie, die das gesamte Spektrum des Brenn-
stoffservice abdeckt. In Zusammenarbeit mit
der Industrie könnten die Europäer das Mo-
dell eines Garantiesystems entwerfen, das die
rein wirtschaftlichen Motive neuer Atom-
energienutzer, sich selbst in sensitiven Ak-
tivitäten zu engagieren, beseitigt;

– Ein Programm für die Unterstützung all je-
ner Staaten auflegen, die sich um die Durch-
führung der Bestimmungen aus Resolution
1540 bemühen, also ihre Exportkontrollen
und ihre Maßnahmen zum physischen Schutz
von Spaltmaterial und radioaktiven Quellen
verbessern möchten, denen aber die notwen-
digen Ressourcen fehlen;

– Sich für die Einrichtung einer technischen
Einheit für Verifikation und Bedrohungs-
analyse im UN-Sekretariat einsetzen und
gegebenenfalls eine solche (kleine) Einheit
auch finanzieren. Die Vorgänge um den
Irak-Krieg haben deutlich gemacht, daß ei-
ne solche, von den Mitgliedstaaten unab-
hängige neutrale Instanz notwendig ist, um
die Organe der Vereinten Nationen in Kri-
sen, die mit Massenvernichtungswaffen zu
tun haben, zu beraten. Besonders im Be-
reich biologischer Waffen fehlt eine solche
neutrale Stimme, da das Biowaffen-Über-
einkommen nicht über eine Vertragsorgani-
sation verfügt;

– Einen regelmäßigen Dialog mit führenden
Staaten der Dritten Welt über Wege zur Stär-
kung des Nichtverbreitungsregimes führen.
Zu nennen sind vor allem Ägypten, Algeri-
en, Brasilien, Indonesien, Iran, Kuba, Malay-
sia, Mexiko, Nigeria und Südafrika.

Solange die Vereinigten Staaten aus ideologi-
schen Gründen für die Führungsrolle im Regi-
me ausfallen, muß die Europäische Union ver-
suchen, das Vakuum so gut wie möglich zu fül-
len. Ihre gemeinsame Nichtverbreitungsstrate-
gie betont ganz zu Recht den Vorrang der exi-
stierenden Regime. Hier gibt es angesichts des
New Yorker Scherbenhaufens so viel zu kitten,
daß dieses Politikfeld auf absehbare Zeit expli-
zit zum Kern der Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik erklärt werden sollte.

1 Taiwan hat sozusagen als 189. Staat den NVV ratifi-
ziert, wird aber von der internationalen Gemeinschaft
nicht als souveräner Staat anerkannt.

2 Zum normalen Ablauf und den Funktionen von Über-
prüfungskonferenzen vgl. Jayantha Dhanapala/Randy
Rydell, Multilateral Diplomacy and the NPT. An Insi-
der’s Account, United Nations Institute for Disarma-
ment Research, UNIDIR, Genf 2005.

3 Vgl. Annette Schaper/Hans-Joachim Schmidt, Gefähr-
dungen des nuklearen Nichtverbreitungsvertrages?
Nordkorea, Iran und die USA, in: Ulrich Ratsch u.a.
(Hrsg.), Friedensgutachten 2005, Münster 2005, S.
135–144.

4 Vgl. Harald Müller/Annette Schaper, US-Nuklearpo-
litik nach dem Kalten Krieg. Frankfurt/M., HSFK-Re-
port 3/2003.

5 Vgl dazu die Stellungnahme des malaysischen Außen-
ministers und Sprechers der blockfreien Vertragsstaa-
ten zum NVV, Syed Hamid Albar, zu Beginn der Kon-
ferenz, New York, 2. Mai 2005, http://www.un.org/
events/npt2005/statements/npt02malaysia.pdf

6 Der Autor stützt sich bei seinem Konferenzbericht auf
eigene Beobachtung sowie auf die regelmäßige Be-

richterstattung durch die NGOs ACRONYM und 
Reaching Critical Will: http://www.acronym.org.uk;
http://www.reachingcriticalwill.org 

7 Vgl. Jayantha Dhanapala, The State of the Regime, in:
Joseph Cirincione (Hsg.), Repairing the Regime, Wa-
shington, DC. 2000, S. 15–22.

8 Ein gutes Beispiel ist die Gemeinsame Position zur
Überprüfungskonferenz: Council Common Position
(2005/329/PESC) relating to the 2005 Review Confe-
rence of the Parties to the Treaty on the Non-Prolife-
ration of Nuclear Weapons, Council of the European
Union, Brussels, v. 25.4.2005, http://europa.eu.int/eur
lex/lex/LexUriServ/site/en/oj/2005/l_106/l_1062005
0427en00320035.pdf

Mehr Individualbeschwerden

ELKE WINTER

Menschenrechtsausschuß: 80. bis 82. Tagung
– 153 Vertragsstaaten – 95 Staatenberichte
überfällig – Beschwerde gegen Deutschland –
zu wenig Frauen in gehobenen Positionen in
Deutschland – zahlreiche Mißstände in Al-
banien – Polygamie und Genitalverstümme-
lung in Uganda und Benin

Neben der Behandlung von 14 Staatenberichten
und mehr als 75 Individualbeschwerden beschäf-
tigte sich der aus 18 Mitgliedern bestehende Men-
schenrechtsausschuß (CCPR) zum Internationa-
len Pakt über bürgerliche und politische Rechte
(kurz: Zivilpakt) im Jahr 2004 insbesondere da-
mit, seine Arbeitsmethoden zu verbessern und
über die Reformvorschläge des Generalsekretärs
mit den Mitgliedern der anderen Ausschüsse zu
diskutieren.
Turnusgemäß trat das Expertengremium im Jahr
2004 wieder dreimal für je drei Wochen zusam-
men. Während die 80. Tagung vom 15.3.–2.4.
in New York stattfand, trafen sich die Sachver-
ständigen für die 81. (5.–30.7.) und 82. Tagung
(18.10.–5.11.) in Genf. Am Ende der 82. Ta-
gung im November 2004 hatten 153 Staaten den
Zivilpakt ratifiziert, drei mehr als im Vorjahr.
Am 15. Dezember 2003 war der Pakt für die
Türkei in Kraft getreten. Im Jahr 2004 ratifizier-
ten Swasiland und Liberia. Der Ratifikations-
stand des I. Fakultativprotokolls, das Individual-
beschwerden gegen die Vertragsstaaten ermög-
licht, lag unverändert zum Vorjahr bei 104. Der
Ausschuß stellte fest, daß diese Möglichkeit in
zunehmendem Maße genutzt wird. So würden
pro Jahr ungefähr 5000 Beschwerden in Genf
eintreffen. Von diesen würden durchschnittlich
100 bis 120 als zulässig eingestuft und zwischen
85 und 95 pro Jahr vom CCPR behandelt. 
Estland, San Marino und die Tschechische Re-
publik haben im Jahr 2004 das II. Fakultativpro-
tokoll zur Abschaffung der Todesstrafe ratifiziert
beziehungsweise sind ihm beigetreten, so daß am
Ende der 82. Tagung die Zahl der Ratifikatio-
nen bei 52 lag. Die Türkei hat das Protokoll am
6. April 2004 unterzeichnet, aber noch nicht ra-
tifiziert. Die Experten stellten mit Genugtuung
fest, daß zwar nur ein Drittel der Vertragsstaaten
das Protokoll ratifiziert hat, daß jedoch mehr als

die Hälfte der Vertragsstaaten die Todesstrafe de
facto nicht mehr vollstreckt.
Im Jahr 2004 wurden weitere Bemühungen un-
ternommen, um die Arbeitsmethoden des CCPR
zu verbessern. Im Juli wurden die Arbeitsmetho-
den der Arbeitsgruppe für Individualbeschwer-
den, die sich im Vorfeld jeder Tagung trifft, mo-
difiziert, um den Rückstand bei der Bearbeitung
der Anträge nach und nach aufzuholen. Auch das
Verfahren zur Erarbeitung Allgemeiner Bemer-
kungen und die Follow-up-Verfahren für Ab-
schließende Bemerkungen und Entscheidungen
nach dem I. Fakultativprotokoll wurden geän-
dert.
Im Juni kamen die Vertreter der sechs Vertrags-
organe zu ihrem dritten gemeinsamen Treffen
(Inter-Committee Meeting) zusammen, um die
Reformvorschläge des Generalsekretärs zur
Vereinfachung des Berichtsystems zu erörtern.
Die im Entwurf des Generalsekretariats vor-
geschlagenen Richtlinien sehen die Erstellung
eines ›erweiterten Hauptdokuments‹ (Expan-
ded Core Document) vor, das die Vertrags-
parteien allen Vertragsorganen übermitteln sol-
len, ergänzt durch die jeweils erforderlichen
vertragsspezifischen Berichte. Es wurde ver-
einbart, daß jeder Ausschuß bis zum vierten
Treffen im Juni 2005 Überlegungen zu diesem
Vorschlag anstellen und das Sekretariat die
Richtlinien weiterentwickeln soll. Nach Auf-
fassung des Vorsitzenden des Menschenrechts-
ausschusses, des Tunesiers Abdelfattah Amor,
besteht Einvernehmen, daß eine verstärkte Zu-
sammenarbeit zwischen den verschiedenen Aus-
schüssen sinnvoll und notwendig sei.
Das Problem der überfälligen Staatenberichte
war für die Sachverständigen auch in diesem Jahr
Grund zur Sorge. Im November 2004 waren 95
Staatenberichte nicht fristgerecht eingereicht wor-
den. Die Reform des Berichtsverfahrens, die es
dem Ausschuß ermöglicht, die Menschenrechts-
lage in einem Vertragsstaat auch ohne Vorlage
eines Berichts zu beurteilen, hatte bereits den ge-
wünschten Effekt gezeigt: im Berichtszeitraum
wurden weitaus mehr seit langem überfällige Be-
richte nachgereicht als zuvor. Auf der 81. Tagung
behandelte der Ausschuß die Lage der bürgerli-
chen und politischen Rechte in der Zentralafri-
kanischen Republik, deren Staatenbericht seit 15
Jahren überfällig war. Sogenannte provisorische
Abschließende Bemerkungen wurden dem Staat
übermittelt, jedoch nicht veröffentlicht. Die Sach-
verständigen wandten im Fall von Gambia und
Äquatorialguinea auf der 81. Tagung zum ersten
Mal die geänderte Verfahrensordnung an, nach
der die provisorischen Abschließenden Bemer-
kungen in endgültige und öffentliche umgewan-
delt werden können. Die Berichte dieser beiden
Staaten sind seit 19 respektive 15 Jahren über-
fällig. Im Juli forderte der Ausschuß die Verei-
nigten Staaten auf, ihre überfälligen zweiten und
dritten Berichte bis Ende des Jahres zu übermit-
teln und darüber hinaus Informationen zu liefern
über die Auswirkungen von Antiterrorismusmaß-
nahmen auf Staatsangehörige und Ausländer so-
wie über die rechtliche Stellung und Behandlung
von Personen, die in Afghanistan, Guantánamo
oder Irak gefangengehalten werden. Die Sachver-
ständigen waren der Auffassung, die Tatsache,
daß 28 Vertragsstaaten noch nie einen Bericht
vorgelegt haben, unterminiere das Hauptziel des
Zivilpakts, nämlich den Ausschuß in die Lage zu
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versetzen, die Einhaltung der von den Vertrags-
staaten übernommenen Verpflichtungen zu über-
wachen.
Der Sonderberichterstatter für Individualbe-
schwerden, Martin Scheinin aus Finnland, be-
richtete dem Ausschuß, daß insgesamt 103 neue
Individualbeschwerden an betroffene Vertrags-
staaten übermittelt worden seien. Der CCPR
kann einen Vertragsstaat um den Erlaß vorläufi-
ger Maßnahmen ersuchen. Die Ausschußmitglie-
der monierten, daß die Vertragsstaaten dem häu-
fig nicht folgen würden. So seien in den Philip-
pinen drei Beschwerdeführer trotz des Ersuchens
um vorläufige Maßnahmen exekutiert worden,
während ihr Fall bei dem Ausschuß anhängig
war. Derartiges Vorgehen sei mit den Pflichten
aus dem I. Fakultativprotokoll nicht vereinbar
und stelle eine – in diesem Fall nicht wieder gut-
zumachende – Verletzung der Rechte des Indi-
vidualbeschwerdeführers dar.
In einer Beschwerde gegen die Bundesrepublik
Deutschland machte der Beschwerdeführer Paul
Arenz eine Verletzung seiner Rechte aus dem
Zivilpakt geltend. Er war im Jahr 1994 aufgrund
eines Beschlusses der CDU von 1991 wegen sei-
ner Mitgliedschaft in der Scientology-Sekte aus
der Partei ausgeschlossen worden. Die Bundes-
republik wandte ein, das Fakultativprotokoll sei
für sie erst 1993 in Kraft getreten, so daß ihr Vor-
behalt einschlägig sei, wonach die Zuständigkeit
des Ausschusses für Verletzungen, die vor In-
krafttreten des Protokolls stattgefunden haben,
ausgeschlossen ist. Die Experten befanden, daß
dieser Einwand nicht zutraf, da der Beschluß
der Partei den Beschwerdeführer erst 1994, durch
den Parteiausschluß, in seinen Rechten verletzt
habe. Dennoch erklärte der Ausschuß die Be-
schwerde für unzulässig, weil der Beschwerde-
führer nicht ausreichend dargelegt habe, daß die
Entscheidungen der deutschen Gerichte – der
Beschwerdeführer war bis zum Bundesverfas-
sungsgericht gegangen – willkürlich gewesen sei-
en und dem Beschwerdeführer seine Rechte ver-
weigert hätten. Es sei ständige Rechtsprechung
des Ausschusses, daß nur in solchen Fällen die
Tatsachenbewertung und die Anwendung des na-
tionalen Rechts geprüft würden.
Auf der 80. Tagung wurde die Allgemeine Be-
merkung Nr. 31 zu Artikel 2 des Zivilpakts ver-
abschiedet; sie ersetzt die Allgemeine Bemer-
kung Nr. 3. Zwei Aspekte sind hervorzuheben:
Zum einen können zwar nur Individuen Träger
der durch den Zivilpakt geschützten Rechte sein.
Die Experten legen diese Regelung in der neue
Allgemeinen Bemerkung jedoch weit aus, in-
dem sie festlegen, daß eine Einzelperson Be-
schwerde einlegen kann, wenn staatliches Han-
deln, das juristische Personen in ihren Rechten
berührt, ebenso ihre eigenen Individualrechte
verletzt. Zum anderen bemerken die Sachver-
ständigen, die Rechte aus dem Zivilpakt müß-
ten auch solche Personen schützen, die sich un-
ter der tatsächlichen Kontrolle der Streitkräfte ei-
nes Staates befänden, der außerhalb seines Ge-
biets handele, unabhängig davon, welche Um-
stände zu dieser Kontrolle geführt hätten. Die
Experten betonen, daß der Zivilpakt auch in Fäl-
len bewaffneter Konflikte gelte, in denen das hu-
manitäre Völkerrecht Anwendung finde. Die bei-
den Rechtsbereiche schlössen sich nicht gegen-
seitig aus, sondern seien als komplementär zu be-
trachten. Der Ausschuß beschloß, daß die näch-

ste Allgemeine Bemerkung sich auf Artikel 14
(Recht auf ein faires Gerichtsverfahren) bezie-
hen solle.
Auch das Thema der Honorare der Ausschuß-
mitglieder wurde angesprochen. Die Generalver-
sammlung hatte im Frühjahr 2002 die jährlichen
Bezüge für jedes Ausschußmitglied auf einen
symbolischen Dollar pro Jahr gesenkt. Ausschuß-
mitglied Maxwell Yalden bemerkte, dies wäre
nicht im Sinne der Bestimmung in Artikel 35 des
Zivilpakts, wonach die Mitglieder ›Bezüge‹ er-
halten sollten.
Insgesamt wurden im Jahr 2004 14 Staatenbe-
richte behandelt.

80. Tagung

Der Ausschuß begrüßte die Übereinkunft zwi-
schen Kolumbien und der Hohen Kommissarin
der Vereinten Nationen für Menschenrechte, die
Anwesenheit des Amtes des Hohen Kommissars
bis Oktober 2006 auszudehnen. Positiv seien
auch die Bemühungen, die Mitglieder illegaler
bewaffneter Gruppen dazu zu bewegen, ihre
Waffen abzugeben und in die Zivilgesellschaft
zurückzukehren. Problematisch seien allerdings
die zu diesem Zweck eingesetzten Anreize, wie
die Aussetzung von Gefängnisstrafen. Auch die
erlassenen Antiterrorismusgesetze wurden mo-
niert, da sie den bewaffneten Streitkräften weit-
reichende Befugnisse wie Durchsuchungen und
Gewahrsamnahme ohne richterliche Anordnung
einräumten. Die Experten forderten den Ver-
tragsstaat ferner auf, zum einen Schritte gegen
willkürliche Verhaftungen, Entführungen, Fol-
ter, Exekutionen und Ermordungen zu unter-
nehmen und zum andern Schuldige zu verfol-
gen und zu bestrafen. Ferner müsse die Staats-
anwaltschaft verdächtige Mitglieder der Streit-
kräfte strafrechtlich verfolgen. Angriffe gegen
Mitglieder von Menschenrechtsorganisationen
müßten ein Ende nehmen.
Die Sachverständigen waren über die fristgerech-
te Übermittlung des Berichts Deutschlands so-
wie über die detaillierten Informationen erfreut.
Positiv zu bewerten seien: die Einrichtung des
Ausschusses für Menschenrechte und Humani-
täre Hilfe des Deutschen Bundestags im Jahr
1998, die regelmäßige Übermittlung eines Men-
schenrechtsberichts durch die Regierung an den
Bundestag, die Maßnahmen zur Verbesserung
des Schutzes von Kindern – unter anderem die
Einführung von Elementen eines ius soli für
Kinder, die in der Bundesrepublik von auslän-
dischen Eltern geboren werden –, die Fort-
schritte bei der Schulung von Polizisten, Sol-
daten und Kindern im Bereich der Menschen-
rechte und die klare und eindeutige Position des
Staates, daß Folter unter keinen Umständen ak-
zeptabel ist. Begrüßt wurden auch die Maßnah-
men zur Bekämpfung von Fremdenfeindlich-
keit und Antisemitismus sowie die starke Rolle
des Bundesverfassungsgerichts bei der Wah-
rung der Grundrechte, zum Beispiel durch seine
Entscheidungen zur Stärkung des Schutzes re-
ligiöser Freiheiten und des Schutzes der Privats-
phäre auf dem Gebiet der audiovisuellen Über-
wachung. Der Ausschuß beklagte jedoch, daß
der Staat seinen Vorbehalt zu Artikel 15 des Zi-
vilpakts beibehalte. Nicht zufriedenstellend sei
ferner, daß die Bundesrepublik zu der Frage noch

keine Stellung bezogen habe, ob der Zivilpakt
in Situationen Anwendung findet, in denen deut-
sche Streitkräfte im Ausland operieren, insbe-
sondere im Rahmen von Friedensmissionen. Die
Experten erinnerten daran, daß die Anwendbar-
keit des humanitären Völkerrechts die Vertrags-
parteien nicht aus ihrer Verantwortung nach dem
Zivilpakt entläßt. Während der Ausschuß die
Fortschritte bei der Gleichstellung von Männern
und Frauen im öffentlichen Dienst lobte, war er
jedoch über die äußerst niedrige Zahl von Frau-
en in gehobenen Positionen und die großen Ge-
haltsunterschiede zwischen Männern und Frau-
en im Privatsektor besorgt. Ferner gebe es wei-
terhin zahlreiche Fälle von häuslicher Gewalt,
und die Berichte über Mißhandlungen von Per-
sonen, einschließlich Ausländern und Mitglie-
dern ethnischer Minderheiten, seien unverän-
dert geblieben. Trotz der vorangegangenen Ab-
schießenden Bemerkungen des Ausschusses ha-
be der Staat keine effektive Überwachung der
Situation veranlaßt, insbesondere fehle die not-
wendige statistische Information über polizei-
liches Fehlverhalten. Negativ sei noch immer,
daß die Zugehörigkeit zu bestimmten religiösen
Organisationen Personen für den öffentlichen
Dienst disqualifiziere. Die Experten ermahnten
Deutschland, den Menschenhandel, insbesonde-
re von Frauen, zu unterbinden sowie die Opfer
zu schützen. Die Lage von Menschen in Alters-
heimen müsse verbessert, die Bemühungen zur
Integration der Roma und Sinti müßten ver-
stärkt werden.
Der Ausschuß bedauerte die große Verspätung
des Berichts Surinames, der 1985 fällig gewe-
sen wäre. Er zeigte sich unter anderem besorgt
über die anhaltende Straflosigkeit der für Men-
schenrechtsverletzungen unter der Militärdik-
tatur Verantwortlichen. Ferner würden sich die
Berichte über Mißhandlungen von Gefangenen
häufen, es gäbe keinen ausreichenden Schutz
von Frauen gegen häusliche Gewalt und Frau-
enhandel. Nicht im Einklang mit dem Pakt ste-
he die Tatsache, daß ein Gefangener bis zu 44
Tage nach seiner Verhaftung ohne richterliche
Anordnung festgehalten werden könne. Bedenk-
lich sei ebenso, daß Suriname trotz gegenteili-
ger Berichte leugne, Isolationshaft zu praktizie-
ren und daß die Haftanstalten in einem uner-
träglichen Ausmaß überfüllt seien. Die Sach-
verständigen empfahlen dem Vertragsstaat un-
ter anderem, Mitgliedern indigener Gemeinschaf-
ten einen rechtlichen Status sowie Land und an-
dere Ressourcen zuzuerkennen.
Der Ausschuß lobte ein Urteil des Obersten Ge-
richtshofs Ugandas, indem körperliche Züchti-
gung für verfassungswidrig erklärt wird. Auch
die Einrichtung einer Menschenrechtskommis-
sion sei zu begrüßen, besorgniserregend seien
jedoch die Versuche von seiten des Staates, die
Unabhängigkeit der Kommission zu untermi-
nieren. Ein weiterer Kritikpunkt war das Fort-
bestehen von Polygamie und der Praxis der Ge-
nitalverstümmelung. Der CCPR forderte Ugan-
da auf, Maßnahmen dagegen und zur Verhinde-
rung von häuslicher Gewalt zu ergreifen. Be-
klagt wurde auch, daß Leben, Freiheit und Si-
cherheit der von dem bewaffneten Konflikt in
Nord-Uganda betroffenen Menschen, die in gro-
ßer Zahl in Lagern untergebracht sind, nicht ga-
rantiert seien. Nach Ansicht des Ausschusses
könne die Todesstrafe für eine zu große Zahl von
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Vergehen verhängt werden, und die Tatsache,
daß zum Tode Verurteilte bis zu 20 Jahre im
Todestrakt verbringen müssen, stünde nicht im
Einklang mit dem Pakt. Ebenso inakzeptabel
sei, daß Personen in sogenannten Sicherheits-
häusern der Folter durch das Militär ausgesetzt
seien und daß Kinder nach wie vor zur Arbeit
gezwungen würden.
Erfreulich am zweiten Bericht Litauens seien
die Bemühungen, das Rechtssystem des Staates
nach und nach in Einklang mit dem Zivilpakt zu
bringen, zum Bespiel durch die Schaffung eines
Ombudsmans. Zu beklagen sei allerdings, daß
ungefähr 30 Prozent der Empfehlungen des Om-
budsmans nicht umgesetzt würden. Ferner könn-
ten Ausländer, die als Gefahr für die innere Si-
cherheit angesehen werden, in Staaten ausgewie-
sen werden, in denen ihre Rechte aus dem Zivil-
pakt verletzt werden könnten. Auch werde nicht
genug getan, um häuslicher Gewalt gegen Frau-
en und Kinder vorzubeugen. Unhaltbar sei, daß
Kinder und Erwachsene in dieselben Haftanstal-
ten eingewiesen werden können, und daß Perso-
nen noch immer wegen Ordnungswidrigkeiten
inhaftiert werden können. Ferner sei das Ausmaß
des Menschenhandels und die Diskriminierung
einzelner Religionsgemeinschaften besorgniser-
regend.

81. Tagung

Zufriedenstellend am vierten Bericht Belgiens
waren nach Ansicht der Sachverständigen ein
Gesetz, das es Ausländern nichteuropäischer Her-
kunft erlaube, an Kommunalwahlen teilzuneh-
men sowie eine Regelung, die für ausländische
Waisenkinder ein Tutorensystem vorsehe. Be-
sorgniserregend seien aber immer wieder bestä-
tigte Berichte über exzessive Polizeigewalt, häu-
fig verbunden mit rassistischer Diskriminierung.
Der Vertragsstaat wurde aufgefordert, geeignete
Maßnahmen zu ergreifen, um rassistischen, aus-
länderfeindlichen, antisemitischen und antimus-
limischen Handlungen vorzubeugen. Politische
Parteien, die rassistischen Haß propagierten, dürf-
ten nicht von öffentlicher Finanzierung profitie-
ren. Moniert wurde ferner, daß nur wenige Stra-
fen oder Disziplinarmaßnahmen gegenüber Mit-
gliedern der Streitkräfte wegen der Verletzung
von Menschenrechten im Zusammenhang mit
der UN-Mission in Somalia verhängt worden
seien.
Erfreut zeigte sich der CCPR über ein Gesetz
zur Gleichstellung von Eheleuten in Namibia so-
wie über eine Regelung, die außereheliche Kin-
der ehelichen gleichstellen soll. Beklagenswert
sei aber, daß die Anzahl der traditionellen, nicht
registrierten Heiraten, die in der Folge Frauen
stark benachteiligen, noch immer sehr hoch sei.
Trotz der weit verbreiteten häuslichen Gewalt
seien bislang nur 62 Personen strafrechtlich ver-
folgt und keines der Opfer entschädigt worden.
Nach Ansicht des CCPR müßten in Namibia um-
fassende Maßnahmen zur Bekämpfung häusli-
cher Gewalt getroffen werden. So sollten zum
Beispiel Polizisten geschult und Schutzeinrich-
tungen für Gewaltopfer geschaffen werden. Des
weiteren monierten die Experten, das Verbrechen
der Folter sei nicht strafrechtlich definiert.
Positiv am Bericht Liechtensteins sei nach An-
sicht des Ausschusses, daß Gesetze und Praxis

weitgehend mit dem Zivilpakt übereinstimmen
und daß keine Personen an Staaten ausgeliefert
würden, in denen ihnen die Todesstrafe drohe.
Die Experten zeigten sich jedoch besorgt über
Mängel beim Schutz der Rechte von Häftlin-
gen. So schreibe das Strafprozeßrecht keine Be-
lehrung über deren Schweigerechte vor. Auch
müsse jeder Verhaftete das Recht haben, un-
verzüglich einem Richter vorgeführt zu wer-
den und einen Rechtsbeistand zu konsultieren.
Der Vertragsstaat solle darüber hinaus Maßnah-
men ergreifen, um die Gleichstellung von Män-
nern und Frauen zu voranzutreiben und häusli-
che Gewalt gegen Frauen und Kinder zu unter-
binden.
Der Ausschuß würdigte die Bemühungen Ser-
bien und Montenegros bei der Eindämmung
des Menschenhandels. Besorgt zeigten sich die
Experten aber über das wiederholte Versagen
des Staates, umfassend mit dem Internationa-
len Strafgerichtshof für das ehemalige Jugos-
lawien (ICTY) zusammenzuarbeiten, zum Bei-
spiel was die Festnahme Angeklagter angeht.
Der Ausschuß forderte den Staat auf, in allen
Bereichen mit dem ICTY zu kooperieren. Die
für die Verbrechen in Batajnica Verantwortli-
chen, wo man im Jahr 2001 700 Leichen in
Massengräbern gefunden hatte, müßten ver-
folgt und bestraft werden. Außerdem monierte
der CCPR den fehlenden Schutz für Zwangs-
vertriebene. Diese müßten Zugang zu sozia-
len Einrichtungen, Schulen, Arbeitslosenun-
terstützung und angemessener Unterkunft er-
halten.

82. Tagung

Begrüßenswert am fünften Bericht Finnlands
war nach Ansicht der Experten ein neues Ge-
setz, das Diskriminierung aufgrund des Alters,
ethnischer Herkunft, Nationalität, Sprache, Re-
ligion, Glauben, Überzeugungen, Gesundheits-
zustand, Behinderung und sexueller Neigung
verbietet und das dem Beklagten die Beweis-
last diesbezüglich auferlege. Auch die Anzahl
von Frauen in höheren öffentlichen Ämtern ha-
be zugenommen, und es sei erfreulich, daß die
Gesetzgebung zur Bekämpfung des Terroris-
mus menschenrechtliche Aspekte berücksich-
tige. Der Ausschuß monierte jedoch, daß es im-
mer noch geschlechtsspezifische Gehaltsunter-
schiede gebe. Außerdem sei die Situation von
Personen in Untersuchungshaft in bezug auf
ihr Recht auf einen Strafverteidiger und ärztli-
chen Beistand unklar. Gleiches gelte auch für
die Auswirkungen neu eingeführter verkürzter
Verfahren bei ›offensichtlich unbegründeten‹
Asylanträgen.
Der CCPR bedauerte die 11-jährige Verspätung
des Berichts Albaniens. Positiv seien die legis-
lativen und institutionellen Reformen nach dem
Regimewechsel Anfang der neunziger Jahre, ins-
besondere die Garantie von Glaubens- und Reli-
gionsfreiheit und die Schaffung einer demokra-
tischen Verfassung. Die Sachverständigen zeig-
ten sich aber besorgt über die fortdauernde Dis-
kriminierung von Frauen nach den traditionel-
len Regeln (Kanun), über die weit verbreitete
häusliche Gewalt und über die schwache Betei-
ligung von Frauen am politischen und wirtschaft-
lichen Leben. Mit Besorgnis zur Kenntnis ge-

nommen wurden auch Berichte über willkürli-
che Verhaftungen, exzessive Gewaltanwendung
und Folter durch Vollzugsbeamte sowie Infor-
mationen über unmenschliche Haftbedingungen.
Berichte über die Beeinflussung von Gerichten,
Korruption und überlange Verfahrensdauer wur-
den ebenfalls von den Sachverständigen kritisiert.
Der Vertragsstaat solle gezielte Schritte unter-
nehmen, um diese gravierenden Mißstände zu
beheben.
Begrüßenswert sei, daß in Benin Maßnahmen
zur Gleichstellung der Frau getroffen wurden
und daß Genitalverstümmelung zu einem straf-
baren Vergehen gemacht wurde. Die Ausschuß-
mitglieder beklagten aber, daß die nationale Men-
schenrechtskommission nicht mehr arbeite, und
der Staat nicht die notwendigen Maßnahmen ge-
troffen habe, einschließlich finanzieller Art, um
die Tätigkeit der Kommission sicherzustellen.
Häusliche Gewalt gegen Frauen sei allgemein üb-
lich; Polygamie und Genitalverstümmelung müß-
ten auch in der Praxis effektiver bekämpft wer-
den. Das nationale Recht garantiere Personen in
Polizeigewahrsam nicht einmal die elementaren
Rechte, und Mißhandlungen und Folter in Poli-
zeigewahrsam müßten geahndet werden. Öffent-
liche Demonstrationen seien verboten worden,
und Pressevergehen könnten mit bis zu fünf Jah-
ren Haft bestraft werden, was angesichts der Be-
deutung von Artikel 19 des Zivilpakts unverhält-
nismäßig sei.
Zu den positiven Entwicklungen in Marokko
zählte nach Ansicht der Experten die Entschei-
dung des Obersten Gerichthofs, wonach Arti-
kel 11 des Zivilpakts, der Inhaftierung wegen
des Unvermögens, eine vertragliche Pflicht zu
erfüllen, verbietet, Vorrang vor nationalem Recht
habe. Der CCPR war jedoch besorgt angesichts
fehlender Maßnahmen zugunsten des Rechts
auf Selbstbestimmung der Bevölkerung in der
Westsahara. Die Gesetzgebung über den Aus-
nahmezustand sei zu unbestimmt. Der Staat
müsse sicherstellen, daß die Fälle verschwun-
dener Personen aufgeklärt und die Schuldigen
gefaßt würden. Beklagt wurde des weiteren die
Einschränkung der Religionsfreiheit: beispiels-
weise sei es für einen Muslim praktisch un-
möglich, die Religion zu wechseln. Die Pässe
von Vertretern nichtstaatlicher Organisationen
seien konfisziert worden, die Vereinigungsfrei-
heit werde beschränkt. Analphabetismus, Poly-
gamie und häusliche Gewalt würden Frauen
stark benachteiligen.
Der Ausschuß lobte Polen für die getroffenen
Maßnahmen zur Gleichstellung der Frau und
für sein Engagement, die Rechte aus dem Zi-
vilpakt auch dann zu garantieren, wenn seine
Streitkräfte im Ausland operieren. Besorgnis-
erregend sei aber die restriktive Abtreibungs-
gesetzgebung, die Frauen zu unsicheren, illega-
len Abtreibungsmethoden bewegen könne. Auch
in Polen sei die Anzahl an Frauen in höheren
Positionen zu gering und häusliche Gewalt im-
mer noch verbreitet. Die Sachverständigen mo-
nierten, daß die Dauer des Zivildienstes 18 Mo-
nate, die des Militärdienstes jedoch nur zwölf
Monate betrage. Sie empfahlen unter anderem,
Polen solle Maßnahmen ergreifen, um Diskri-
minierungen aufgrund sexueller Neigungen zu
verhindern. Auch müßten Schändungen jüdi-
scher und katholischer Friedhöfe verfolgt und
bestraft werden.
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Jugoslawien und die NATO

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: NATO-Einsatz in Kosovo 1999 – Zu-
ständigkeit des IGH – Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen (Art. 35 Abs. 1 Statut) –
Nichtmitgliedstaaten der Vereinten Natio-
nen (Art. 35 Abs. 2 Statut) – »Besondere Be-
stimmungen geltender Verträge« (Art. 35
Abs. 2 Statut)

Mit seinem Urteil vom 15. Dezember 2004 hat
der Internationale Gerichtshof (IGH) die Kla-
ge Jugoslawiens wegen fehlender Zuständig-
keit abgewiesen. Das Besondere an dem vor-
liegenden Fall war, daß die Abweisung nicht
deshalb erfolgte, weil die konkrete Zuständig-
keitsgrundlage, die Unterwerfungserklärung be-
ziehungsweise die Völkermordkonvention, nicht
anwendbar war, sondern daß die Klagebefug-
nis Jugoslawiens, das ius standi, fehlte. Der
IGH steht allen Mitgliedstaaten der UN offen,
das heißt, sie sind klagebefugt und der IGH
kann entscheiden, wenn die anderen Voraus-
setzungen, insbesondere eine konkrete Zustän-
digkeitsgrundlage, vorliegen. Im vorliegenden
Fall war die Frage aber, ob Jugoslawien Mit-
glied der UN war. Während diese Frage so-
wohl in der Phase der einstweiligen Anordnung
dieses Falles als auch in weiteren anhängigen
Fällen, die sich aus dem Jugoslawienkonflikt
ergeben hatten, nicht geklärt wurde, entschei-
det der IGH zu dieser Frage im vorliegenden
Urteil mit negativem Ergebnis. Da jedoch auch
Nichtmitgliedstaaten der UN unter besonderen
Voraussetzungen Partei des Statuts werden
können (Art. 35 Abs. 2 Statut) und damit kla-
gebefugt sind, prüft der IGH, ob hier ein sol-
cher Fall vorliegt, was jedoch auch nicht gege-
ben ist. Damit stellt der IGH fest, daß Jugosla-
wien rechtlich nicht befugt war, vor dem IGH
Klage zu erheben. 
Da noch zwei andere Fälle vor dem IGH an-
hängig sind, in denen Jugoslawien Partei ist,
stellt sich nun die Frage, ob die jetzige Ent-
scheidung Auswirkungen auf diese Fälle hat.
Zwar ist in den genannten Fällen bereits mit
Urteil über die Zuständigkeit positiv entschie-
den worden, aber dabei war jeweils nicht die
Frage zu klären, ob Jugoslawien überhaupt kla-
gebefugt ist, so daß unter diesem neuen Aspekt
die Zuständigkeitsentscheidung möglicherwei-
se erneut, dann mit anderem Ergebnis, über-
prüft werden muß. Die Konsequenzen einer
solchen möglichen ›Revision‹ der bereits er-
gangenen Entscheidungen bilden den Kern der
Kritik am vorliegenden Urteil, da eine ähnli-
che Situation in den sechziger Jahren zu einem
erheblichen Ansehensverlust des IGH geführt
hatte.

1. Prozeßgeschichte
a) Die Klage Jugoslawiens

Am 29. April 1999 hatte Jugoslawien (der Ein-
fachheit halber wird diese Bezeichnung durch-

gehend verwendet statt Serbien und Montene-
gro oder Bundesrepublik Jugoslawien) Klage vor
dem IGH gegen zehn Mitgliedstaaten der Nord-
atlantikpakt-Organisation (NATO) erhoben. Es
ging um die Rechtmäßigkeit der Anwendung von
Gewalt, nämlich des NATO-Einsatzes in Koso-
vo vom 24. März bis 10. Juni 1999. Jugoslawien
hatte beantragt, der IGH möge feststellen, daß die
beklagten Staaten das Gewaltverbot, das Inter-
ventionsverbot, die Pflicht zum Schutz der Zi-
vilbevölkerung im Krieg sowie einige andere
Rechte verletzt hatten. Gleichzeitig mit seiner
Klage hatte Jugoslawien den Erlaß einstweili-
ger Anordnungen beantragt.

b) Die einstweiligen Anordnungen
Mit Beschluß vom 2. Juni 1999 wies der IGH
den Antrag ab. Die Fälle gegen Spanien und die
USA wurden bereits in diesem Stadium von der
Liste gestrichen, da eine Zuständigkeitsgrund-
lage evident fehlte. In den übrigen acht Fällen
gegen Belgien, Deutschland, Frankreich, Groß-
britannien, Italien, Kanada, die Niederlande und
Portugal stellte der IGH fest, daß die im Rah-
men des Verfahrens zum Erlaß einstweiliger An-
ordnungen nur summarische Prüfung der Zustän-
digkeit ergeben hatte, daß prima facie das Be-
stehen einer Zuständigkeitsgrundlage nicht be-
jaht werden konnte. Als Zuständigkeitsgrundla-
ge hatte Jugoslawien eine am 25. April 1999, also
wenige Tage vor Klageerhebung am 29. April
1999, erfolgte Unterwerfungserklärung nach Art.
36 Abs. 2 Statut sowie die Konvention über die
Verhütung und Bestrafung des Völkermordes
(Völkermordkonvention) von 1948 angeführt.
Die Zuständigkeit auf Grundlage der Unterwer-
fungserklärung griff aus zeitlichen Gründen (ra-
tione temporis) nicht, weil sie nur für zukünftige
Streitfälle ausgelegt war, der NATO-Einsatz je-
doch schon vorher begonnen hatte und nicht in
verschiedene Einzelakte beziehungsweise Ein-
zelstreitigkeiten aufgeteilt werden konnte, son-
dern als ein einheitlicher Akt, der Ursache der
Streitigkeit war, anzusehen war. Die Prima-fa-
cie-Prüfung der Völkermordkonvention führte
zu dem Ergebnis, daß deutliche Zweifel daran
bestanden, ob der für die Anwendung dieser Kon-
vention erforderliche besondere Vorsatz, näm-
lich »eine nationale, ethnische, rassische oder re-
ligiöse Gruppe als solche ganz oder teilweise zu
zerstören« (Art. 2) vorlag, eine Frage, die im Rah-
men der einstweiligen Maßnahmen nicht geklärt
werden konnte.

c) Einreden
Alle acht beklagten Staaten hatten Mitte 2000
Einreden gegen die Zuständigkeit des IGH und
die Zulässigkeit der Klage eingelegt, so daß das
vorliegende Urteil nur diese Frage betrifft.

2. Das Urteil des IGH
Mit seinem Urteil vom 15. Dezember 2004 hat
der IGH einstimmig festgestellt, daß er nicht zu-
ständig ist, so daß die Fälle damit nicht zur Sa-
che entschieden werden können. Bemerkenswert
an der Entscheidung ist, daß zwar einstimmig
entschieden wurde, daß aber sieben der 15 Rich-
ter zunächst in einer gemeinsamen Erklärung be-
kannt gaben, daß sie dem Ergebnis zustimmten,

nicht aber den Gründen dafür und dann noch zum
Teil in eigenen Sondervoten die Gründe hierfür
aufführten. 

a) Die Richterbank
Erwähnt sei ein Aspekt, der die Zusammenset-
zung der Richterbank betrifft: Der deutsche Rich-
ter Bruno Simma hatte zu Recht gemäß Art. 24
Abs. 1 Statut erklärt, daß er nicht an dem Fall
teilnehmen könne, da er im Verfahren der einst-
weiligen Anordnung als Vertreter Deutschlands
agiert hatte. Interessanter war jedoch die Frage
der Ad-hoc-Richter, zu der viel im Sondervotum
des jugoslawischen Ad-hoc-Richters, Milenko
Kreca, zu lesen ist. Während nämlich in der Pha-
se der einstweiligen Anordnung alle beteiligten
Staaten, die keinen Richter ihrer Nationalität auf
der Richterbank hatten, einen Ad-hoc-Richter be-
stellen konnten (was Jugoslawien kritisierte, weil
die Gleichheit der Parteien dadurch verletzt wür-
de), traf der IGH jetzt im Verfahren über die vor-
gängigen Einreden eine interne Entscheidung,
also ohne Anhörung der Parteien. Er entschied,
daß nur Jugoslawien einen Ad-hoc-Richter be-
stellen konnte, da ein britischer, niederländischer
und französischer Richter dem Gericht angehör-
ten und daher für diese Phase des Verfahrens
weitere Ad-hoc-Richter nicht bestellt werden
sollten, obwohl zum Beispiel Belgien bereits ei-
nen Ad-hoc-Richter benannt hatte. Der Gerichts-
hof betonte allerdings, daß dies die Zusammen-
setzung des Gerichts nicht präjudiziere, wenn es
zur Entscheidung in der Hauptsache käme. Da-
mit hat der IGH den vorliegenden Fall zu Recht
als einen angesehen, der unter die Vorschrift von
Art. 31 Abs. 5 Statut fällt, wonach Parteien, die
»eine Streitgenossenschaft bilden«, für die Belan-
ge von Art. 31 als eine Partei betrachtet werden,
auch wenn die Fälle nicht verbunden werden.

b) Die Klage
Jugoslawien begehrte, kurz zusammengefaßt,
mit seiner Klage die Feststellung, daß die beklag-
ten Staaten durch den Einsatz in Kosovo im Rah-
men der NATO das Gewaltverbot verletzt und
Völkermord begangen hatten. Als Zuständig-
keitsgrundlage hatte Jugoslawien eine Unterwer-
fungserklärung nach Art. 36 Abs. 2 Statut ange-
führt, die es am 25. April 1999 abgegeben hatte –
Klage war am 29. April 1999 erhoben worden –
und die schon in der einstweiligen Anordnung
ratione temporis als nicht anwendbar abgewie-
sen wurde. Jetzt hätte es folglich im wesentlichen
darum gehen sollen, ob die zweite Zuständig-
keitsgrundlage, die Völkermordkonvention, an-
wendbar war, das heißt ob, wie oben angeführt,
der besondere Vorsatz gegeben war. Zur Prü-
fung dieses Punktes aber kam der IGH gar nicht,
da sich in der Frage der Zuständigkeit inzwi-
schen eine erstaunliche Entwicklung ergeben
hatte, die alle acht beklagten Staaten zu dem An-
trag veranlaßt hatte, daß der IGH a limine litis,
also ohne weitere Prüfung, die Klage abweisen
sollte. 

c) Die Zuständigkeitseinrede des Klägers 
Jugoslawiens

Jugoslawien hatte in seinen Bemerkungen zur
Einrede der beklagten Staaten angeführt, daß
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aus der Tatsache, daß es am 1. November 2000
Mitglied der Vereinten Nationen geworden war,
folge, daß es vor diesem Datum nicht Mitglied
der UN war und daher auch nicht Partei des Sta-
tuts. Zur Völkermordkonvention, der Jugoslawi-
en im März 2001 beigetreten war, allerdings mit
einem Vorbehalt zur Zuständigkeit des IGH,
führte es aus, »daß es, da es nicht Nachfolge-
staat des ehemaligen Jugoslawiens ist, vor die-
sem Datum nicht an die Konvention gebunden
war.« Jugoslawien nahm aber seine Klage nicht
zurück, was nahe gelegen hätte, da es ja selbst
die von ihm angeführte Zuständigkeitsgrundla-
ge bestritt, sondern beantragte, der IGH »solle
über die Zuständigkeit im Lichte dieser Argu-
mente entscheiden«. Der IGH hätte sicher die
Klage hier schon abweisen können, denn nach
Art. 38 Abs. 5 der Verfahrensordnung muß der
Kläger nach Möglichkeit eine Zuständigkeits-
grundlage angeben. Hier hatte der Kläger selbst
vorgetragen, daß die zunächst angegebenen Zu-
ständigkeitsgrundlagen seiner Meinung nach
nicht greifen. Die Argumente der beklagten Staa-
ten, daß es sich de facto um eine Rücknahme des
Falles handele oder daß keine Streitigkeit mehr
bestehe und daß die von den Beklagten bestrit-
tene Zuständigkeitsgrundlage vom Kläger auf-
gegeben worden ist, weist der IGH jedoch ab,
denn offensichtlich wollte er bestimmte Fragen
klären. Zudem betonte er, daß es letztlich darum
geht, ob Jugoslawien zum Zeitpunkt der Klage
überhaupt klageberechtigt war, und diese Frage
sei von »den Meinungen und Wünschen« der
Parteien unabhängig. 

d) Die Klagebefugnis Jugoslawiens
Demgemäß prüft der IGH dann, ob seine Zu-
ständigkeit gegeben ist. Dem war aber in die-
sem besonderen Fall die Frage vorgelagert, ob
der Kläger überhaupt ›Zugang‹ zum IGH hatte,
also ob das ius standi gegeben war, weil die Fra-
ge der Parteistellung zum Statut nach Art. 35
Abs. 1 Statut nicht geklärt war. Nach Art. 34 Abs.
1 Statut haben bekanntlich nur Staaten Zugang
zum IGH. Das war für Jugoslawien nicht bestrit-
ten, aber automatisch haben Zugang zum IGH
nur die Staaten, die Mitglieder der UN sind (Art.
35 Abs. 1). Erst wenn diese Frage positiv beant-
wortet wird, kann die konkrete Zuständigkeits-
grundlage geprüft werden. Schon im Rahmen
des Verfahrens zum Erlaß einstweiliger Maß-
nahmen war die Frage der Parteistellung Jugos-
lawiens zum Statut aufgeworfen, aber nicht ge-
prüft worden, weil dies für die Belange dieser
Verfahrensphase nicht erforderlich war. Da von
keiner Seite vorgebracht worden war, daß Ju-
goslawien aufgrund einer der anderen Möglich-
keiten, die in Art. 35 Abs. 2 vorgesehen sind, Par-
tei des Statuts geworden ist, prüft der IGH, ob Ju-
goslawien bei Klageerhebung UN-Mitglied war.
Der IGH legt zunächst dar, wie die Stellung Ju-
goslawiens sich entwickelt hat: Er verweist auf
die Resolutionen des Sicherheitsrats (S/RES/757)
und der Generalversammlung (A/RES/47/1) aus
dem Jahr 1992. Diese bestätigen, daß Jugoslawi-
en nicht Nachfolgestaat der ehemaligen Soziali-
stischen Föderativen Republik Jugoslawien ist
und regen an, daß es um Aufnahme in die UN
ersuchen solle. Sie nehmen aber keine Stellung
dazu, wie die Situation Jugoslawiens nun kon-
kret zu beurteilen war, so daß der Status Jugo-

slawiens in den UN in den Jahren 1992 bis 2000
ungeklärt blieb. Jugoslawien zahlte weiter Bei-
träge, die Flagge wehte vor dem UN-Gebäude
und in einigen Organen arbeitete es weiterhin
mit. Dies war – und hier ist ein Vorwurf an den
Sicherheitsrat und die Generalversammlung nicht
zu überhören – darauf zurückzuführen, daß die
zuständigen UN-Organe den Status Jugoslawi-
ens nicht klar definiert hatten. Auch der Gene-
ralsekretär hielt sich nur an die Übung, die seit
1992 praktiziert wurde. Die Stellung Jugoslawi-
ens wurde als sui generis gekennzeichnet, was
eben keine Klärung bedeutete. Der Gerichtshof
betont, daß er selbst sich zwar auch in seiner Ent-
scheidung vom 3. Februar 2003 über den Revi-
sionsantrag im Fall Bosnien-Herzegowina ge-
gen Jugoslawien auf diese Sui-generis-Position
berufen habe, daß daraus jedoch keinerlei recht-
liche Konsequenzen erwachsen, weil dies nur
eine Beschreibung der Situation darstellte. Die-
se unklare Situation wurde am 1. November
2000 dadurch beendet, daß Jugoslawien als Mit-
glied in die UN aufgenommen wurde. Dies konn-
te zwar keine Rückwirkung auf die Zeit vorher
haben, machte aber deutlich, daß die Sui-gene-
ris-Position nicht einer Mitgliedschaft gleich-
gestellt werden konnte. Daher, so der IGH, kann
er nun aus der heutigen Sicht klar entscheiden,
was er zum Zeitpunkt des Verfahrens der einst-
weiligen Maßnahmen 1999 nicht gekonnt hätte,
aber auch nicht tun mußte, nämlich daß Jugosla-
wien zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht
Mitglied der UN war und somit nicht Partei des
Statuts. 

e) Auswirkungen einer früheren Entschei-
dung auf den vorliegenden Fall

Diese Feststellung legte natürlich die Frage na-
he, wie sie im Zusammenhang mit einem Urteil
aus dem Jahre 2003 zu sehen ist, mit dem der
IGH den Antrag auf Revision eines Urteils von
1996 abgewiesen hatte. In dem seit 1993 anhän-
gigen Fall Bosnien-Herzegowina gegen Jugo-
slawien war als Zuständigkeitsgrundlage die Völ-
kermordkonvention angeführt worden, und in ei-
ner Entscheidung über die Zuständigkeit vom
11. Juli 1996 für anwendbar erklärt worden. Die
Frage des Status von Jugoslawien mit Bezug auf
Art. 35 Abs. 1 Statut war nicht aufgeworfen wor-
den, und der IGH hatte keinen Anlaß gesehen,
sie zu prüfen. Angesichts seiner Aufnahme in die
UN hatte Jugoslawien 2001 einen Antrag auf Re-
vision gestellt und sich auf die »neue Tatsache
seiner Aufnahme in die UN« berufen, weil nun
klar sei, daß es vorher nicht Mitglied der UN war
und folglich keinen Zugang zum IGH hatte. Es
war daher auch nicht durch Art. IX der Völker-
mordkonvention gebunden, da es nicht Nachfol-
gestaat des ›alten‹ Jugoslawiens war. Jugosla-
wien brachte also genau die Argumente vor, de-
nen der IGH im vorliegenden Fall folgt. In der
Revisionsentscheidung entschied der IGH jedoch
anders, was allerdings darauf zurückzuführen
ist, daß die Revision eines Urteils nur unter be-
stimmten Voraussetzungen möglich ist, die hier
nicht vorlagen, nämlich daß die ›neue Tatsache‹
schon zum Zeitpunkt des Urteils bestanden ha-
ben muß, allerdings nicht bekannt war. Da Ju-
goslawien 1996 noch nicht Mitglied der UN war,
bestand die ›neue Tatsache‹, Mitgliedschaft in

den UN, noch nicht, so daß der Revisionsantrag
abgewiesen werden mußte. Folglich mußte der
IGH damals auch nicht prüfen, ob Jugoslawien
Mitglied der UN war oder nicht. Der IGH kommt
nach diesen Ausführungen zu dem Ergebnis, daß
die Entscheidung von 2003 keine Res-judicata-
Kraft mit Bezug auf den vorliegenden Fall hat.
Damit schließt er diese Frage mit der Feststellung
ab, daß Jugoslawien zum Zeitpunkt der Klage-
erhebung nicht Mitglied der UN und daher nicht
Partei des Statuts war.

f) Zugang zum IGH aufgrund von Art. 35
Abs. 2 IGH-Statut

Dieses Ergebnis führt den IGH zu der Prüfung,
ob Jugoslawien Zugang zum Gerichtshof auf der
Grundlage von Art. 35 Abs. 2 Statut hatte, der
lautet: »Die Bedingungen, unter denen der Zu-
gang zum Gerichtshof anderen Staaten [das heißt
Nichtmitgliedstaaten der UN] offensteht, wer-
den vorbehaltlich der besonderen Bestimmun-
gen geltender Verträge vom Sicherheitsrat fest-
gelegt; daraus darf für die Parteien keine Un-
gleichheit vor dem Gerichtshof entstehen«. Ju-
goslawien selbst hatte nicht vorgebracht, daß es
unter dieser Bestimmung Mitglied des Statuts
geworden sei. Der IGH prüft die Frage aber des-
halb, weil einige beklagte Staaten die mögliche
Anwendbarkeit von Art. 35 Abs. 2 in der münd-
lichen Verhandlung angesprochen hatten und
in diesem Zusammenhang war auf eine Entschei-
dung des IGH in dem schon genannten Fall
Bosnien-Herzegowina gegen Jugoslawien Be-
zug genommen worden. In jenem Fall war der
IGH zu dem Ergebnis gekommen, daß die Völ-
kermordkonvention als ein »geltender Vertrag«
im Sinne von Art. 35 Abs. 2 angesehen werden
könnte, zumal auch von keiner Seite bestritten
worden war, daß Jugoslawien Partei der Kon-
vention war. Die Frage der Parteistellung Ju-
goslawiens zur Völkermordkonvention greift
der IGH nun hier – man muß wohl sagen er-
staunlicherweise – erneut auf, weil ein anderes
Ergebnis als das 1996 gefundene sicher nicht
ohne Einfluß auf den anderen, noch anhängi-
gen Fall sein kann.
Die Kernfrage, auf die es in diesem Zusammen-
hang ankam und die zu klären der IGH vorher
noch nie Gelegenheit hatte, ist die, ob »geltende
Verträge« in Art. 35 Abs. 2 Statut nur Verträge
betrifft, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Statuts in Geltung waren oder auch solche, die
erst zur Zeit der Klageerhebung in Kraft waren.
Der IGH stellt zunächst fest, daß es sich bei den
»geltenden Verträgen« nur um solche handeln
kann, die die Beilegung von Streitigkeiten dem
Gerichtshof übertragen. Um den Zugang zum
Gericht jedoch nicht einfach dadurch zu ermög-
lichen, daß Staaten, die nicht UN-Mitglieder sind,
Verträge abschließen, was sie in eine bessere Po-
sition setzen würde als die UN-Mitglieder, kann
Art. 35 Abs. 2 nur so ausgelegt werden, daß es
sich um Verträge handeln muß, die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Statuts bereits in
Kraft waren. Dies wird auch durch die Travaux
préparatoires bestätigt, die zurückgehen auf das
Statut des Ständigen Internationalen Gerichts-
hofs (des Vorläufers des IGH), das dieselbe Be-
stimmung enthielt, die sich eindeutig nur auf die
Friedensverträge nach dem Ersten Weltkrieg be-
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zogen hatte. Daraus schließt der IGH, daß Art.
35 Abs. 2 des jetzigen Statuts sich nur auf Ver-
träge bezieht, die den IGH als Streitbeilegungs-
organ einsetzen und zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Statuts bereits in Kraft waren. Al-
lerdings sind dem IGH keinerlei derartige Ver-
träge bekannt, was aber nicht unbedingt dafür
spreche, daß eine andere Auslegung der Vor-
schrift von den Verfassern des Statuts ins Au-
ge gefaßt war. Darum ist die Zuständigkeit des
IGH unter der Völkermordkonvention im vor-
liegenden Fall nicht gegeben, da diese erst am
12. Januar 1951 in Kraft trat. Das hat zur Fol-
ge, daß der IGH die Frage nicht zu beantwor-
ten hat, ob Jugoslawien 1999 Partei der Kon-
vention war. 
Damit entscheidet der IGH dann einstimmig
einschließlich der Stimme des jugoslawischen
Ad-hoc-Richters, daß er nicht zuständig ist, den
Fall zu entscheiden.

3. Die Sondervoten
In der schon erwähnten gemeinsamen Erklärung
von Vizepräsident Ranjeva und den Richtern
Guillaume, Higgins, Kooijmans, El-Khasawneh,
Buergenthal und Elaraby wird die Übereinstim-
mung mit dem Ergebnis der Mehrheit festge-
stellt, nämlich mit der Feststellung, daß keine Zu-
ständigkeit besteht; die Richter fügen jedoch hin-
zu, daß sie »mit den Gründen überhaupt nicht
übereinstimmen« (profoundly disagree with the
reasons). Nach ihrer Ansicht, die in einzelnen
Sondervoten detaillierter ausgeführt wird, muß
der Gerichtshof dann, wenn er feststellt, daß
keine Zuständigkeit ratione personae, mate-
riae oder temporis gegeben ist, seine Entschei-
dung an drei Kriterien ausrichten: 1. der Über-
einstimmung mit seiner bisherigen Rechtspre-
chung, 2. der Tragfähigkeit der festgestellten
Gründe und 3. der möglichen Auswirkungen auf
anhängige Fälle. Keines dieser Kriterien sei hier
erfüllt, weil die Entscheidung im Gegensatz zu
der im Fall Bosnien-Herzegowina gegen Ju-
goslawien steht, weil es »alles andere als er-
wiesen sei« (far from evident), daß Jugoslawi-
en zwischen 1992 und 2000 nicht Mitglied der
UN war und schließlich, weil offen gelassen
wird, ob Jugoslawien in jenem Zeitraum Partei
der Völkermordkonvention war. Dies ist um so
gravierender, als der Gerichtshof die Entschei-
dung ohne Schwierigkeiten auf die Aspekte
hätte stützen können, die schon 1999 für die
Ablehnung des Erlasses einstweiliger Maßnah-
men ausschlaggebend waren, nämlich daß die
Unterwerfungserklärung ratione temporis kei-
ne Zuständigkeitsgrundlage war und daß für die
Anwendung der Völkermordkonvention der er-
forderliche besondere Vorsatz fehlte.
Ein weiterer Aspekt, der in den einzelnen Son-
dervoten immer wieder betont wird, betrifft die
Auswirkungen dieser Entscheidung auf das Ver-
fahren Bosnien-Herzegowina gegen Jugoslawi-
en, in dem 1996 in einem verbindlichen Urteil
festgestellt worden war, daß die Völkermordkon-
vention die Zuständigkeit des IGH begründe. Die
jetzt getroffene Feststellung, daß Jugoslawien
nicht Partei der Völkermordkonvention ist, kön-
ne nicht ohne Einfluß auch auf das andere Ver-
fahren bleiben. Daher wird auch weitgehend in
den Sondervoten vertreten, daß der IGH diesen
Fall in limine litis hätte abweisen sollen, da das

Verhalten Jugoslawiens, die selbst vorgebrach-
ten Einwände gegen die Zuständigkeit des IGH,
der Sache nach einer Rücknahme der Klage
gleichgekommen wären.
Bemerkenswert ist der Hinweis von Richter El-
araby mit Bezug auf die Reaktion des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs für das ehemalige
Jugoslawien. Dieser stellte 2003 im zeitlichen
Zusammenhang mit den IGH-Entscheidungen,
die die Stellung Jugoslawiens in den UN betra-
fen, im Fall Milutinovic fest, daß die Aufnahme
Jugoslawiens in die UN »die Feststellung nicht
berührt, wonach hinreichende Anhaltspunkte für
die Mitgliedschaft Jugoslawiens in den UN bis
zu diesem Zeitpunkt bestanden, so daß die Si-
cherheitsratsresolutionen zur Aufrechterhaltung
des internationalen Friedens und der Sicherheit
auch für Jugoslawien verbindlich waren« (»in
no way invalidates the finding that the FRY re-
tained sufficient indicia of membership during
that period to be amenable to the regime of the
Security Council resolutions adopted under the
UN Charter for the maintenance of international
peace and security«). Erwähnenswert ist weiter
auch das Sondervotum des jugoslawischen Ad-
hoc-Richters Kreca. Er stimmt mit der Begrün-
dung des IGH überein, denn letztlich war es ge-
nau diese Entscheidung, die Jugoslawien mit sei-
nem taktischen Vorgehen erreichen wollte, da
eine Rücknahme der Klage politisch schwierig
zu vertreten war.

4. Eigene Bewertung
Das wesentliche Problem, das mit dieser Ent-
scheidung des IGH entstanden ist, sind die mög-
lichen Auswirkungen des Urteils auf die noch
anhängigen Fälle, in denen Jugoslawien Partei
ist. Insbesondere betrifft dies den Fall Bosnien-
Herzegowina gegen Jugoslawien (es ist ein wei-
teres ähnliches Verfahren Kroatiens gegen Ju-
goslawien anhängig), in dem der IGH bereits ein
Urteil in der Frage der Zuständigkeit gefällt und
seine Zuständigkeit auf der Grundlage der Völ-
kermordkonvention bejaht hat. Nun binden Ur-
teile nach Art. 59 Statut nur die Parteien und auch
wenn in der Regel der IGH in seiner Rechtspre-
chung eine gewisse Kontinuität aufrechterhält,
heißt das nicht, daß er nicht auch mit entspre-
chender Begründung von früherer Rechtspre-
chung abweichen kann. In diesem Fall aber muß
man wohl feststellen, daß er ohne Not – denn er
hätte dasselbe Ergebnis mit anderen Gründen
finden können – ein Problem schafft, dessen Klä-
rung doch sehr schwierig erscheint. Darüber hin-
aus ruft die Entscheidung Erinnerungen an einen
anderen Fall mit ähnlicher Konstellation wach,
der einen tiefen Einbruch in der Akzeptanz des
IGH zur Folge hatte: die – widersprüchlichen –
Entscheidungen von 1962 und 1966 im Fall Süd-
westafrika.
Wenn man die Andeutungen im vorliegenden
Fall richtig versteht, dann läßt der IGH sich hier
die Möglichkeit offen, seine Zuständigkeitsent-
scheidung von 1996 im Fall Bosnien-Herzego-
wina gegen Jugoslawien zu revidieren, denn er
sagt ausdrücklich, daß diese Entscheidung dar-
auf fußt, daß beide Parteien sich als Partei der
Völkermordkonvention angesehen haben und
dies von keiner Seite bestritten wurde. Jetzt hat
der IGH aber festgestellt, daß Jugoslawien nicht
Partei dieser Konvention war und daher würde

es naheliegen, daß er – wie im Fall Südwestafri-
ka – nun im Verfahren zur Hauptsache auf die
Zuständigkeitsfrage beziehungsweise die Kla-
gebefugnis zurückkommt und das ius standi von
Jugoslawien verneint. Bekanntlich hat das dem
Ansehen des IGH so nachhaltig geschadet, daß
man eigentlich davon ausgehen würde, eine sol-
che Position würde vom IGH nicht noch einmal
vertreten werden. Was aber als Alternativlösung
zu sehen wäre, bleibt unklar, es sei denn – und
das ist wohl der Hintergrund der ganzen Ange-
legenheit – die Parteien helfen dem Gericht, in-
dem sie den Fall zurückziehen. Daß darauf spe-
kuliert werden könnte, kann man daraus schlie-
ßen, daß als Termin für die mündliche Verhand-
lung im Fall Bosnien-Herzegowina gegen Jugos-
lawien am 8. Dezember 2004, also wenige Tage
vor Verkündung dieses Urteils, der 27. Februar
2006 festgelegt wurde. Durch die vorliegende
Entscheidung ist Bosnien-Herzegowina darauf
vorbereitet, daß es zu keiner Entscheidung in
der Hauptsache kommen könnte, da Jugoslawi-
en kein standing, Klagerecht, vor dem Gericht
hat, so daß eine einvernehmliche Beilegung für
beide Seiten sinnvoller sein mag als die Fortset-
zung des Verfahrens. Dies sind allerdings nur,
wenn auch wohl nicht ganz unbegründete, Spe-
kulationen der Verfasserin. 
Sollte das Verfahren fortgesetzt werden, so
kommt der Gerichtshof in eine äußerst schwie-
rige Lage, die er aber offensichtlich bewußt in
Kauf genommen hat. Diese Situation wird da-
durch noch verschärft, daß der IGH sich mit sei-
ner Entscheidung auch zu Urteilen des Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien in Wi-
derspruch setzt. Der Strafgerichtshof hatte in sei-
ner schon zitierten Entscheidung Milutinovic
vom 6. Mai 2003 festgestellt, daß die Aufnahme
Jugoslawiens in die UN die bisherigen Feststel-
lungen zur Mitgliedschaft Jugoslawiens in den
UN nicht ungültig macht. Er hat zusätzlich be-
tont, daß selbst wenn Jugoslawien nicht Mitglied
der UN gewesen wäre, Kapitel VII der Charta die
Interpretation zuläßt, daß der Sicherheitsrat die
Befugnis über das ehemalige Jugoslawien nach
den für diesen Fall gegebenen Umständen hatte
(Chapter VII of the Charter is open to the inter-
pretation that the SC had authority over the FRY
in the circumstances of this case). Außerdem wird
angeführt, daß auch Nichtmitgliedstaaten der UN
nach Art. 2 Abs. 6 UN-Charta in die Vereinten
Nationen eingebunden sind, soweit Frieden und
Sicherheit betroffen sind, ohne daß dort aller-
dings näher ausgeführt wird, wie das funktio-
nieren soll. Ob aber gerade diese letzte Feststel-
lung rechtlich gut zu begründen ist, ist sicher
nicht eindeutig. So wirft das vorliegende Urteil
einmal mehr die Frage widersprüchlicher Urtei-
le internationaler Gerichte zur gleichen Frage
auf. Über dieses grundsätzliche Problem wird
derzeit viel diskutiert, und es kann bisher wohl
nur durch Kooperation und gegenseitige Rück-
sichtnahme gelöst werden, insbesondere, wenn
es in einem Fall möglich ist, kollidierende Ent-
scheidungen zu vermeiden. Daß der IGH im
vorliegenden Fall bewußt eine Konfliktlage in
Kauf genommen hat, kann nur als Zeichen dafür
gewertet werden, daß er eine Frage klären woll-
te, die Sicherheitsrat und Generalversammlung
offen gelassen hatten, und die nach der Aufnah-
me Jugoslawiens in die UN eine klare Antwort
verlangte.

156 Vereinte Nationen 4/2005 

bericht gesamt 2 4-05.qxd  27.07.2005  15:41  Seite 156



Vereinte Nationen 4/2005 157

Friederike Bauer: Kofi Annan. Ein Leben

Frankfurt a. Main: S. Fischer Verlag 2005 
350 S., 19,90 Euro

Viele Journalisten schrei-
ben über die Vereinten Na-
tionen. Friederike Bauer,
den Lesern dieser Zeit-
schrift aus Berichten und
Analysen über die Arbeit
der UN seit längerem be-
kannt, gehört zu den we-
nigen, die sich in diesen
komplizierten, so mühsam
zu durchschauenden Be-
reich über Jahre mit Ver-

stand und Herz eingearbeitet, ja eingelebt und
sich damit ein differenziertes, sachkundiges Ur-
teil erworben haben. Daß sie jetzt mit einem Le-
bensbild des Generalsekretärs Kofi Annan her-
vortritt, ist aus mehreren Gründen lebhaft zu be-
grüßen.
Da ist einmal die Frage: Wer ist eigentlich die-
ser Mann? Jeder hat ihn oft in den Fernsehnach-
richten gesehen und seine leise, eindringliche
Stimme gehört, wenn er Konferenzen eröffnet
oder sich als Mahner zu Ereignissen des Welt-
geschehens äußert. Aber was macht die beson-
dere Wirkung und die Anziehungskraft dieses
Mannes aus, über dessen Person und Leben kaum
etwas Näheres bekannt ist? 
Bauer schildert seinen Werdegang von der Kind-
heit in Ghana in einer vornehmen afrikanischen
Familie mit einer strengen anglikanischen Er-
ziehung über sein Studium der Volkswirtschaft
mit Stipendien in den USA und in Genf bis zum
Eintritt in den Dienst der Vereinten Nationen
(1962 zunächst bei der Weltgesundheitsorgani-
sation). Kofi Annan ist fasziniert von der Nach-
kriegsentwicklung in Afrika und Asien, wo über-
all die Kolonialsysteme dem Freiheitswillen wei-
chen. Aber anders als manche in Moskau indok-
trinierte afrikanische Revolutionäre wie etwa
Lumumba hält er an seinen von christlichen Wer-
ten geprägten Überzeugungen fest und sieht das
Heil, namentlich für Afrika, nicht durch gewalt-
same Umstürze kommen, sondern vielmehr auf
den von den Vereinten Nationen vorgezeichne-
ten evolutionären Wegen. In der Folgezeit wird
er – meist als Personalmanager – bei verschie-
denen UN-Stellen in Addis Abeba, New York,
Kairo und wieder Genf und New York einge-
setzt und lernt dabei die UN-Verwaltung gründ-
lich von innen kennen. 1983 wird er Unterabtei-
lungsleiter in New York, 1987 dort Personal-
chef, später Controller des Haushaltswesens. Er
genießt Ansehen und Vertrauen und wird wegen
einer im Sekretariat ziemlich seltenen Eigen-
schaft geschätzt: Er kann zuhören. Aber wer hät-
te damals bereits in diesem intelligenten, zuver-
lässigen, belastbaren, auch ehrgeizigen Verwal-
tungsbeamten den kommenden Generalsekretär
gesehen?
Die Autorin gibt gleich zu Anfang den Hinweis:
Er hat Charisma! Er kann – wo er hinkommt –
Menschen beeinflussen, vermitteln, Gegensätze
zusammenführen. Mit seiner Besonnenheit und

seinem Mitgefühl kann er das verkörpern, was
die UN ausmachen.
Nach einigen erfolgreichen Sonderaufträgen wird
er 1993 Untergeneralsekretär für Friedenssiche-
rungseinsätze und steht nun im Rampenlicht der
Konflikte, vor allem der neuen, die der Ost-West-
Antagonismus hinterlassen hat. Da gibt es in
Kambodscha und in Mosambik Erfolge, aber in
Somalia, im früheren Jugoslawien und besonders
in Ruanda auch böse Rückschläge und Katastro-
phen. Dafür tragen zwar im Grunde die Mitglie-
der des Sicherheitsrats die Hauptverantwortung,
doch die Fehler werden der Weltorganisation an-
gelastet. Hier schon lernt Kofi Annan aus der Nä-
he die Prügelknabenfunktion der Vereinten Na-
tionen kennen. Als die USA die Wiederwahl des
Generalsekretärs Boutros Boutros-Ghalis blok-
kieren, ist er der einzige Afrikaner, auf den sich
der Sicherheitsrat einigen kann. Seine Integrität
und seine Verwurzelung im Sekretariat bewah-
ren ihn vor übler Nachrede, er sei als ›Pudel Ame-
rikas‹ Generalsekretär geworden. 
Dies führt zu der Frage nach dem Verhältnis zwi-
schen Person und Amt. Die Autorin zeichnet den
Umkreis der Herausforderungen nach, denen sich
der Generalsekretär stellen muß, ohne daß er da-
bei über Machtinstrumente verfügen kann. Er lei-
tet keine Weltregierung, besitzt keine eigenen
Truppen, kann keine Steuern erheben und muß
auf die Unterstützung der 191 Mitgliedstaaten
vertrauen, von denen viele in ihm mehr den Ver-
waltungschef, weniger den politischen Akteur se-
hen wollen. Aber er kann einen starken morali-
schen Anspruch erheben, gegründet auf der gro-
ßen Hoffnung auf Frieden, Gerechtigkeit und Er-
lösung von Krieg und Zerstörung, die die Men-
schen allenthalben mit den Vereinten Nationen
verbinden. Dies ist die Quelle der moralischen
Autorität und der Mission des Generalsekretärs,
mit der Macht des Wortes zu wirken.
Kofi Annan scheut keine Mühe, diesem Auftrag
zu folgen, gelegentlich mit missionarisch-sakra-
len Untertönen, die die Ernsthaftigkeit seiner
Mahnungen unterstreichen. Aber er will nicht nur
mahnen, sondern auch eigene Impulse geben,
beispielsweise die UN mit der Idee des Globa-
len Paktes stärker zur Wirtschaft hin zu öffnen,
wobei er global agierende Firmen gegen die Er-
laubnis, mit dem UN-Logo zu werben, erfolg-
reich verpflichtet, in den Entwicklungsländern
bestimmte Mindeststandards einzuhalten: Bünd-
nisse für Menschenrechte. Wie keiner vor ihm
setzt er sich für durchgreifende strukturelle Re-
formen ein sowohl im eigenen Sekretariatsbe-
reich als auch dort, wo nur die Mitgliedstaaten
entscheiden können, etwa bei der Deutschland so
am Herzen liegenden Frage der Erweiterung des
Sicherheitsrats. Noch wichtiger aber sind ihm
die Entwicklungsprobleme des Südens, und hier-
bei gelingt es ihm, die Staats- und Regierungs-
chefs bei deren Tagung im Jahre 2000 auf die
sogenannten Millenniums-Entwicklungsziele zu
verpflichten: unter anderem Halbierung der ex-
tremen Armut bis 2015, bessere HIV/Aids-Be-
kämpfung, Grundschulbildung für alle. Die Ver-
wirklichung dieser Ziele bezeichnet er nach dem
11. September 2001 als einen wesentlichen Bei-
trag zur Eindämmung des Terrorismus. Aber
ebenso deutlich wie er von den reichen Staaten
mehr Geld fordert, verlangt er von den armen ei-
ne verantwortungsbewußte Regierungsführung.
Der vom Sicherheitsrat nicht autorisierte Ko-

sovo-Krieg veranlaßt ihn zu dem Vorschlag, in
den UN Grundsätze zur Humanitären Interven-
tion festzulegen. Nach den Erfahrungen in Ru-
anda, Somalia und auf dem Balkan müsse es
Sache der internationalen Gemeinschaft sein,
zum Schutz der Bevölkerung bei massiven, an
Genozid grenzenden Verfolgungen zu interve-
nieren. Die Regierungen wollen jedoch diese
Doktrin Annans nicht aufgreifen, weil sie darin
nicht nur eine Befugnis, sondern auch eine Ver-
pflichtung zur Intervention sehen. Aber Annans
Forderungen sind berechtigt, stellt sich die Fra-
ge des Eingreifens immer wieder neu, wie ge-
genwärtig in Darfur.
Erfolgreicher ist der Generalsekretär als Vermitt-
ler in Ost-Timor, mit guten Diensten bei Muam-
mar al-Gaddafi (Lockerbie-Prozeß) oder beim
Rückzug der Israelis aus Libanon. Vorzeitig und
problemlos erfolgt seine Wiederwahl für eine
zweite Amtszeit. Mit der Verleihung des Frie-
densnobelpreises zur Hälfte an die Vereinten
Nationen und an ihn selbst ist er auf dem Höhe-
punkt seines Wirkens. Doch dann kommt die
Irak-Krise. Je deutlicher sich der Alleingang der
Briten und Amerikaner abzeichnet, desto verun-
sicherter wirkt Annan. Bauer kritisiert ihn als
unentschlossen, er sei abgetaucht, praktisch nur
noch ein Zaungast des Geschehens gewesen; er
habe es nicht gewagt, gegen die USA aufzube-
gehren. Man kann das so sehen. Aber ihm gleich
eine Charakterschwäche vorzuwerfen (S. 256),
geht wohl doch etwas zu weit. Der Generalse-
kretär muß bei aller Empörung langfristig den-
ken und darf der Supermacht, selbst wenn sich
diese in das Völkerrecht nicht einbinden lassen
will, den Rückweg zu einer Zusammenarbeit mit
den UN, wie sie sich ja nun auch in Irak wieder
anbahnt, nicht verschließen oder erschweren. Im-
merhin bestätigt die Autorin, daß Kofi Annan
später den amerikanischen Versuchen, Angehö-
rige der amerikanischen Streitkräfte gegenüber
dem Internationalen Strafgerichtshof immun zu
stellen, mit Erfolg entgegengetreten ist. Den-
noch: Die wohl unvermeidlichen Spannungen
mit Washington haben Annans Wirkungsmög-
lichkeiten eingeschränkt. Nicht nur drohen die
USA als größter Beitragszahler immer wieder mit
der Rückhaltung der Zahlungen (derzeit steht
wieder einmal ein entsprechendes Gesetz im
Kongreß zur Abstimmung), wenn nicht ›Refor-
men‹ durchgeführt würden, ohne jedoch zu sagen
welche. Zusätzlich dazu muß sich der General-
sekretär Verdächtigungen erwehren, die im Zu-
sammenhang mit dem ›Öl-für-Lebensmittel-Pro-
gramm‹ gegen einige Mitarbeiter, seinen Sohn
und ihn selbst erhoben werden. Am Ende sieht
man, daß Annan zwar gelegentlich die Ausstrah-
lungskraft eines Magiers irgendwo zwischen
Papst und Freiheitsstatue besitzt, letztlich aber
auch nur ein Mensch ist im Spiel der Kräfte.
Friederike Bauer bemüht sich, in der Darstel-
lung der politischen Vorgänge nicht in den übli-
chen UN-Jargon zu verfallen, der zwar korrekt
wäre, aber oft unverständlich ist und daher zu
Erläuterungen nötigen würde. Sie hat einiges aus
der Überfülle der Literatur verarbeitet, stützt sich
aber hauptsächlich auf die Ergebnisse zahlrei-
cher persönlicher Gespräche mit dem General-
sekretär, mit seinen Verwandten, mit Freunden
und Mitarbeitern sowie mit Wissenschaftlern und
Diplomaten. Auch dies macht die Lektüre an-
schaulich und lebendig. 
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Die Autorin war klug beraten, diese weltweit er-
ste Biographie Kofi Annans schon jetzt abzu-
schließen, gut anderthalb Jahre vor dem Ende
seiner Amtszeit Ende 2006. Dies sichert dem
Lebensbild ein aktuelles Interesse und gibt hof-
fentlich späterer Nachfrage nach einer zweiten,
aktualisierten Auflage Raum. Bei dieser könn-
ten dann auch kleinere Schnitzer, wie etwa die
800 000 Millionen Erdbewohner auf S. 164,
richtiggestellt werden.
Dem Buch ist ein weiter Leserkreis zu wünschen.
Es trägt die Botschaft der Vereinten Nationen
weit über die ›Eingeweihten‹ hinaus in die Öf-
fentlichkeit und würdigt einen Mann, der es auf
sich nimmt, der Welt immer wieder den Spiegel
ihrer Versäumnisse gegenüber den Armen, den
Kranken und den Entrechteten vorzuhalten, und
der dafür unsere Hochachtung verdient.
ALEXANDER GRAF YORK VON WARTENBURG ❒

Roméo Dallaire: Handschlag mit dem Teu-
fel. Die Mitschuld der Weltgemeinschaft am
Völkermord in Ruanda.

Frankfurt a.M.: Zweitausendeins 2005
651 S., 27,90 Euro

Roméo Dallaire komman-
dierte 1993/1994 die Trup-
pen und Militärbeobachter
der Hilfsmission der Ver-
einten Nationen für Ruan-
da (United Nations Assi-
stance Mission for Rwan-
da – UNAMIR), wo er die
wochenlangen Massaker
der Hutus an den Tutsis aus
nächster Nähe miterlebte,
ohnmächtig sie zu verhin-

dern. Seine Memoiren, zuerst vor zwei Jahren in
Kanada erschienen, nennt er einen »Aufschrei
des Herzens für die Hunderttausende Hingemet-
zelter, ein[en] Tribut an die Seelen derer, die von
Macheten zerhackt wurden«. In der Tat läßt sich
das Buch an vielen Stellen so lesen. In erster Li-
nie aber ist es der überaus detaillierte Bericht ei-
nes Kommandeurs über seinen Einsatz, die Pro-
bleme, mit denen er es zu tun hatte, und die Men-
schen, denen er begegnete. Er konnte sich auf
offenbar umfangreiche Unterlagen und Aufzeich-
nungen aus seiner Dienstzeit stützen und auf ein
Team, das ihm bei der Recherche und dem Schrei-
ben des Manuskripts half. Brent Beardsley, der
mit ihm in Ruanda gedient hatte, verfaßte den
Entwurf.
Ich bin Dallaire 1993 in den Vereinten Nationen
begegnet und erinnere mich an einen Mann voll-
er Tatendrang und von gewinnender Offenheit.
Diese Eigenschaften sind auch in seinem Be-
richt erkennbar. Er gibt weitgehend wieder, was
Dallaire damals dachte und fühlte, nicht was er
im Nachhinein vielleicht gerne gedacht und ge-
fühlt hätte. Sein Bericht ist gerade deswegen um
so interessanter.
Das Buch beginnt mit zwei kurzen Kapiteln über
Dallaires Herkunft und Werdegang in der kana-
dischen Armee bis hin zu seiner Ernennung zum

Kommandeur einer Brigade, die Soldaten für
Friedenseinsätze ausbildete. Eigene Felderfah-
rung hatte er nicht, als er im Sommer 1993 ge-
beten wurde, das Kommando über die UN-Be-
obachtermission in Uganda und Ruanda (Uni-
ted Nations Observer Mission Uganda-Rwanda
– UNOMUR) zu übernehmen. Als kurz darauf
das Friedensabkommen von Arusha unterzeich-
net wurde, erhielt Dallaire den Auftrag, eine Frie-
denstruppe für Ruanda zu planen, deren erster
Kommandeur er dann wurde.
Dallaire kam zu den Vereinten Nationen in ei-
ner schwierigen Phase: Der Sicherheitsrat hatte
das Sekretariat mit oft nicht sehr aussichtsrei-
chen Aufträgen überhäuft, mit denen die Res-
sourcen, die ja jeweils ad hoc von den Mitglied-
staaten zur Verfügung gestellt werden mußten,
nicht annähernd Schritt hielten. Die Missionen
im ehemaligen Jugoslawien, in Angola, Liberia
und Haiti liefen schlecht; die Mission in Somalia
ging einem Fiasko entgegen. Zudem waren sich
die Mitgliedstaaten über die Rolle der UN un-
eins. Die Mehrheit der Mitglieder war der Mei-
nung, die Organisation sei zu sehr ein Instru-
ment der großen und reichen Mächte geworden.
Diese wiederum nutzten die Vereinten Natio-
nen, wollten aber das Heft in der Hand behalten.
Im Ergebnis waren sich beide Seiten einig: Sie
wollten keine wirklich starke, handlungsfähige
Institution.
Dallaire spürte die Konsequenzen am eigenen
Leibe. Noch bevor er mit der Planung anfing,
wurde ihm klar gemacht, daß die Mission in Ru-
anda klein sein mußte, sollte sie überhaupt statt-
finden. Das Mandat würde begrenzt sein: Die
Verantwortung für die Umsetzung des Abkom-
mens von Arusha lag bei den Vertragsparteien;
UNAMIR sollte ihnen lediglich dabei helfen.
Bewilligt wurde schließlich eine Truppe von
2200 leicht bewaffneten Soldaten sowie 330 Mi-
litärbeobachter. Wenn die Sache schief gehen
sollte, war die Mission zu klein und zu schwach,
um wirksam einzugreifen, aber zu groß, um sie
vor der Öffentlichkeit zu verstecken. Hinzu ka-
men die mittlerweile bekannten Unzulänglichkei-
ten: chronische Unterbesetzung des Sekretariats,
Mangel an Ressourcen, umständliche und zeit-
raubende Verfahren bei der Beschaffung und Zu-
teilung von Material, Reibungen zwischen den
Abteilungen des Sekretariats, Reibungen auch
vor Ort mit der politischen Leitung der Mission,
schlecht ausgerüstete und ausgebildete Kontin-
gente, Einmischung der Entsendestaaten in die
operative Führung, unzureichende Kenntnis von
Land und Leuten und vor allem fehlende politi-
sche und praktische Unterstützung der Mitglied-
staaten. 
Dallaire konnte sich damit nicht abfinden; er war
voller Ungeduld und wollte handeln. Von sei-
nem direkten Vorgesetzten, dem Kameruner Jac-
ques-Roger Booh-Booh, Sonderbeauftragter des
Generalsekretärs für Ruanda, hielt er nicht viel.
Dallaire pflegte eigene politische Kontakte. Nach
dem ersten klaren Hinweis auf Vorbereitungen
für ein Massaker an den Tutsis war er »im sieb-
ten Himmel«, wie er schreibt. Er sah endlich ei-
ne Chance, die Initiative zurückzugewinnen, ja
»Ruanda aus dem Feuer zu ziehen«. Sein In-
formant hatte von einem geheimen Waffenlager
berichtet, und Dallaire beschloß, es auszuheben.
Daß die, die das Waffenlager angelegt hatten,
seine kleine, zusammengewürfelte Truppe an-

schließend vermutlich als Gegner betrachtet und
ihr den Aufenthalt im Land nachhaltig verleidet
hätten, scheint er trotz der damals noch frischen
Ereignisse in Somalia nicht gesehen zu haben –
und bis heute nicht zu sehen. Vom Hauptquartier
in New York wurde er zurückgepfiffen. So etwas
sei Sache der Regierung; er solle sie dazu auf-
fordern.
Als Anfang April 1994 das Morden losging,
verlor UNAMIR seine Geschäftsgrundlage. Das
Abkommen von Arusha war tot und die Ruan-
dische Patriotische Front (RPF) unter Führung
Paul Kagames erneuerte ihre Offensive. Dallai-
res Beschreibung des Gemetzels, der im we-
sentlichen auf Bluff gegründeten Versuche von
UNAMIR, etwas Schutz zu bieten, der eigenen
Verluste und des Abzugs des belgischen Kon-
tingents, der hektischen Bemühungen um einen
Waffenstillstand und des Ringens mit New York
um Verstärkungen ist der eindrücklichste Teil
des Buches. Das Ergebnis ist bekannt: der Si-
cherheitsrat war gespalten; die Beratungen zo-
gen sich hin und verschafften der RPF Zeit, die
Eroberung des Landes zu vollenden. Als der Si-
cherheitsrat Mitte Mai 1994 eine Verstärkung
der Mission autorisierte, war es offensichtlich
zu spät, und keiner der fast 50 Mitgliedstaaten,
die von den UN gebeten wurden, war zu die-
sem Zeitpunkt bereit, Truppen zur Verfügung
zu stellen. Was folgte, war der Exodus der Hu-
tus unter dem Schutz der französischen ›Opéra-
tion Turquoise‹. Die Folgen sind noch heute in
Kongo zu besichtigen.
Ruanda war ein düsteres Kapitel in der Geschich-
te der Vereinten Nationen. Ein von UN-General-
sekretär Kofi Annan in Auftrag gegebener Be-
richt von Ingvar Carlsson, Han Sung-Joo und Ge-
neralleutnant Rufus Kupolati (UN-Dok. S/1999/
1257 v. 16.12.1999) findet Versäumnisse auf allen
Ebenen. Dallaire urteilt harscher. Er findet, daß
die internationale Gemeinschaft »mit einer Mi-
schung aus Gleichgültigkeit, Eigeninteresse und
rassistischem Denken diesen Verbrechen gegen
die Menschheit Vorschub leistete« (S. 28). An-
zeichen einer Besserung sieht Dallaire nicht. 
Dallaire ist davon überzeugt, daß der Völkermord
in Ruanda hätte verhindert werden können. Ein
hinreichendes Verständnis des Landes, Teilhabe
an nachrichtendienstlichen Erkenntnissen über
die Absichten der Konfliktparteien, vorbehaltlo-
ser politischer und diplomatischer Rückhalt, ein
paar gut ausgebildete und ausgerüstete Battal-
lione mehr und ein robustes Mandat – das sind
die Faktoren, die seiner Meinung nach den Er-
folg gesichert hätten. Hier spricht ganz der Front-
kommandeur. Zweifellos verfügte die internatio-
nale Gemeinschaft über die Mittel, um das Mor-
den zu verhindern. (Im Oktober 1994 erreichte
UNAMIR eine Stärke von fast 6000, einschließ-
lich 120 Polizisten.)  Was fehlte, war der politi-
sche Wille, sich in Ruanda entsprechend zu en-
gagieren. Der Gedanke, daß es unter Umständen
eine Pflicht der Vereinten Nationen zur Interven-
tion geben könnte, um Menschen zu schützen,
fand zwar nach Ruanda eine gewisse Verbrei-
tung, ist aber weit davon entfernt, zur allgemein
anerkannten Norm zu werden. Gleichwohl sieht
Dallaire keinen anderen Weg als den über revita-
lisierte und reformierte Vereinte Nationen. Sein
Buch bietet reichlich Anschauungsmaterial zu
den Hindernissen, die dabei zu überwinden sein
werden. JOACHIM HÜTTER ❒
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Abchasien

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Beobachtermission der
Vereinten Nationen in Georgien (UNOMIG). –
Resolution 1582(2005) vom 28. Januar 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine einschlägigen Re-

solutionen, insbesondere die Resolution 1554
(2004) vom 29. Juli 2004,

– den Bericht des Generalsekretärs vom 17. Ja-
nuar 2005 begrüßend,

– unter Hinweis auf die Schlußfolgerungen der
Gipfeltreffen der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) von
Lissabon (S/1997/57, Anlage) und von Istan-
bul zur Situation in Abchasien (Georgien),

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem am 9. Dezember 1994 verabschiede-
ten Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal,

– mißbilligend, daß die Urheber des Anschlags
auf einen Hubschrauber der Beobachtermissi-
on der Vereinten Nationen in Georgien (UNO-
MIG) am 8. Oktober 2001, bei dem die neun
Menschen an Bord ums Leben kamen, noch
immer nicht ermittelt worden sind,

– betonend, daß das weitere Ausbleiben von Fort-
schritten in Schlüsselfragen einer umfassenden
Regelung des Konflikts in Abchasien (Georgien)
unannehmbar ist,

– jedoch erfreut darüber, daß die regelmäßigen Ta-
gungen auf hoher Ebene der Gruppe der Freun-
de in Genf und die georgisch-russischen Gip-
feltreffen eine positive Dynamik in den von den
Vereinten Nationen angeführten Friedensprozeß
gebracht haben,

– erfreut über die wichtigen Beiträge, die die
UNOMIG und die Gemeinsame Friedenstruppe
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS-
Friedenstruppe) zur Stabilisierung der Lage in
der Konfliktzone geleistet haben, und betonend,
wie sehr ihm an der engen Zusammenarbeit zwi-
schen ihnen bei der Wahrnehmung ihres jewei-
ligen Mandats gelegen ist,

1. bekräftigt das Bekenntnis aller Mitgliedstaaten
zur Souveränität, Unabhängigkeit und territo-
rialen Unversehrtheit Georgiens innerhalb sei-
ner international anerkannten Grenzen sowie die
Notwendigkeit, den Status Abchasiens inner-
halb des Staates Georgien in strenger Überein-
stimmung mit diesen Grundsätzen festzulegen;

2. würdigt und unterstützt mit Nachdruck die nach-
haltigen Anstrengungen, die der Generalsekre-
tär und seine Sonderbeauftragte mit Hilfe der
Russischen Föderation in ihrer Eigenschaft als
Vermittler sowie mit Hilfe der Gruppe der Freun-
de des Generalsekretärs und der OSZE unter-
nehmen, um die Stabilisierung der Lage zu för-
dern und eine umfassende politische Regelung
herbeizuführen, die auch eine Regelung des po-
litischen Status Abchasiens innerhalb des Staa-
tes Georgien einschließen muß;

3. wiederholt seine nachdrückliche Unterstützung
des Dokuments über die ›Grundprinzipien für
die Kompetenzaufteilung zwischen Tiflis und
Suchumi‹ und des dazugehörigen Übermitt-
lungsschreibens, das von allen Mitgliedern der
Gruppe der Freunde und mit ihrer vollen Un-
terstützung abgefaßt wurde;

4. bedauert zutiefst die fortdauernde Weigerung
der abchasischen Seite, Gesprächen über den
Inhalt des Dokuments zuzustimmen, fordert
die abchasische Seite erneut mit allem Nach-
druck auf, das Dokument und das dazugehörige
Übermittlungsschreiben entgegenzunehmen, for-
dert beide Parteien nachdrücklich auf, das Do-
kument und das Schreiben sodann eingehend
und mit offenem Blick zu prüfen und in kon-
struktive Verhandlungen über ihren Inhalt ein-
zutreten, und fordert alle, die Einfluß auf die
Parteien haben, nachdrücklich auf, auf dieses
Ergebnis hinzuwirken;

5. bedauert außerdem, daß bei der Aufnahme von
Verhandlungen über den politischen Status kei-
ne Fortschritte erzielt worden sind, und erinnert
erneut daran, daß diese Dokumente dem Zweck
dienen, die Durchführung ernsthafter Verhand-
lungen zwischen den Parteien, unter der Füh-
rung der Vereinten Nationen, über den Status
Abchasiens innerhalb des Staates Georgien zu
erleichtern und daß sie keinen Versuch darstel-
len, den Parteien eine bestimmte Lösung auf-
zuzwingen oder zu diktieren;

6. verweist auf seinen in Resolution 1255(1999)
vom 30. Juli 1999 zum Ausdruck gebrachten
Standpunkt zu Wahlen in Abchasien,

7. fordert beide Seiten auf, sich an konstruktiven
Verhandlungen zur Herbeiführung einer politi-
schen Regelung des Konflikts zu beteiligen und
nichts unversucht zu lassen, um ihr gegenseiti-
ges Mißtrauen zu überwinden, und unterstreicht,
daß beide Seiten Zugeständnisse machen müs-
sen, wenn der Verhandlungsprozeß zu einer für
beide Seiten annehmbaren dauerhaften politi-
schen Regelung führen soll;

8. begrüßt es, daß die georgische Seite sich auf eine
friedliche Beilegung des Konflikts verpflichtet
hat, und fordert beide Parteien auf, sich öffent-
lich von jedweder militanten Rhetorik und Un-
terstützungsbekundungen für militärische Lö-
sungen zu distanzieren;

9. erinnert alle Beteiligten daran, daß sie alles un-
terlassen sollen, was den Friedensprozeß behin-
dern könnte;

10. begrüßt die Veranstaltung regelmäßiger Ta-
gungen hochrangiger Vertreter der Gruppe der
Freunde und der Vereinten Nationen in Genf
und legt beiden Seiten nahe, an der nächsten
Tagung aktiv teilzunehmen;

11. fordert die Parteien nachdrücklich auf, an den
auf der ersten Genfer Tagung eingerichteten
Arbeitsgruppen (zur Behandlung von Fragen in
den vorrangigen Bereichen der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit, der Rückkehr der Binnenver-
triebenen und Flüchtlinge sowie politischer und
sicherheitsbezogener Fragen), die durch die im
März 2003 in Sotschi eingerichteten Arbeits-
gruppen ergänzt wurden, aktiver, regelmäßiger

und in einer strukturierteren Weise mitzuwirken,
und wiederholt, daß ergebnisorientierte Tätig-
keiten in diesen drei vorrangigen Bereichen nach
wie vor von entscheidender Bedeutung für die
Schaffung einer gemeinsamen Grundlage zwi-
schen der georgischen und der abchasischen
Seite und letztlich für den Abschluß ernsthafter
Verhandlungen über eine umfassende politische
Regelung auf der Grundlage des Dokuments
›Grundprinzipien für die Kompetenzaufteilung
zwischen Tiflis und Suchumi‹ und des dazuge-
hörigen Übermittlungsschreibens sind;

12. legt den beiden Seiten in diesem Zusammen-
hang nahe, ihre Erörterungen über Sicherheits-
garantien unter Mitwirkung der Gruppe der
Freunde fortzusetzen;

13. fordert die Parteien erneut auf, konkrete Schrit-
te zu unternehmen, um den Friedensprozeß un-
ter allen seinen hauptsächlichen Aspekten neu
zu beleben, einschließlich ihrer Arbeit im Ko-
ordinierungsrat und seinen einschlägigen Me-
chanismen, auf den Ergebnissen des im März
2001 in Jalta abgehaltenen Treffens über ver-
trauensbildende Maßnahmen (S/2001/242) auf-
zubauen und die bei diesem Anlaß vereinbarten
Vorschläge zielstrebig und kooperativ umzu-
setzen, mit dem Ziel, eine vierte Konferenz über
vertrauensbildende Maßnahmen abzuhalten, und
begrüßt die von Deutschland bekundete Ab-
sicht, in Erwartung von Fortschritten im Kon-
fliktbeilegungsprozeß eine derartige Konfe-
renz auszurichten;

14. stellt fest, daß Kontakte auf der Ebene der Zi-
vilgesellschaft das gegenseitige Vertrauen stär-
ken können, und fordert beide Seiten auf, sol-
che Kontakte zu erleichtern;

15. betont, daß in der Frage der Flüchtlinge und
Binnenvertriebenen dringend Fortschritte erzielt
werden müssen, fordert beide Seiten auf, zu zei-
gen, daß sie wirklich entschlossen sind, deren
Rückkehr besondere Aufmerksamkeit zu wid-
men und diese Aufgabe in enger Koordinierung
mit der UNOMIG und im Benehmen mit dem
UNHCR und der Gruppe der Freunde in Angriff
zu nehmen;

16. fordert die rasche Fertigstellung und Unterzeich-
nung der von der Sonderbeauftragten des Ge-
neralsekretärs vorgeschlagenen Absichtserklä-
rung über die Rückkehr und begrüßt die Tagun-
gen, an denen die Sonderbeauftragte, das UN-
HCR und die Arbeitsgruppe von Sotschi für
Flüchtlinge und Binnenvertriebene teilgenom-
men haben;

17. bekräftigt, daß die aus dem Konflikt hervorge-
henden demographischen Veränderungen un-
annehmbar sind, und bekräftigt außerdem das
unveräußerliche Recht aller von dem Konflikt
betroffenen Flüchtlinge und Binnenvertriebe-
nen, in Sicherheit und Würde an ihre Heimstät-
ten zurückzukehren, im Einklang mit dem Völ-
kerrecht und gemäß dem Vierparteienüberein-
kommen vom 4. April 1994 (S/1994/397, An-
lage II) und der Erklärung von Jalta;

18. erinnert daran, daß die abchasische Seite eine
besondere Verantwortung für den Schutz der
Rückkehrer und die Erleichterung der Rück-
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kehr der restlichen vertriebenen Bevölkerungs-
gruppen trägt;

19. begrüßt die fortdauernde Tätigkeit des UNDP in
den Bezirken Gali, Otschamtschira und Tkwart-
scheli und die Eröffnung von Büros des UNDP
in Suchumi und Gali;

20. fordert die Parteien erneut nachdrücklich auf,
die Empfehlungen der im Sektor von Gali durch-
geführten Gemeinsamen Bewertungsmission
(November 2000) umzusetzen, bedauert, daß
trotz der positiven Aufnahme, die diese Emp-
fehlungen auf der ersten Genfer Tagung bei den
Parteien gefunden haben, keine entsprechenden
Fortschritte zu verzeichnen waren, und fordert
die abchasische Seite abermals auf, der möglichst
baldigen Eröffnung einer in Gali angesiedelten
Außenstelle des Menschenrechtsbüros in Suchu-
mi zuzustimmen und entsprechende Sicherheits-
bedingungen zu schaffen, damit sie ungehindert
arbeiten kann; 

21. bekundet seine Besorgnis darüber, daß trotz des
Beginns der Dislozierung eines Zivilpolizeian-
teils der UNOMIG, der in der Resolution 1494
(2003) gebilligt und von den Parteien verein-
bart worden war, die Dislozierung der übrigen
Polizeibeamten im Sektor von Gali noch im-
mer nicht stattgefunden hat, und fordert die ab-
chasische Seite auf, die rasche Dislozierung des
Polizeianteils in dieser Region zuzulassen;

22. fordert insbesondere die abchasische Seite auf,
die Anwendung der Gesetze unter Einbeziehung
der örtlichen Bevölkerung zu verbessern und dem
Umstand abzuhelfen, daß die Angehörigen der
georgischen Volksgruppe keinen Unterricht in
ihrer Muttersprache erhalten;

23. begrüßt die Maßnahmen, die die georgische Sei-
te ergriffen hat, um den Aktivitäten illegaler be-
waffneter Gruppen ein Ende zu bereiten, und er-
mutigt zur Fortführung dieser Bemühungen;

24. verurteilt alle Verstöße gegen die Bestimmun-
gen des Moskauer Übereinkommens vom 14.
Mai 1994 über eine Waffenruhe und die Trup-
penentflechtung (S/1994/583, Anlage I);

25. begrüßt die weiterhin anhaltende relative Ruhe
im Kodori-Tal und verurteilt die Tötung und Ent-
führung von Zivilpersonen im Bezirk Gali;

26. fordert die Parteien nachdrücklich auf, die Be-
stimmungen der am 19. Januar 2004 und 8. Ok-
tober 2003 unterzeichneten Protokolle über Si-
cherheitsfragen im Bezirk Gali einzuhalten, ih-
re regelmäßigen Treffen fortzusetzen und en-
ger zusammenzuarbeiten, um die Sicherheit im
Sektor von Gali zu verbessern, und nimmt da-
von Kenntnis, daß sich die abchasische Seite
wieder an den Vierparteientreffen und an der
Gemeinsamen Ermittlungsgruppe beteiligt;

27. fordert die georgische Seite erneut auf, umfas-
sende Sicherheitsgarantien zu gewähren, um
eine unabhängige und regelmäßige Überwa-
chung der Lage im oberen Kodori-Tal durch
gemeinsame UNOMIG- und GUS-Friedens-
sicherungspatrouillen zu ermöglichen;

28. unterstreicht, daß die beiden Seiten die Haupt-
verantwortung dafür tragen, angemessene Si-
cherheit und die Bewegungsfreiheit der UNO-
MIG, der GUS-Friedenstruppe und des son-
stigen internationalen Personals zu gewährlei-
sten;

29. verurteilt in dieser Hinsicht mit allem Nach-
druck die wiederholten Entführungen von Per-
sonal dieser Missionen in der Vergangenheit,
mißbilligt entschieden, daß keiner der Täter je
ermittelt und vor Gericht gestellt wurde, erklärt
erneut, daß die Parteien die Verantwortung da-
für tragen, dieser Straflosigkeit ein Ende zu set-
zen, und fordert sie zum Handeln auf;

30. fordert die Parteien außerdem abermals auf, al-
le erforderlichen Schritte zu unternehmen, um
diejenigen, die für den Abschuß eines UNO-
MIG-Hubschraubers am 8. Oktober 2001 ver-
antwortlich sind, zu ermitteln und vor Gericht zu
stellen, und die Sonderbeauftragte des General-
sekretärs über die insbesondere im Rahmen der
strafrechtlichen Ermittlungen unternommenen
Schritte zu informieren;

31. beschließt, das Mandat der UNOMIG um einen
weiteren, am 31. Juli 2005 endenden Zeitraum
zu verlängern, vorbehaltlich einer möglichen
Überprüfung ihres Mandats durch den Rat für
den Fall, daß im Mandat der GUS-Friedens-
truppe Änderungen vorgenommen werden;

32. ersucht den Generalsekretär, den Rat auch wei-
terhin regelmäßig unterrichtet zu halten und ihm
drei Monate nach der Verabschiedung dieser Re-
solution über die Situation in Abchasien (Geor-
gien) Bericht zu erstatten;

33. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Afghanistan

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Maßnah-
men zur Friedenskonsolidierung. – Resolution
1589(2005) vom 24. März 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

über Afghanistan, insbesondere seine Resoluti-
on 1536(2004) vom 26. März 2004, mit der das
Mandat der Hilfsmission der Vereinten Natio-
nen in Afghanistan (UNAMA) bis zum 26.
März 2005 verlängert wurde,

– in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekennt-
nisses zur Souveränität, Unabhängigkeit, terri-
torialen Unversehrtheit und nationalen Einheit
Afghanistans,

– unter erneuter Begrüßung der erfolgreichen Ab-
haltung der Präsidentschaftswahlen am 9. Ok-
tober 2004,

– in der Erkenntnis, daß dringend die Herausfor-
derungen angegangen werden müssen, mit de-
nen Afghanistan nach wie vor konfrontiert ist,
namentlich die Suchtstoffbekämpfung, die man-
gelnde Sicherheit in bestimmten Gebieten, die
terroristischen Bedrohungen, die umfassende
landesweite Entwaffnung, Demobilisierung und
Wiedereingliederung der afghanischen Mili-
zen sowie die Auflösung der illegalen bewaff-
neten Gruppen, die rechtzeitige Vorbereitung
der Parlaments-, Provinz- und Bezirkswahlen,
der Aufbau afghanischer staatlicher Institutio-
nen, die schnellere Reform des Justizsektors,
die Förderung und der Schutz der Menschen-
rechte und die wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung,

– in diesem Zusammenhang in Bekräftigung sei-
ner fortgesetzten Unterstützung der Durchfüh-
rung der Bestimmungen des Übereinkommens
von Bonn vom 5. Dezember 2001 und der Er-
klärung von Berlin vom 1. April 2004 samt An-
lagen und der Regierung und dem Volk Afgha-
nistans danach seine fortgesetzte Unterstützung
bei ihren Bemühungen zusagend, ihr Land wie-
der aufzubauen, die Grundlagen einer konstitu-
tionellen Demokratie zu stärken und ihren recht-
mäßigen Platz in der Gemeinschaft der Natio-
nen einzunehmen, 

– daran erinnernd und betonend, wie wichtig die
Erklärung von Kabul vom 22. Dezember 2002
über gutnachbarliche Beziehungen (S/2002/
1416) ist, und allen betroffenen Staaten nahe
legend, der Erklärung von Kabul und der im Sep-
tember 2003 in Dubai unterzeichneten Erklärung
über Handel, Verkehr und Investitionen aus dem
Ausland weiter nachzukommen,

– mit dem Ausdruck seines Dankes und seiner
nachdrücklichen Unterstützung für die laufen-
den Bemühungen des Generalsekretärs und sei-
nes Sonderbeauftragten für Afghanistan und die
zentrale und unparteiische Rolle unterstreichend,
die die Vereinten Nationen bei der Förderung
des Friedens und der Stabilität in Afghanistan
auch weiterhin wahrnehmen,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom
18. März 2005 (S/2005/183);

2. beschließt, das Mandat der UNAMA um einen
weiteren Zeitraum von zwölf Monaten ab dem
Datum der Verabschiedung dieser Resolution
zu verlängern;

3. betont, wie wichtig es ist, umgehend einen Rah-
menplan für die frühestmögliche Abhaltung von
freien und fairen Wahlen festzulegen, begrüßt in
dieser Hinsicht die Ankündigung des Gemein-
samen Wahlverwaltungsorgans, daß die Wahlen
für das Unterhaus des Parlaments (Wolesi Jirga)
und die Provinzräte am 18. September 2005 ab-
gehalten werden, fordert die UNAMA auf,
auch weiterhin die erforderliche Unterstützung
zu gewähren, um rechtzeitige Wahlen mit mög-
lichst breiter Beteiligung zu erleichtern, und legt
der Gebergemeinschaft eindringlich nahe, so
rasch wie möglich die erforderliche finanzielle
Unterstützung auf der Grundlage des genann-
ten Rahmenplans und im engen Benehmen mit
der Regierung Afghanistans und der UNAMA
zur Verfügung zu stellen und zu erwägen, zu
Wahlbeobachtermissionen beizutragen;

4. unterstreicht, wie wichtig die Sicherheit für die
Abhaltung glaubhafter Parlaments-, Provinz-
und Bezirkswahlen ist, und fordert die Mit-
gliedstaaten zu diesem Zweck auf, Personal,
Ausrüstung und andere Ressourcen zur Unter-
stützung der Erweiterung der Internationalen
Sicherheitsbeistandstruppe und der Aufstellung
von Wiederaufbauteams in den Provinzen in
anderen Teilen Afghanistans bereitzustellen und
in enger Abstimmung mit der UNAMA und der
Regierung Afghanistans vorzugehen;

5. begrüßt die internationalen Bemühungen, beim
Aufbau des neuen afghanischen Parlaments be-
hilflich zu sein und dafür zu sorgen, daß es sei-
ne Aufgaben wirksam wahrnehmen kann, was
für die politische Zukunft Afghanistans und die
Maßnahmen in Richtung auf ein freies und de-
mokratisches Afghanistan von entscheidender
Bedeutung sein wird;

6. begrüßt die maßgeblichen Fortschritte bei dem
Prozeß der Entwaffnung, Demobilisierung und
Wiedereingliederung im Einklang mit dem Über-
einkommen von Bonn, ermutigt die Regierung
Afghanistans, sich auch weiterhin aktiv darum
zu bemühen, diesen Prozeß zu beschleunigen,
damit er bis Juni 2006 abgeschlossen ist, die il-
legalen bewaffneten Gruppen aufzulösen und die
Munitionsbestände zu beseitigen, und ersucht
die internationale Gemeinschaft, diese Bemüh-
ungen weiter zu unterstützen;

7. begrüßt die Anstrengungen, die die Regierung
Afghanistans bislang unternommen hat, um ihre
im Mai 2003 verabschiedete nationale Drogen-
kontrollstrategie umzusetzen, namentlich durch
die im Februar 2005 erfolgte Aufnahme des
Durchführungsplans für 2005 für die Suchtstoff-
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bekämpfung, der die neue Entschlossenheit der
Regierung erkennen läßt, gegen den Drogen-
anbau, die Drogengewinnung und den Dro-
genhandel anzugehen, fordert die Regierung
nachdrücklich auf, entschlossen vorzugehen,
um der Drogenverarbeitung und dem Drogen-
handel Einhalt zu gebieten und die in dem ge-
nannten Plan dargelegten konkreten Maßnah-
men auf dem Gebiet des Aufbaus von Institu-
tionen, der Aufklärungskampagnen, der alter-
nativen Existenzsicherung, der Unterbindung
und des Rechtsvollzugs, der Strafjustiz, der
Beseitigung, der Nachfragesenkung und der
Behandlung von Drogenabhängigen sowie der
regionalen Zusammenarbeit zu ergreifen, und
fordert die internationale Gemeinschaft auf,
der Regierung jede erdenkliche Hilfe bei der
vollen Durchführung aller Aspekte des Planes
zu gewähren;

8. unterstützt den Kampf gegen den unerlaubten
Verkehr mit Drogen und Vorläuferstoffen in
Afghanistan selbst, in den Nachbarstaaten und
in den an den Handelswegen gelegenen Län-
dern, namentlich die verstärkte Zusammenar-
beit zwischen ihnen, um die Kontrollen zur
Bekämpfung von Suchtstoffen zu verstärken
und so den Drogenstrom einzudämmen, und
begrüßt in diesem Zusammenhang die am 1.
April 2004 erfolgte Unterzeichnung der Berli-
ner Erklärung zur Drogenbekämpfung im Rah-
men der Erklärung von Kabul über gutnachbar-
liche Beziehungen vom 22. Dezember 2002;

9. ersucht die UNAMA, die laufenden Bemühun-
gen um die Schaffung eines fairen und transpa-
renten Justizsystems, namentlich die Wieder-
herstellung und Reform des Strafvollzugs, wei-
ter zu unterstützen, um die Rechtsstaatlichkeit
im ganzen Land zu stärken;

10. fordert die uneingeschränkte Achtung der
Menschenrechte und des humanitären Völker-
rechts in ganz Afghanistan und ersucht die UN-
AMA in dieser Hinsicht, mit Unterstützung des
Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte auch weiterhin
bei der vollinhaltlichen Umsetzung der Men-
schenrechtsbestimmungen in der neuen afgha-
nischen Verfassung behilflich zu sein, insbeson-
dere was den uneingeschränkten Genuß der Men-
schenrechte durch die Frauen betrifft, lobt die
afghanische Unabhängige Menschenrechtskom-
mission für ihre mutigen Anstrengungen zur
Überwachung der Achtung vor den Menschen-
rechten in Afghanistan sowie zur Förderung und
zum Schutz dieser Rechte, begrüßt in dieser Hin-
sicht den Bericht der Kommission vom 29. Ja-
nuar 2005 und die vorgeschlagene nationale Stra-
tegie für die Rechtspflege in der Übergangszeit
und ersucht um internationale Unterstützung bei
diesen Bemühungen;

11. begrüßt den Aufbau der Afghanischen Natio-
nalarmee und der Afghanischen Nationalpoli-
zei sowie die laufenden Anstrengungen zum
Ausbau ihrer Kapazitäten als wichtige Schritte
zur Erreichung des Zieles, daß afghanische Si-
cherheitskräfte für Sicherheit sorgen und die
Rechtsstaatlichkeit im ganzen Land gewährlei-
sten;

12. fordert die Regierung Afghanistans auf, mit Un-
terstützung der internationalen Gemeinschaft,
namentlich der Koalition der Operation Dauer-
hafte Freiheit und der Internationalen Sicher-
heitsbeistandstruppe, im Einklang mit den ih-
nen jeweils zugewiesenen und sich verändern-
den Verantwortlichkeiten, auch weiterhin gegen
die Bedrohung der Sicherheit und Stabilität Af-
ghanistans vorzugehen, die von Al-Qaida-Agen-

ten, den Taliban und anderen extremistischen
Gruppen, den Gewalttätigkeiten zwischen den
verschiedenen Milizenfaktionen und den krimi-
nellen Tätigkeiten ausgeht, insbesondere den Ge-
walttätigkeiten im Zusammenhang mit dem Dro-
genhandel;

13. ersucht den Generalsekretär, dem Rat rechtzei-
tig über die Entwicklungen in Afghanistan Be-
richt zu erstatten und nach den Wahlen Emp-
fehlungen zur künftigen Rolle der UNAMA
abzugeben;

14. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Côte d’Ivoire

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einrichtung
einer Sachverständigengruppe zur Prüfung von
Informationen über Waffenströme nach Côte
d’Ivoire. – Resolution 1584(2005) vom 1. Fe-
bruar 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1572

(2004) vom 15. November 2004 und 1528(2004)
vom 27. Februar 2004 sowie auf die einschlä-
gigen Erklärungen seines Präsidenten, insbe-
sondere vom 16. Dezember 2004 (S/PRST/
2004/48), vom 6. November 2004 (S/PRST/
2004/42) und vom 5. August 2004 (S/PRST/
2004/29),

– in Bekräftigung seines nachdrücklichen Be-
kenntnisses zur Souveränität, Unabhängigkeit,
territorialen Unversehrtheit und Einheit Côte
d’Ivoires und unter Hinweis auf die Wichtig-
keit der Grundsätze der guten Nachbarschaft, der
Nichteinmischung und der regionalen Zusam-
menarbeit,

– unter Hinweis auf seine Unterstützung des am
24. Januar 2003 von den ivorischen politischen
Kräften in Linas-Marcoussis unterzeichneten
Abkommens (S/2003/99) (›Abkommen von Li-
nas-Marcoussis‹), das von der Konferenz der
Staatschefs über Côte d’Ivoire am 25. und 26.
Januar 2003 in Paris gebilligt wurde, sowie des
am 30. Juli 2004 in Accra unterzeichneten Ab-
kommens (›Accra-III-Abkommen‹),

– die wiederholten Verletzungen der Waffenruhe-
vereinbarung vom 3. Mai 2003 abermals miß-
billigend,

– mit dem nachdrücklichen Hinweis auf die Ver-
pflichtung aller ivorischen Parteien, der Regie-
rung Côte d’Ivoires ebenso wie der Forces
Nouvelles, die Waffenruhevereinbarung vom
3. Mai 2003 voll und ganz einzuhalten, jede Ge-
walt, insbesondere gegenüber Zivilpersonen, ein-
schließlich ausländischer Staatsbürger, zu unter-
lassen und bei der Tätigkeit der Operation der
Vereinten Nationen in Côte d’Ivoire (UNOCI)
voll zu kooperieren,

– unter Begrüßung der Anstrengungen, die der
Generalsekretär, die Afrikanische Union und die
Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen
Staaten mit dem Ziel der Wiederherstellung des
Friedens und der Stabilität in Côte d’Ivoire un-
ternehmen, und diesbezüglich mit dem erneu-
ten Ausdruck seiner uneingeschränkten Unter-
stützung für die Moderationsmission, die der Prä-
sident der Republik Südafrika, Thabo Mbeki, zur
Zeit im Namen der Afrikanischen Union durch-
führt,

– sowie unter Begrüßung des Beschlusses, den
der Friedens- und Sicherheitsrat der Afrikani-
schen Union am 10. Januar 2005 in Libreville
(Gabun) zu Côte d’Ivoire getroffen hat, und
Kenntnis nehmend von dem aus diesem Anlaß
herausgegebenen Kommuniqué,

– feststellend, daß die Situation in Côte d’Ivoire
nach wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit in der Regi-
on darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. bekräftigt seinen Beschluß in Ziffer 7 der Re-
solution 1572 vom 15. November 2004, wonach
alle, insbesondere die an Côte d’Ivoire angren-
zenden, Staaten die erforderlichen Maßnahmen
ergreifen sollen, um den Verkauf, die Liefe-
rung oder die Weitergabe von Rüstungsgütern
oder anderem Wehrmaterial an Côte d’Ivoire,
auf mittelbarem oder unmittelbarem Weg, so-
wie die Gewährung von Hilfe, Beratung oder
Ausbildung in bezug auf militärische Aktivitä-
ten zu verhindern;

2. ermächtigt die UNOCI und die sie unterstüt-
zenden französischen Truppen, im Rahmen ih-
rer Kapazität und unbeschadet ihres in Resolu-
tion 1528(2004) und in Ziffer 3 festgelegten
Mandats,
a) in Zusammenarbeit mit der in Ziffer 7 ge-

nannten Sachverständigengruppe und ge-
gebenenfalls mit der Mission der Vereinten
Nationen in Liberia, der Mission der Ver-
einten Nationen in Sierra Leone und den
beteiligten Regierungen die Durchführung
der mit Ziffer 7 der Resolution 1572(2004)
verhängten Maßnahmen zu überwachen, na-
mentlich indem sie, in dem Maße, wie sie
es für erforderlich und angebracht halten und
ohne vorherige Ankündigung, die Fracht der
Luftfahrzeuge und aller Transportfahrzeu-
ge inspizieren, die Häfen, Flughäfen, Flug-
felder, Militärstützpunkte und Grenzüber-
gänge in Côte d’Ivoire benutzen;

b) gegebenenfalls Rüstungsgüter und sonsti-
ges Wehrmaterial, die unter Verstoß gegen
die mit Ziffer 7 der Resolution 1572(2004)
verhängten Maßnahme nach Côte d’Ivoire
verbracht werden, einzusammeln und auf
geeignete Weise zu entsorgen;

3. ersucht die die UNOCI unterstützenden franzö-
sischen Truppen, über ihr in Resolution 1528
(2004) festgelegtes Mandat hinaus der UNOCI
nach Bedarf Sicherheitshilfe bei der Durchfüh-
rung der in Ziffer 2 festgelegten Aufgaben zu
gewähren;

4. ist sich dessen bewußt, daß zur Durchführung
der in Ziffer 2 festgelegten Aufgaben innerhalb
der UNOCI Zivilpersonen mit entsprechenden
Fachkenntnissen benötigt werden, mit der Maß-
gabe, daß dafür keine zusätzlichen Mittel erfor-
derlich werden;

5. verlangt, daß alle ivorischen Parteien, die Re-
gierung Côte d’Ivoires ebenso wie die Forces
Nouvelles, der UNOCI und den sie unterstüt-
zenden französischen Truppen ungehinderten
Zugang gewähren, insbesondere zu den in Zif-
fer 2 genannten Ausrüstungen, Orten und An-
lagen, damit sie die in den Ziffern 2 und 3 fest-
gelegten Aufgaben durchführen können;

6. ersucht den Generalsekretär und die französi-
sche Regierung, dem Sicherheitsrat über den
Ausschuß des Sicherheitsrats nach Ziffer 14 der
Resolution 1572(2004) (›Ausschuß‹) umgehend
über jegliche Behinderung oder Schwierigkeit
bei der Durchführung der in Ziffer 2 b) beschrie-
benen Aufgaben zu berichten, damit der Sicher-
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heitsrat alle geeigneten Maßnahmen gegen Ein-
zelpersonen oder Gruppen prüfen kann, die die
Durchführung dieser Aufgaben behindern;

7. ersucht den Generalsekretär, entsprechend Zif-
fer 17 der Resolution 1572(2004) im Beneh-
men mit dem Ausschuß innerhalb von 30 Ta-
gen nach der Verabschiedung dieser Resolution
für einen Zeitraum von sechs Monaten eine aus
höchstens drei Mitgliedern bestehende Sach-
verständigengruppe (›Sachverständigengruppe‹)
einzusetzen, die über die erforderlichen Fach-
kenntnisse verfügt, um den folgenden Auftrag
auszuführen:
a) die von der UNOCI und den französischen

Truppen im Rahmen des in Ziffer 2 festge-
legten Überwachungsauftrags gesammel-
ten Informationen zu prüfen und auszuwer-
ten;

b) in Côte d’Ivoire, in den Ländern der Regi-
on und nach Bedarf in anderen Ländern in
Zusammenarbeit mit den Regierungen die-
ser Länder alle sachdienlichen Informatio-
nen über den Zustrom von Rüstungsgütern
und sonstigem Wehrmaterial, die Bereitstel-
lung von Hilfe, Beratung oder Ausbildung
in bezug auf militärische Aktivitäten sowie
über Netzwerke, die unter Verstoß gegen
die mit Ziffer 7 der Resolution 1572(2003)
verhängten Maßnahmen tätig sind, zu sam-
meln und auszuwerten;

c) zu prüfen und gegebenenfalls darüber Emp-
fehlungen abzugeben, wie die Kapazitäten
der Staaten, insbesondere derjenigen in der
Region, die wirksame Durchführung der mit
Ziffer 7 der Resolution 1572(2004) verhäng-
ten Maßnahmen zu gewährleisten, verbes-
sert werden können;

d) dem Sicherheitsrat über den Ausschuß in-
nerhalb von 90 Tagung nach ihrer Einset-
zung schriftlich über die Durchführung der
mit Ziffer 7 der Resolution 1572(2004) ver-
hängten Maßnahmen Bericht zu erstatten
und diesbezügliche Empfehlungen abzuge-
ben;

e) den Ausschuß regelmäßig über ihre Tätig-
keiten zu unterrichten;

f) nach Bedarf mit der UNOCI und den fran-
zösischen Truppen Informationen auszu-
tauschen, die für die Erfüllung ihres in Zif-
fer 2 festgelegten Überwachungsauftrags
nützlich sein können;

g) im Hinblick auf mögliche künftige Maß-
nahmen des Rates in ihre Berichte an den
Ausschuß eine durch Beweismaterial ge-
stützte Liste derjenigen aufzunehmen, die
nachweislich gegen die mit Ziffer 7 der Re-
solution 1572(2004) verhängten Maßnah-
men verstoßen haben, sowie derjenigen, die
sie nachweislich bei derartigen Tätigkeiten
unterstützt haben;

h) mit den anderen einschlägigen Sachverstän-
digengruppen zusammenzuarbeiten, insbe-
sondere der mit den Resolutionen 1521 vom
22. Dezember 2003 und 1579 vom 21. De-
zember 2004 eingesetzten Sachverständi-
gengruppe für Liberia;

8. fordert die Regierung Côte d’Ivoires und die
Forces Nouvelles, insbesondere ihre Streitkräf-
te, auf, in Zusammenarbeit mit der UNOCI in-
nerhalb von 45 Tagen nach der Verabschiedung
dieser Resolution eine umfassende Liste der im
Besitz dieser Streitkräfte und im Besitz der mit
ihnen verbundenen paramilitärischen Truppen
und Milizen befindlichen Rüstungsgüter und
der Orte zu erstellen, an denen sie sich befin-
den, insbesondere Luftfahrzeuge und ihre wie

auch immer geartete Bewaffnung, Flugkörper,
Sprengkörper, Artillerie jeglichen Kalibers, Flug-
abwehrgeschütze sowie gepanzerte und nicht
gepanzerte Fahrzeuge, um der UNOCI bei der
Erfüllung der in Ziffer 2 festgelegten Aufgaben
behilflich zu sein und die Bemühungen um die
Umgruppierung aller beteiligten ivorischen be-
waffneten Kräfte sowie die Durchführung des
nationalen Programms für die Entwaffnung,
Demobilisierung und Wiedereingliederung der
Kombattanten im Einklang mit der Resolution
1528(2004) zu unterstützen;

9. ersucht den Generalsekretär, dem Sicherheits-
rat über den Ausschuß gegebenenfalls Informa-
tionen über Lieferungen von Rüstungsgütern und
sonstigem Wehrmaterial nach Côte d’Ivoire zu
übermitteln, die von der UNOCI gesammelt und
nach Möglichkeit von der Sachverständigen-
gruppe überprüft wurden;

10. ersucht außerdem die französische Regierung,
dem Sicherheitsrat über den Ausschuß gegebe-
nenfalls Informationen über Lieferungen von
Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial
nach Côte d’Ivoire zu übermitteln, die von den
französischen Truppen gesammelt und nach
Möglichkeit von der Sachverständigengruppe
überprüft wurden;

11. fordert alle Staaten, die zuständigen Organe der
Vereinten Nationen sowie gegebenenfalls an-
dere Organisationen und interessierte Parteien
nachdrücklich auf, mit dem Ausschuß, der Sach-
verständigengruppe, der UNOCI und den fran-
zösischen Truppen voll zusammenzuarbeiten,
namentlich indem sie ihnen alle ihnen zur Ver-
fügung stehenden Informationen über mögliche
Verstöße gegen die mit Ziffer 7 der Resolution
1572(2004) verhängten Maßnahmen übermit-
teln;

12. bekundet seine tiefe Besorgnis über den Ein-
satz von Söldnern durch beide ivorische Partei-
en und fordert beide Seiten nachdrücklich auf,
diese Praxis unverzüglich zu beenden;

13. erinnert daran, daß er in Ziffer 15 der Resoluti-
on 1572(2004) alle Staaten, insbesondere die-
jenigen in der Region, ersucht hat, dem Aus-
schuß über die Schritte Bericht zu erstatten, die
sie zur Durchführung der mit Ziffer 7 der Reso-
lution 1572(2004) verhängten Maßnahmen un-
ternommen haben;

14. bekundet seine Absicht, die Empfehlungen des
Generalsekretärs, die in seinem Bericht vom 9.
Dezember 2004 (S/2004/962), einschließlich
seines Addendums (S/2004/962/Add.1), enthal-
ten sind, weiter zu prüfen;

15. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung der Mandate der Operation der Vereinten
Nationen in Côte d’Ivoire (ONUCI) und der
französischen Truppen. – Resolution 1594
(2004) vom 4. April 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1528

(2004) vom 27. Februar 2004, 1572(2004) vom
15. November 2004 und 1584(2005) vom 1.
Februar 2005 sowie auf die einschlägigen Er-
klärungen seines Präsidenten, insbesondere vom
16. Dezember 2004 (S/PRST/2004/48) und vom
6. November 2004 (S/PRST/2004/42),

– in Bekräftigung seines nachdrücklichen Be-
kenntnisses zur Souveränität, Unabhängigkeit,
territorialen Unversehrtheit und Einheit Côte
d’Ivoires und unter Hinweis auf die Wichtig-
keit der Grundsätze der guten Nachbarschaft,
der Nichteinmischung und der regionalen Zu-
sammenarbeit,

– unter Hinweis auf seine Unterstützung des am
24. Januar 2003 von den ivorischen politischen
Kräften in Linas-Marcoussis unterzeichneten
Abkommens (S/2003/99) (›Abkommen von
Linas-Marcoussis‹), das von der Konferenz der
Staatschefs über Côte d’Ivoire am 25. und 26.
Januar 2003 in Paris gebilligt wurde, sowie des
am 30. Juli 2004 in Accra unterzeichneten Ab-
kommens (›Accra-III-Abkommen‹),

– die Anstrengungen begrüßend, die der General-
sekretär, die Afrikanische Union und die Wirt-
schaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staa-
ten im Hinblick auf die Wiederherstellung des
Friedens und der Stabilität in Côte d’Ivoire un-
ternehmen, und in dieser Hinsicht seine volle
Unterstützung für die Moderationsmission be-
kräftigend, die der Präsident der Republik Süd-
afrika, Thabo Mbeki, im Namen der Afrikani-
schen Union derzeit durchführt,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs vom 18. März 2005 (S/2005/186),

– feststellend, daß die Situation in Côte d’Ivoire
nach wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit in der Regi-
on darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, das Mandat der Mission der Verein-
ten Nationen in Côte d’Ivoire und der sie unter-
stützenden französischen Truppen um einen Zeit-
raum von einem Monat bis zum 4. Mai 2005 zu
verlängern;

2. fordert alle ivorischen Parteien auf, umgehend
aktiv eine dauerhafte und gerechte Lösung der
gegenwärtigen Krise zu suchen, insbesondere
im Rahmen der von Präsident Thabo Mbeki ge-
leiteten Vermittlung der Afrikanischen Union;

3. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Horn von Afrika

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Äthiopien und Eritrea (UNMEE)
und Aufforderung an Äthiopien und Eritrea,
die Grenzmarkierung zuzulassen. – Resolution
1586(2005) vom 14. März 2005

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung aller seiner früheren Resolu-

tionen und Erklärungen bezüglich der Situation
zwischen Äthiopien und Eritrea sowie der dar-
in enthaltenen Forderungen, so insbesondere der
Resolution 1560(2004) vom 14. September 2004,

– unter nachdrücklicher Betonung seines unbeirr-
baren Engagements für den Friedensprozeß, na-
mentlich durch die Rolle der Mission der Ver-
einten Nationen in Äthiopien und Eritrea (UN-
MEE), und für die volle und zügige Umsetzung
des von den Regierungen Äthiopiens und Erit-
reas (im folgenden als ›die Parteien‹ bezeich-
net) am 12. Dezember 2000 unterzeichneten Um-
fassenden Friedensabkommens und des voran-
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gegangenen Abkommens über die Einstellung
der Feindseligkeiten vom 18. Juni 2000 (S/
2000/1183 beziehungsweise S/2000/601, im
folgenden als die ›Abkommen von Algier‹ be-
zeichnet) sowie der Entscheidung der Grenz-
kommission vom 13. April 2002 über die Fest-
legung des Grenzverlaufs (S/2000/423), die von
den Parteien im Einklang mit den Abkommen
von Algier als endgültig und bindend ange-
nommen wurde,

– erfreut darüber, daß der Generalsekretär fest-
gestellt hat, daß die Mission der Vereinten Na-
tionen in Äthiopien und Eritrea (UNMEE) die
Unversehrtheit der vorübergehenden Sicher-
heitszone aufrechterhalten konnte,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über die in
jüngster Zeit beobachtete hohe Konzentration
äthiopischer Soldaten in den an die vorüberge-
hende Sicherheitszone angrenzenden Gebieten, 

– daran erinnernd, daß ein dauerhafter Friede zwi-
schen Äthiopien und Eritrea sowie in der Region
ohne die vollständige Markierung des Grenz-
verlaufs zwischen den Parteien nicht zu errei-
chen ist,

– ernsthaft besorgt über den Beschluß der Kom-
mission, sofortige Maßnahmen zu ergreifen, um
in Anbetracht des Ausbleibens von Fortschrit-
ten bei der Markierung des Grenzverlaufs ihre
Felddienststellen zu schließen, wie aus dem 16.
Bericht über die Tätigkeit der Grenzkommissi-
on für Eritrea und Äthiopien vom 24. Februar
2005 hervorgeht,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber,
daß Äthiopien wesentliche Teile der Entschei-
dung der Grenzkommission weiter ablehnt und
derzeit mit der Grenzkommission nicht zusam-
menarbeitet und sich insbesondere geweigert
hat, an dem Treffen am 22. Februar 2005 teil-
zunehmen,

– mit dem Ausdruck seiner Enttäuschung dar-
über, daß sich Eritrea nach wie vor weigert, mit
dem Sonderbotschafter des Generalsekretärs für
Äthiopien und Eritrea zusammenzuarbeiten,
dessen Gute Dienste beiden Parteien eine kon-
krete Möglichkeit bieten, den Friedensprozeß
voranzubringen,

– unter Hinweis auf die in jüngster Zeit zu ver-
zeichnende Zunahme der friedenssichernden
Tätigkeiten der Vereinten Nationen und auf die
Notwendigkeit, die Mittel für die Friedenssi-
cherung möglichst wirksam aufzuteilen, und in
diesem Zusammenhang auf die zusätzlichen Be-
lastungen hinweisend, die durch die Verzöge-
rungen beim Prozeß der Grenzmarkierung ent-
stehen,

– es begrüßend, daß Eritrea die Entscheidung der
Grenzkommission bedingungslos angenommen
hat,

– erfreut über den Fünf-Punkte-Vorschlag Äthio-
piens vom 25. November 2004,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs (S/2005/142) und unter Begrüßung der
darin enthaltenen Bemerkungen,

1. beschließt, das derzeitige Mandat der UNMEE
bis zum 15. September 2005 zu verlängern;

2. fordert beide Parteien auf, jegliche Erhöhung
der Truppenstärke in den an die vorübergehen-
de Sicherheitszone angrenzenden Gebieten zu
unterlassen, ernsthaft zu erwägen, zu dem Dis-
lozierungsstand vom 16. Dezember 2004 zu-
rückzukehren, und noch allgemeiner, jede ge-
genseitige Gewaltandrohung zu unterlassen;

3. fordert beide Parteien auf, mit der UNMEE bei
der Durchführung ihres Auftrags umfassend und
rasch zusammenzuarbeiten, die Sicherheit aller
Mitarbeiter der UNMEE zu gewährleisten und

sofort und ohne Vorbedingungen alle Beschrän-
kungen und Behinderungen der Tätigkeit und
der vollständigen Bewegungsfreiheit der UN-
MEE und ihres Personals aufzuheben;

4. nimmt Kenntnis von den positiven Entwick-
lungen, zu denen es in den Beziehungen zwi-
schen der UNMEE und den beiden Parteien in
einigen Bereichen gekommen ist, und fordert
Eritrea in dieser Hinsicht nachdrücklich auf, im
Benehmen mit der UNMEE sofortige Maßnah-
men zu ergreifen, um Direktflüge zwischen Ad-
dis Abeba und Asmara einzurichten, und for-
dert Eritrea außerdem auf, die Straße von As-
mara nach Barento wieder zu öffnen;

5. betont, daß Äthiopien und Eritrea die Haupt-
verantwortung für die Durchführung der Ab-
kommen von Algier und der Entscheidung der
Grenzkommission für Eritrea und Äthiopien
tragen, und fordert beide Parteien auf, politi-
sche Führungskraft zu zeigen, um eine voll-
ständige Normalisierung ihrer Beziehungen zu
erreichen, so auch durch die Einleitung eines
politischen Dialogs mit dem Ziel der Verab-
schiedung weiterer vertrauensbildender Maß-
nahmen, und die bisher erzielten Fortschritte
zu konsolidieren, indem sie vollen Gebrauch
von dem bestehenden Rahmen der Grenzkom-
mission machen;

6. fordert die Parteien erneut auf, mit der Grenz-
kommission umfassend und rasch zusammen-
zuarbeiten und die erforderlichen Voraussetzun-
gen für die zügige Durchführung der Grenzmar-
kierung zu schaffen, so auch indem Äthiopien
alle seine Verbindungsoffiziere vor Ort ernennt;

7. fordert Äthiopien auf, die Durchführung der
Grenzmarkierung ohne Vorbedingungen begin-
nen zu lassen, indem es die Maßnahmen ergreift,
die notwendig sind, damit die Kommission den
Grenzverlauf vollständig und rasch festlegen
kann;

8. bekundet seine Sorge über die Verschlechte-
rung der humanitären Lage in Äthiopien und Eri-
trea sowie über die Auswirkungen, die dies auf
den Friedensprozeß haben könnte, und fordert
die Mitgliedstaaten auf, die humanitären Hilfs-
einsätze in Äthiopien und Eritrea auch künftig
rasch und großzügig zu unterstützen;

9. bekundet erneut seine volle Unterstützung für
die Anstrengungen, die der Sonderbotschafter
des Generalsekretärs für Äthiopien und Eritrea,
Lloyd Axworthy, unternimmt, um die Durch-
führung der Abkommen von Algier und der Ent-
scheidung der Grenzkommission sowie die Nor-
malisierung der diplomatischen Beziehungen
zwischen den beiden Ländern durch seine Gu-
ten Dienste zu erleichtern, und betont, daß sei-
ne Ernennung keinen alternativen Mechanis-
mus darstellt;

10. fordert Eritrea auf, die Guten Dienste des Ge-
neralsekretärs zu akzeptieren und mit seinem
Sonderbotschafter für Äthiopien und Eritrea
zusammenzuarbeiten;

11. fordert die Zeugen der Abkommen von Algier
auf, eine besser abgestimmte und aktivere Rol-
le zu spielen, um ihre vollinhaltliche Durch-
führung zu erleichtern;

12. beschließt, die Maßnahmen, die die Parteien
zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus den ein-
schlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats und
aus den Abkommen von Algier ergreifen, auch
weiterhin genau zu verfolgen, namentlich durch
die Grenzkommission, und alle sich daraus er-
gebenden Auswirkungen für die UNMEE zu
prüfen;

13. ersucht den Generalsekretär, die Situation auch
weiterhin genau zu verfolgen und das Mandat

der Mission unter Berücksichtigung der Fort-
schritte im Friedensprozeß und der bei der UN-
MEE vorgenommenen Veränderungen zu über-
prüfen; 

14. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Internationale Strafgerichte

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Beschluß,
daß namentlich genannte Ad-litem-Richter beim
Internationalen Strafgerichtshof für das ehema-
lige Jugoslawien die Bearbeitung von Fällen
nach Ablauf ihrer Amtszeit abschließen kön-
nen. – Resolution 1581(2005) vom 18. Januar
2005

Der Sicherheitsrat,
– Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Ge-

neralsekretärs vom 6. Januar 2005 an den Rats-
präsidenten (S/2005/9),

– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1503
(2003) vom 28. August 2003 und 1534(2004)
vom 26. März 2004,

– eingedenk der auf der 5086. Sitzung des Sicher-
heitsrats am 23. November 2004 abgegebenen
Erklärung des Präsidenten des Internationalen
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugosla-
wien, in der er das Bekenntnis des Gerichtshofs
zu der Arbeitsabschlußstrategie zum Ausdruck
brachte,

– mit dem Ausdruck seiner Erwartung, daß die
Verlängerung der Amtszeit der betroffenen Ad-
litem-Richter die Wirksamkeit der Gerichtsver-
fahren steigern und dazu beitragen wird, die
Durchführung der Arbeitsabschlußstrategie zu
gewährleisten,

1. beschließt auf Grund des Ersuchens des Gene-
ralsekretärs,
a) daß Richter Rasoazanany und Richter Swart

nach ihrer Ablösung als Ad-litem-Richter
des Gerichtshofs den Fall Hadžihasanovic
erledigen, mit dessen Behandlung sie vor
Ablauf ihrer Amtszeit begonnen haben;

b) daß Richter Brydensholt und Richter Eser
nach ihrer Ablösung als Ad-litem-Richter
des Gerichtshofs den Fall Oric erledigen,
mit dessen Behandlung sie vor Ablauf ihrer
Amtszeit begonnen haben;

c) daß Richter Thelin und Richter Van Den
Wyngaert nach ihrer Ablösung als Ad-li-
tem-Richter des Gerichtshofs den Fall Li-
maj erledigen, mit dessen Behandlung sie
vor Ablauf ihrer Amtszeit begonnen haben;

d) daß Richter Canivell nach seiner Ablösung
als Ad-litem-Richter des Gerichtshofs den
Fall Krajišnik erledigt, mit dessen Behand-
lung er vor Ablauf seiner Amtszeit begon-
nen hat;

e) daß Richter Szénási, falls er für die Ver-
handlung des Falles Halilovic zum Richter
am Gerichtshof ernannt wird, nach seiner
Ablösung als Ad-litem-Richter diesen Fall
erledigt, mit dessen Behandlung er vor Ab-
lauf seiner Amtszeit begonnen hätte;

f) daß Richter Hanoteau, falls er für die Ver-
handlung des Falles Krajišnik zum Richter
am Gerichtshof ernannt wird, nach seiner
Ablösung als Ad-litem-Richter diesen Fall
erledigt, mit dessen Behandlung er vor Ab-
lauf seiner Amtszeit begonnen hätte;
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2. nimmt in diesem Zusammenhang Kenntnis von
der Absicht des Gerichtshofs, den Fall Hadzi-
hasanovic vor Ende September 2005, den Fall
Halilovic vor Ende Oktober 2005, die Fälle Oric
und Limaj vor Ende November 2005 und den
Fall Krajišnik vor Ende April 2006 zu erledigen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Wahl und
Ernennung der Ad-litem-Richter für den Inter-
nationalen Strafgerichtshof für das ehemalige
Jugoslawien. – Resolution 1597(2005) vom 20.
April 2005

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner Resolutionen 827(1993)

vom 25. Mai 1993, 1166(1998) vom 13. Mai
1998, 1329(2000) vom 30. November 2000,
1411(2002) vom 17. Mai 2002, 1431(2002) vom
14. August 2002, 1481(2003) vom 19. Mai 2003,
1503(2003) vom 28. August 2003 und 1534
(2004) vom 26. März 2004,

– nach Behandlung des Schreibens des General-
sekretärs vom 24. Februar 2005 an den Präsi-
denten des Sicherheitsrats (S/2005/127) zur
Übermittlung der Liste der Kandidaten für die
Wahl der Ad-litem-Richter des Internationalen
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawi-
en,

– in Anbetracht dessen, daß der Generalsekretär
vorschlug, die Frist für die Vorlage von Benen-
nungen bis zum 31. März 2005 zu verlängern,
und daß der Präsident des Sicherheitsrats in sei-
ner Antwort vom 14. März 2005 (S/2005/159)
mitteilte, daß der Rat der Verlängerung der Frist
zugestimmt hatte,

– sowie nach Behandlung des Schreibens des Ge-
neralsekretärs vom 11. April 2005 an den Präsi-
denten des Sicherheitsrats (S/2005/236), in dem
er vorschlug, die Frist für die Benennung von
Kandidaten für die Wahl der Ad-litem-Richter
ein weiteres Mal zu verlängern,

– in Anbetracht dessen, daß die Zahl der Kandi-
daten nach wie vor unter der Mindestzahl liegt,
die nach dem Statut des Gerichtshofs für die
Wahl erforderlich ist,

– in der Erwägung, daß eine Wiederwahl der 27
Ad-litem-Richter, die von der Generalversamm-
lung auf ihrer 102. Plenarsitzung am 12. Juni
2001 gewählt wurden und deren Amtszeit am
11. Juni 2005 abläuft, zulässig sein sollte, und
in dem Wunsche, das Statut zu diesem Zweck
zu ändern,

– feststellend, daß sich, falls die Gesamtdienst-
zeit eines Ad-litem-Richters des Internationalen
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawi-
en drei oder mehr Jahre betragen sollte, daraus
keine Änderung der ihm zustehenden Ansprü-
che oder Leistungen ergeben wird und daß dar-
aus insbesondere keine zusätzlichen Ansprüche
oder Leistungen erwachsen werden, über die be-
reits bestehenden hinaus, die in einem solchen
Fall entsprechend der Verlängerung der Dienst-
zeit anteilig weitergelten, tätig werdend nach
Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen,

1. beschließt, Artikel 13 ter des Statuts des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige
Jugoslawien zu ändern und diesen Artikel durch
die in der Anlage zu dieser Resolution enthalte-
nen Bestimmungen zu ersetzen;

2. beschließt außerdem, im Nachgang zu dem
Schreiben des Generalsekretärs vom 11. April

2005 (S/2005/236), die Frist für die Benennung
von Ad-litem-Richtern nach den geänderten Be-
stimmungen des Statuts um einen weiteren Zeit-
raum von 30 Tagen ab dem Datum der Verab-
schiedung dieser Resolution zu verlängern;

3. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

ANLAGE

Artikel 13 ter
Wahl und Ernennung der Ad-litem-Richter

1. Die Ad-litem-Richter des Internationalen Straf-
gerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien wer-
den von der Generalversammlung auf Grund
einer vom Sicherheitsrat vorgelegten Liste wie
folgt gewählt:
a) Der Generalsekretär fordert die Mitgliedstaa-

ten der Vereinten Nationen und die Nicht-
mitgliedstaaten mit ständigen Beobachter-
missionen am Amtssitz der Vereinten Na-
tionen auf, Ad-litem-Richter für den Inter-
nationalen Strafgerichtshof für das ehema-
lige Jugoslawien zu benennen;

b) innerhalb von 60 Tagen nach der Auffor-
derung durch den Generalsekretär kann je-
der Staat bis zu vier Kandidaten benennen,
welche die in Artikel 13 genannten Vor-
aussetzungen erfüllen, wobei die Wichtig-
keit einer fairen Vertretung weiblicher und
männlicher Kandidaten zu berücksichtigen
ist;

c) der Generalsekretär leitet die eingegange-
nen Benennungen an den Sicherheitsrat wei-
ter. Aufgrund der eingegangenen Benen-
nungen stellt der Sicherheitsrat eine Liste
von mindestens 54 Kandidaten auf, unter
gebührender Berücksichtigung der ange-
messenen Vertretung der hauptsächlichen
Rechtssysteme der Welt und eingedenk der
Wichtigkeit einer ausgewogenen geogra-
phischen Verteilung;

d) der Präsident des Sicherheitsrats übermit-
telt die Liste der Kandidaten an den Prä-
sidenten der Generalversammlung. Auf
Grund dieser Liste wählt die Generalver-
sammlung die 27 Ad-litem-Richter des In-
ternationalen Strafgerichtshofs für das ehe-
malige Jugoslawien. Diejenigen Kandida-
ten, welche die absolute Mehrheit der Stim-
men der Mitgliedstaaten der Vereinten Na-
tionen und der Nichtmitgliedstaaten mit
ständigen Beobachtermissionen am Amts-
sitz der Vereinten Nationen erhalten, sind
gewählt;

e) die Ad-litem-Richter werden für eine Amts-
zeit von vier Jahren gewählt. Wiederwahl ist
zulässig.

2. Während jeder Amtszeit werden die Ad-litem-
Richter vom Generalsekretär auf Ersuchen des
Präsidenten des Internationalen Strafgerichts-
hofs für das ehemalige Jugoslawien dazu er-
nannt, für einen Gesamtzeitraum von insge-
samt weniger als drei Jahren in einem oder
mehreren Verfahren in den Strafkammern tä-
tig zu werden. Wenn der Präsident des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Ju-
goslawien um die Ernennung eines bestimm-
ten Ad-litem-Richters ersucht, berücksichtigt
er die in Artikel 13 festgelegten Kriterien be-
treffend die Zusammensetzung der Kammern

und der Sektionen der Strafkammern, die Er-
wägungen in Ziffer 1 Buchstaben b und c so-
wie die Anzahl der Stimmen, die der Ad-litem-
Richter in der Generalversammlung erhalten
hat.

Ostafrikanisches Zwischenseengebiet

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Friedensmission der
Vereinten Nationen in Kongo (MONUC). –
Resolution 1592(2005) vom 30. März 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

sowie die Erklärungen seines Präsidenten be-
treffend die Demokratische Republik Kongo,
insbesondere die Resolution 1565(2004) vom
1. Oktober 2004 und die Erklärung vom 2.
März 2005 (S/PRST/2005/10),

– in Bekräftigung seiner Entschlossenheit, die
Souveränität, territoriale Unversehrtheit und po-
litische Unabhängigkeit der Demokratischen Re-
publik Kongo sowie aller Staaten in der Region
zu achten, sowie in Bekräftigung seiner Unter-
stützung für den Prozeß des Globalen und alle
Seiten einschließenden Übereinkommens über
den Übergang in der Demokratischen Republik
Kongo, das am 17. Dezember 2002 in Pretoria
unterzeichnet wurde, und mit der Aufforderung
an alle kongolesischen Parteien, ihre diesbezüg-
lichen Verpflichtungen einzuhalten, damit ins-
besondere freie, faire und friedliche Wahlen ab-
gehalten werden können,

– in Bekräftigung seiner ernsten Besorgnis über
die Fortsetzung der Feindseligkeiten durch be-
waffnete Gruppen und Milizen im östlichen Teil
der Demokratischen Republik Kongo, insbeson-
dere in den Provinzen Nord- und Südkivu und
im Bezirk Ituri, sowie über die damit einherge-
henden schweren Menschenrechtsverletzungen
und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht,
mit der Aufforderung an die Regierung der na-
tionalen Einheit und des Übergangs, die Ver-
antwortlichen unverzüglich vor Gericht zu stel-
len, und anerkennend, daß die fortdauernde Prä-
senz von ehemaligen Ruandischen Streitkräf-
ten und Interahamwe-Elementen nach wie vor
eine Bedrohung für die örtliche Zivilbevölke-
rung und ein Hindernis für gutnachbarliche Be-
ziehungen zwischen der Demokratischen Re-
publik Kongo und Ruanda darstellt,

– in dieser Hinsicht die Unterstützung begrüßend,
die die Afrikanische Union bei den Anstrengun-
gen zur Förderung des Friedens im östlichen
Teil der Demokratischen Republik Kongo ge-
währt, und mit der Aufforderung an die Afrika-
nische Union, mit der MONUC bei der Festle-
gung ihrer Rolle in der Region eng zusammen-
zuarbeiten,

– unter Hinweis auf seine Verurteilung des An-
griffs einer dieser Milizen auf Mitglieder der
Mission der Organisation der Vereinten Natio-
nen in der Demokratischen Republik Kongo
(MONUC) am 25. Februar 2005 und unter Be-
grüßung der ersten Schritte, die bisher unter-
nommen wurden, um diese Milizen vor Gericht
zu stellen, insbesondere der Verhaftungen von
Milizenführern, die verdächtigt werden, für Men-
schenrechtsverletzungen verantwortlich zu sein,

– mit der erneuten Aufforderung an die kongole-
sischen Parteien, bei der Auswahl von Perso-
nen für Schlüsselpositionen in der Regierung
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der nationalen Einheit und des Übergangs, ein-
schließlich der Streitkräfte und der Nationalpo-
lizei, deren vergangenes Verhalten und Enga-
gement hinsichtlich der Achtung des humani-
tären Völkerrechts und der Menschenrechte zu
berücksichtigen,

– unter Hinweis darauf, daß alle Parteien dafür
Verantwortung tragen, die Sicherheit der Zivil-
bevölkerung zu gewährleisten, insbesondere von
Frauen, Kindern und anderen schutzbedürftigen
Personen, und mit dem Ausdruck seiner Be-
sorgnis über die nach wie vor hohe Häufigkeit
sexueller Gewalt,

– in Bekräftigung seiner vollen Unterstützung für
die MONUC und ihr Personal, die ihre Tätig-
keit unter besonders gefährlichen Bedingungen
ausüben, und die robusten Maßnahmen begrü-
ßend, die sie in Erfüllung ihres Mandats er-
greift,

– unter Hinweis auf die Verbindung, die zwischen
der illegalen Ausbeutung der natürlichen Res-
sourcen in bestimmten Regionen und dem ille-
galen Handel damit und der Schürung bewaff-
neter Konflikte besteht, unter kategorischer Ver-
urteilung der illegalen Ausbeutung der natürli-
chen Ressourcen und anderer Quellen des Reich-
tums der Demokratischen Republik Kongo und
mit der nachdrücklichen Aufforderung an alle
Staaten, insbesondere diejenigen der Region, ein-
schließlich der Demokratischen Republik Kon-
go selbst, geeignete Maßnahmen zu ergreifen,
um diesen illegalen Aktivitäten ein Ende zu
setzen,

– eingedenk des dritten Sonderberichts des Ge-
neralsekretärs über die MONUC vom 16. Au-
gust 2004 (S/2004/650) und der darin enthalte-
nen Empfehlungen sowie in dem Bewußtsein,
wie wichtig es ist, die Situation in den Provin-
zen Katanga und Kasaï weiter zu verfolgen,

– Kenntnis nehmend von dem siebzehnten Be-
richt des Generalsekretärs über die MONUC
vom 21. März 2005 (S/2005/167) und mit In-
teresse dem Sonderbericht über den Wahlpro-
zeß entgegensehend, den der Generalsekretär
in Ziffer 34 seines siebzehnten Berichts ange-
kündigt hat,

– feststellend, daß die Situation in der Demokra-
tischen Republik Kongo nach wie vor eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, das in der Resolution 1565(2004)
enthaltene Mandat der MONUC bis zum 1. Ok-
tober 2005 zu verlängern, mit der Absicht, es
um weitere Zeiträume zu verlängern;

2. verlangt erneut, daß alle Parteien bei den Ein-
sätzen der MONUC voll kooperieren und die
Sicherheit sowie den ungehinderten und sofor-
tigen Zugang des Personals der Vereinten Na-
tionen und des beigeordneten Personals bei der
Wahrnehmung seines Mandats im gesamten Ho-
heitsgebiet der Demokratischen Republik Kon-
go gewährleisten und daß insbesondere alle Par-
teien den Militärbeobachtern der MONUC un-
eingeschränkten Zugang gewähren, einschließ-
lich zu allen Häfen, Flughäfen, Flugfeldern, Mi-
litärstützpunkten und Grenzübergängen, und er-
sucht den Generalsekretär, unverzüglich über je-
de Nichtbefolgung dieser Forderungen Bericht
zu erstatten;

3. fordert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs nachdrücklich auf, alles in ihren
Kräften Stehende zu tun, um die Sicherheit der
Zivilpersonen, einschließlich der humanitären
Helfer, zu gewährleisten, indem sie die staatli-

che Autorität wirksam auf das gesamte Hoheits-
gebiet der Demokratischen Republik Kongo aus-
dehnt, insbesondere Nord- und Südkivu und
Ituri;

4. fordert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs auf, die Reform des Sicherheits-
sektors durchzuführen, indem sie die Streitkräf-
te und die Nationalpolizei der Demokratischen
Republik Kongo rasch integriert und insbeson-
dere sicherstellt, daß deren Personal angemes-
sen besoldet und logistisch unterstützt wird, und
betont in dieser Hinsicht die Notwendigkeit, das
nationale Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und
Wiedereingliederungsprogramm für kongolesi-
sche Kombattanten unverzüglich durchzuführen;

5. fordert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs ferner auf, mit der MONUC ein
gemeinsames Einsatzkonzept für die Entwaff-
nung ausländischer Kombattanten durch die
Streitkräfte der Demokratischen Republik Kon-
go zu erarbeiten, mit Unterstützung der MO-
NUC im Rahmen ihres Mandats und ihrer Mög-
lichkeiten;

6. fordert die Gebergemeinschaft auf, sich dring-
lichst auch weiterhin entschieden für die Bereit-
stellung der Hilfe einzusetzen, die für die Inte-
gration, Ausbildung und Ausstattung der Streit-
kräfte und der Nationalpolizei der Demokrati-
schen Republik Kongo benötigt wird, und for-
dert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs nachdrücklich auf, alle geeigne-
ten Mittel zur Erleichterung und Beschleuni-
gung der diesbezüglichen Zusammenarbeit zu
fördern;

7. betont, daß die MONUC ermächtigt ist, im Rah-
men ihrer Möglichkeiten und in den Gebieten,
in denen ihre bewaffneten Einheiten disloziert
sind, alle erforderlichen Mittel einzusetzen, um
von jedem Versuch der Gewaltanwendung ab-
zuschrecken, die den politischen Prozeß gefähr-
den soll, und den Schutz der Zivilpersonen zu
gewährleisten, die von unmittelbarer physischer
Gewalt durch eine – ausländische oder kongo-
lesische – bewaffnete Gruppe bedroht sind, ins-
besondere die ehemaligen Ruandischen Streit-
kräfte und die Interahamwe, legt der MONUC
in diesem Zusammenhang nahe, ihr Mandat nach
Resolution 1565(2004) im östlichen Teil der De-
mokratischen Republik Kongo auch weiterhin
voll auszuschöpfen, und betont, daß die MO-
NUC im Einklang mit ihrem Mandat Abriege-
lungs- und Suchtaktiken einsetzen kann, um An-
griffe auf Zivilpersonen zu verhüten und die
militärischen Handlungsmöglichkeiten der il-
legalen bewaffneten Gruppen einzuschränken,
die in diesen Gebieten nach wie vor Gewalt an-
wenden;

8. fordert alle Parteien des Übergangs in der De-
mokratischen Republik Kongo auf, konkrete
Fortschritte in Richtung auf die Abhaltung von
Wahlen zu erzielen, wie in dem Globalen und
alle Seiten einschließenden Übereinkommen vor-
gesehen, indem sie insbesondere die frühzeitige
Verabschiedung der Verfassung und des Wahl-
gesetzes sowie die Wählerregistrierung fördern;

9. verlangt, daß die Regierungen Ugandas, Ruan-
das und der Demokratischen Republik Kongo
der Nutzung ihres jeweiligen Hoheitsgebiets zur
Unterstützung von Verstößen gegen das mit Re-
solution 1493(2003) vom 28. Juli 2003 verhäng-
te Waffenembargo oder von Aktivitäten der in
der Region tätigen bewaffneten Gruppen ein En-
de bereiten;

10. fordert ferner alle Nachbarstaaten der Demo-
kratischen Republik Kongo nachdrücklich auf,
jede Art der Unterstützung der illegalen Aus-

beutung der kongolesischen natürlichen Res-
sourcen zu unterbinden, indem sie insbesonde-
re die Durchfuhr dieser Ressourcen durch ihr
jeweiliges Hoheitsgebiet verhindern;

11. bekundet erneut seine Besorgnis über die Akte
sexueller Ausbeutung und sexuellen Mißbrauchs,
die von Personal der Vereinten Nationen an der
einheimischen Bevölkerung verübt wurden, und
ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen,
daß die von ihm festgelegte Politik der Nullto-
leranz befolgt und die Maßnahmen eingehalten
werden, die verfügt wurden, um alle Arten von
Verfehlungen zu verhüten und zu untersuchen,
um die für verantwortlich erkannten Personen zu
bestrafen und um die Opfer zu unterstützen, und
daß das gesamte Personal der MONUC aktiv
ausgebildet und sensibilisiert wird, und ersucht
den Generalsekretär ferner, den Rat regelmäßig
über die getroffenen Maßnahmen und ihre Wirk-
samkeit unterrichtet zu halten;

12. legt den truppenstellenden Ländern eindringlich
nahe, das Schreiben des Generalsekretärs vom
24. März 2005 (A/59/710) sorgfältig zu prüfen
und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um
sexuelle Ausbeutung und sexuellen Mißbrauch
durch ihr in der MONUC tätiges Personal zu ver-
hindern, indem sie unter anderem vor dem Ein-
satz ein Sensibilisierungstraining durchführen
sowie Disziplinar- und andere Maßnahmen er-
greifen, um in Fällen, an denen ihr Personal be-
teiligt ist, volle Rechenschaftspflicht für derar-
tige Verfehlungen zu gewährleisten;

13. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Bekräfti-
gung und Ausweitung der Sanktionen gegen
die Demokratische Republik Kongo. – Resolu-
tion 1596(2005) vom 18. April 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen betref-

fend die Demokratische Republik Kongo, ins-
besondere die Resolutionen 1493(2003) vom
28. Juli 2003, 1533(2004) vom 12. März 2004,
1552(2004) vom 27. Juli 2004, 1565(2004) vom
1. Oktober 2004 und 1592(2005) vom 30. März
2005, sowie unter Hinweis auf die Erklärungen
seines Präsidenten betreffend die Demokrati-
sche Republik Kongo, insbesondere vom 7. De-
zember 2004,

– mit dem erneuten Ausdruck seiner ernsten Be-
sorgnis über die Anwesenheit bewaffneter Grup-
pen und Milizen im östlichen Teil der Demokra-
tischen Republik Kongo, insbesondere in den
Provinzen Nord- und Südkivu und im Distrikt
Ituri, wodurch in der gesamten Region weiter ein
Klima der Unsicherheit herrscht,

– begrüßend, daß einige dieser Gruppen und Mi-
lizen im Hinblick auf ihre Beteiligung an den
Entwaffnungsprogrammen begonnen haben, ein
Verzeichnis der Rüstungsgüter und des sonsti-
gen Wehrmaterials in ihrem Besitz samt deren
Standorten vorzulegen, und mit der Aufforde-
rung an diejenigen, die dies noch nicht getan
haben, dies rasch zu tun,

– mit dem Ausdruck seiner Bereitschaft, die Be-
stimmungen seiner Resolutionen 918(1994) vom
17. Mai 1994, 997(1995) vom 9. Juni 1995 und
1011(1995) vom 16. August 1995 unter einem
breiteren Blickwinkel zu überprüfen und dabei
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die Auswirkungen fortgesetzter Instabilität im
östlichen Teil der Demokratischen Republik Kon-
go auf den Frieden und die Sicherheit im Ost-
afrikanischen Zwischenseengebiet zu berück-
sichtigen,

– den anhaltenden illegalen Zustrom von Waffen
in die Demokratische Republik Kongo und in-
nerhalb des Landes verurteilend und seine Ent-
schlossenheit bekundend, die Einhaltung des
mit seiner Resolution 1493(2003) vom 28. Juli
2003 verhängten Waffenembargos weiter ge-
nau zu überwachen,

– daran erinnernd, wie wichtig es ist, daß die Re-
gierung der nationalen Einheit und des Über-
gangs der ihr obliegenden Verantwortung nach-
kommt, unverzüglich die Integration der Streit-
kräfte der Demokratischen Republik Kongo
durchzuführen, indem sie weiter im Rahmen der
Gemeinsamen Kommission für die Reform des
Sicherheitssektors mitarbeitet, und der Geber-
gemeinschaft nahelegend, für diese Aufgabe ko-
ordinierte finanzielle und technische Hilfe zu
gewähren,

– in Würdigung der Anstrengungen, die der Ge-
neralsekretär, die Afrikanische Union und an-
dere beteiligte Akteure unternehmen, um den
Frieden und die Sicherheit in der Demokra-
tischen Republik Kongo wiederherzustellen,
und in diesem Zusammenhang die Erklärung
begrüßend, die am 20. November 2004 in Da-
ressalam zum Abschluß des ersten Gipfeltref-
fens der Internationalen Konferenz über Frie-
den, Sicherheit, Demokratie und Entwicklung
im Ostafrikanischen Zwischenseengebiet ver-
abschiedet wurde,

– Kenntnis nehmend von den Berichten der mit
Ziffer 10 der Resolution 1533(2004) eingesetz-
ten Sachverständigengruppe vom 15. Juli 2004
(S/2004/551) und vom 25. Januar 2005 (S/
2005/30), die von dem gemäß Ziffer 8 der ge-
nannten Resolution eingesetzten Ausschuß (im
folgenden ›der Ausschuß‹) übermittelt wurden,
sowie von ihren Empfehlungen,

– feststellend, daß die Situation in der Demokra-
tischen Republik Kongo nach wie vor eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. bekräftigt die mit Ziffer 20 der Resolution 1493
(2003) vom 28. Juli 2003 festgelegten und mit
Resolution 1552(2004) vom 27. Juli 2004 bis
zum 31. Juli 2005 verlängerten Maßnahmen und
beschließt, daß diese Maßnahmen ab sofort auf
jeden Empfänger im Hoheitsgebiet der Demo-
kratischen Republik Kongo Anwendung finden,
und wiederholt, daß ›Hilfe‹ auch Finanzierung
und finanzielle Hilfe im Zusammenhang mit mi-
litärischen Aktivitäten umfaßt;

2. beschließt, daß die genannten Maßnahmen kei-
ne Anwendung finden auf
a) Lieferungen von Rüstungsgütern und son-

stigem Wehrmaterial oder technische Aus-
bildung und Hilfe, die ausschließlich zur Un-
terstützung von Einheiten der Armee und der
Polizei der Demokratischen Republik Kon-
go oder zur Nutzung durch diese bestimmt
sind, vorausgesetzt, daß diese Einheiten
– ihren Integrationsprozeß abgeschlossen

haben oder
– unter dem Kommando des integrierten

Generalstabs der Streitkräfte beziehungs-
weise der Nationalpolizei der Demokra-
tischen Republik Kongo stehen oder

– dabei sind, ihre Integration im Hoheits-
gebiet der Demokratischen Republik

Kongo außerhalb der Provinzen Nord-
und Südkivu und des Distrikts Ituri
durchzuführen;

b) Lieferungen von Rüstungsgütern und son-
stigem Wehrmaterial sowie technische Aus-
bildung und Hilfe, die ausschließlich zur Un-
terstützung der Mission der Organisation der
Vereinten Nationen in der Demokratischen
Republik Kongo (MONUC) oder zur Nut-
zung durch diese bestimmt sind;

c) Lieferungen nichtletalen militärischen Ge-
räts, das ausschließlich für humanitäre oder
Schutzzwecke bestimmt ist, und damit zu-
sammenhängende technische Hilfe und Aus-
bildung, soweit diese dem Ausschuß nach
Ziffer 8 e) der Resolution 1533(2004) im
Voraus angekündigt wurden;

3. ersucht die MONUC, im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten und unbeschadet der Erfüllung ihres
derzeitigen Mandats, sowie die in Ziffer 21 ge-
nannte Sachverständigengruppe, ihre Überwa-
chungstätigkeit auch weiterhin auf Nord- und
Südkivu sowie auf Ituri zu konzentrieren;

4. beschließt, daß alle künftigen genehmigten Lie-
ferungen von Rüstungsgütern und sonstigem
Wehrmaterial, die mit den Ausnahmen nach Zif-
fer 2 a) vereinbar sind, nur an Bestimmungsor-
te erfolgen dürfen, die von der Regierung der
nationalen Einheit und des Übergangs in Ab-
stimmung mit der MONUC bezeichnet und dem
Ausschuß im voraus mitgeteilt werden;

5. verlangt, daß alle Parteien, mit Ausnahme der
in Ziffer 2 a) genannten Einheiten, die über mi-
litärische Kapazitäten in Ituri, in Nordkivu oder
in Südkivu verfügen, der Regierung der natio-
nalen Einheit und des Übergangs dabei behilf-
lich sind, ihre Zusicherungen betreffend die Ent-
waffnung, Demobilisierung und Wiedereinglie-
derung ausländischer und kongolesischer Kom-
battanten sowie betreffend die Reform des Si-
cherheitssektors zu erfüllen;

6. beschließt, daß während des Zeitraums der An-
wendung der in Ziffer 1 genannten Maßnahmen
alle Regierungen in der Region, insbesondere
diejenigen der Demokratischen Republik Kon-
go sowie der an Ituri und die Kivus angrenzen-
den Staaten, die notwendigen Maßnahmen tref-
fen,

– um sicherzustellen, daß Luftfahrzeuge in der
Region im Einklang mit dem am 7. Dezember
1944 in Chicago unterzeichneten Abkommen
über die Internationale Zivilluftfahrt betrieben
werden, indem sie insbesondere die Gültigkeit
der in den Luftfahrzeugen mitzuführenden Pa-
piere sowie der Erlaubnisscheine der Luftfahr-
zeugführer verifizieren;

– um in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet den Be-
trieb eines jeden Luftfahrzeugs umgehend zu
verbieten, das den Bedingungen in dem ge-
nannten Abkommen oder den von der Interna-
tionalen Zivilluftfahrt-Organisation festgeleg-
ten Normen nicht entspricht, insbesondere in
bezug auf die Verwendung gefälschter oder ab-
gelaufener Dokumente, und dies dem Ausschuß
mitzuteilen, sowie dieses Verbot aufrechtzuer-
halten, bis der Ausschuß von Staaten oder von
der Sachverständigengruppe in Kenntnis ge-
setzt wird, daß diese Luftfahrzeuge den genann-
ten Bedingungen und Normen in Kapitel V des
Chicagoer Abkommens genügen, und feststellt,
daß sie nicht für einen mit den Resolutionen des
Sicherheitsrats unvereinbaren Zweck eingesetzt
werden;

– um sicherzustellen, daß die zivilen und mi-
litärischen Flughäfen oder Flugfelder in ihrem
jeweiligen Hoheitsgebiet nicht für einen Zweck

eingesetzt werden, der mit den mit Ziffer 1 ver-
hängten Maßnahmen unvereinbar ist;

7. beschließt ferner, daß jede Regierung in der Re-
gion, insbesondere die Regierungen der an Itu-
ri und die Kivus angrenzenden Staaten sowie
der Demokratischen Republik Kongo, ein von
dem Ausschuß und der Sachverständigengrup-
pe zu prüfendes Register aller Angaben über Flü-
ge aus ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet zu Ziel-
orten in der Demokratischen Republik Kongo
und über Flüge aus der Demokratischen Repu-
blik Kongo zu Zielorten in ihrem jeweiligen Ho-
heitsgebiet führen werden;

8. fordert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs auf, die Überwachung der Akti-
vitäten aller Flughäfen und Flugfelder, insbeson-
dere derjenigen in Ituri und in den Kivus, zu ver-
stärken, um insbesondere sicherzustellen, daß nur
Zollflughäfen für den internationalen Fluglini-
enverkehr verwendet werden, und ersucht die
MONUC, auf Flughäfen und Flugfeldern, auf de-
nen sie über eine permanente Präsenz verfügt, im
Rahmen ihrer Möglichkeiten mit den zuständi-
gen kongolesischen Behörden zusammenzuar-
beiten, mit dem Ziel, die Fähigkeit dieser Be-
hörden zur Überwachung und Kontrolle der Nut-
zung der Flughäfen zu verbessern;

9. empfiehlt in diesem Zusammenhang den Staa-
ten der Region, insbesondere denjenigen, die
Parteien der am 20. November 2004 in Dares-
salam verabschiedeten Erklärung sind, die regio-
nale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Flug-
sicherung zu fördern;

10. beschließt, daß die Regierung der Demokrati-
schen Republik einerseits und die Regierungen
der an Ituri und die Kivus angrenzenden Staa-
ten andererseits während des Zeitraums der An-
wendung der in Ziffer 1 genannten Maßnahmen
die notwendigen Maßnahmen treffen werden,

– um, soweit es sie betrifft, die Zollkontrollen an
den Grenzen zwischen Ituri oder den Kivus und
den Nachbarstaaten zu verstärken,

– um sicherzustellen, daß kein Beförderungsmit-
tel in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet unter Ver-
stoß gegen die von den Mitgliedstaaten nach
Ziffer 1 getroffenen Maßnahmen eingesetzt wird,
und der MONUC derartige Aktivitäten mitzu-
teilen,

– und ersucht die MONUC und die Operation der
Vereinten Nationen in Burundi (ONUB), im
Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat dort, wo
sie über eine ständige Präsenz verfügen, den zu-
ständigen Zollbehörden der Demokratischen
Republik Kongo und Burundis diesbezügliche
Hilfe zu leisten;

11. erneuert seine Aufforderung an die internatio-
nale Gemeinschaft, insbesondere die betroffe-
nen spezialisierten internationalen Organisati-
onen, namentlich die Internationale Zivilluft-
fahrt-Organisation und die Weltzollorganisati-
on, der Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs finanzielle und technische Hilfe
zu gewähren, mit dem Ziel, ihr bei der Aus-
übung einer wirksamen Kontrolle über ihre Gren-
zen und ihren Luftraum behilflich zu sein, und
bittet in diesem Zusammenhang den Internatio-
nalen Währungsfonds und die Weltbank, Hilfe zu
gewähren, mit dem Ziel, die Leistung der Zoll-
behörden der Demokratischen Republik Kongo
zu bewerten und zu verbessern und ihre Fähig-
keiten zu stärken;

12. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, Unter-
suchungen der Aktivitäten ihrer Staatsangehö-
rigen durchzuführen, die Luftfahrzeuge oder an-
dere Beförderungsmittel wie die in den Ziffern
6 und 10 genannten betreiben oder mit deren
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Betrieb verbunden sind, die für die Weitergabe
von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmate-
rial unter Verstoß gegen die mit Ziffer 1 ver-
hängten Maßnahmen eingesetzt werden, und
erforderlichenfalls geeignete gerichtliche Ver-
fahren gegen sie einzuleiten;

13. beschließt, daß alle Staaten während des Zeit-
raums der Anwendung der in Ziffer 1 genann-
ten Maßnahmen die notwendigen Maßnahmen
treffen werden, um zu verhindern, daß Personen,
von denen der Ausschuß festgestellt hat, daß sie
gegen die von den Mitgliedstaaten nach Ziffer
1 getroffenen Maßnahmen verstoßen, in ihr Ho-
heitsgebiet einreisen oder durch dieses durchrei-
sen, wobei kein Staat durch diese Bestimmun-
gen verpflichtet wird, seinen eigenen Staatsan-
gehörigen die Einreise in sein Hoheitsgebiet zu
verweigern;

14. beschließt, daß die mit Ziffer 13 verhängten Maß-
nahmen keine Anwendung finden, wenn der
Ausschuß im voraus und von Fall zu Fall fest-
stellt, daß die betreffenden Reisen aus huma-
nitären Gründen, einschließlich religiöser Ver-
pflichtungen, gerechtfertigt sind, oder wenn er
zu dem Schluß kommt, daß eine Ausnahme-
regelung die Verwirklichung der Ziele der Rats-
resolutionen, nämlich die Herbeiführung von
Frieden und nationaler Aussöhnung in der De-
mokratischen Republik Kongo und von Stabi-
lität in der Region, fördern würde;

15. beschließt, daß alle Staaten während des Zeit-
raums der Anwendung der in Ziffer 1 genann-
ten Maßnahmen sofort die sich ab dem Zeit-
punkt der Verabschiedung dieser Resolution in
ihrem Hoheitsgebiet befindenden Gelder, ande-
ren finanziellen Vermögenswerte und wirtschaft-
lichen Ressourcen einfrieren werden, die im Ei-
gentum oder unter der direkten oder indirekten
Kontrolle der nach Ziffer 13 von dem Aus-
schuß benannten Personen stehen oder die von
Einrichtungen gehalten werden oder direkt oder
indirekt von Personen kontrolliert werden, die
in ihrem Namen oder auf ihre Anweisung han-
deln, soweit von dem Ausschuß benannt, und
beschließt ferner, daß alle Staaten sicherstellen
werden, daß ihre Staatsangehörigen oder Per-
sonen innerhalb ihres Hoheitsgebiets für die ge-
nannten Personen oder Einrichtungen oder zu
ihren Gunsten keine Gelder, finanziellen Vermö-
genswerte oder wirtschaftlichen Ressourcen zur
Verfügung stellen;

16. beschließt, daß die Bestimmungen von Ziffer
15 auf Gelder, andere finanzielle Vermögens-
werte und wirtschaftliche Ressourcen keine An-
wendung finden, die nach Feststellung der be-
treffenden Staaten
a) für grundlegende Ausgaben erforderlich

sind, namentlich für die Bezahlung von
Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypothe-
ken, Medikamenten und medizinischer Be-
handlung, Steuern, Versicherungsprämien
und Gebühren öffentlicher Versorgungsun-
ternehmen, oder für die Bezahlung ange-
messener Honorare und die Rückerstattung
von Ausgaben im Zusammenhang mit der
Bereitstellung rechtlicher Dienste oder für
die Bezahlung von Gebühren oder Kosten
für die routinemäßige Verwahrung oder Ver-
waltung eingefrorener Gelder, anderer finan-
zieller Vermögenswerte und wirtschaftlicher
Ressourcen im Einklang mit innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften, sofern die betref-
fenden Staaten dem Ausschuß ihre Absicht
mitgeteilt haben, gegebenenfalls den Zu-
gang zu diesen Geldern, anderen finanziel-
len Vermögenswerten und wirtschaftlichen

Ressourcen zu genehmigen, und der Aus-
schuß innerhalb von vier Arbeitstagen nach
einer solchen Mitteilung keine ablehnende
Entscheidung getroffen hat;

b) für außerordentliche Ausgaben erforderlich
sind, vorausgesetzt, daß diese Feststellung
dem Ausschuß von den betreffenden Staa-
ten mitgeteilt und von dem Ausschuß ge-
billigt wurde, oder

c) Gegenstand eines Pfandrechts oder einer
Entscheidung eines Gerichts, einer Verwal-
tungsstelle oder eines Schiedsgerichts sind,
in welchem Fall die Gelder, anderen finan-
ziellen Vermögenswerte und wirtschaftli-
chen Ressourcen für die Erfüllung von For-
derungen aus diesem Pfandrecht oder die-
ser Entscheidung verwendet werden kön-
nen, vorausgesetzt, das Pfandrecht oder die
Entscheidung entstand beziehungsweise er-
ging vor dem Datum dieser Resolution, be-
günstigt nicht eine von dem Ausschuß in
Ziffer 15 benannte Person oder Einrichtung
und wurde dem Ausschuß durch die betref-
fenden Staaten mitgeteilt;

17. beschließt, spätestens am 31. Juli 2005 die in
den Ziffern 1, 6, 10, 13 und 15 genannten Maß-
nahmen im Lichte der Fortschritte, die beim
Friedens- und Übergangsprozeß in der Demo-
kratischen Republik Kongo erzielt wurden, ins-
besondere bei der Integration der Streitkräfte
und der Nationalpolizei, zu überprüfen;

18. beschließt, daß der Ausschuß zusätzlich zu den
in Ziffer 8 der Resolution 1533(2004) genann-
ten Aufgaben auch die folgenden Aufgaben über-
nehmen wird:
a) die Personen und Einrichtungen zu benen-

nen, auf die die in den Ziffern 6, 10, 13 und
15 festgelegten Maßnahmen Anwendung
finden, einschließlich Luftfahrzeuge und
Fluglinien, und seine Liste regelmäßig zu
aktualisieren;

b) von allen beteiligten Staaten, insbesondere
den Staaten in der Region, Informationen
über die von ihnen ergriffenen Schritte zur
Anwendung der mit den Ziffern 1, 6, 10, 13
und 15 verhängten Maßnahmen sowie alle
weiteren von ihm als nützlich erachteten
Informationen einzuholen, unter anderem
auch, indem allen Staaten die Möglichkeit
gegeben wird, Vertreter zu Treffen mit dem
Ausschuß zu entsenden, um alle maßgebli-
chen Fragen ausführlicher zu erörtern;

c) alle beteiligten Staaten, insbesondere die
Staaten in der Region, aufzufordern, dem
Ausschuß Informationen über die Schritte
zu übermitteln, die sie unternommen ha-
ben, um gegen die von dem Ausschuß nach
Buchstabe a) benannten Einzelpersonen zu
ermitteln und sie gegebenenfalls strafrecht-
lich zu verfolgen;

d) Anträge auf Ausnahmen nach den Ziffern
14 und 16 zu prüfen und darüber zu ent-
scheiden;

e) die erforderlichen Richtlinien zur Erleich-
terung der Durchführung der Ziffern 6, 10,
13 und 15 zu erlassen;

19. verlangt, daß alle Parteien und alle Staaten bei
der Arbeit der in Ziffer 21 genannten Sachver-
ständigengruppe und der MONUC uneinge-
schränkt kooperieren und daß sie
– die Sicherheit ihrer Mitglieder gewährlei-

sten;
– den ungehinderten und sofortigen Zugang

für die Mitglieder der Sachverständigen-
gruppe gewährleisten, indem sie ihnen ins-
besondere alle Informationen über mögli-

che Verstöße gegen die von den Mitglied-
staaten im Einklang mit den Ziffern 1, 6, 10,
13 und 15 verhängten Maßnahmen zuleiten
und indem sie den Zugang der Sachverstän-
digengruppe zu den Personen, Dokumenten
und Orten erleichtern, bei denen sie dies für
die Erfüllung ihres Mandats als sachdien-
lich erachtet;

20. ersucht alle beteiligten Staaten, insbesondere die
Staaten in der Region, dem Ausschuß innerhalb
von 45 Tagen nach der Verabschiedung dieser
Resolution über die Schritte Bericht zu erstat-
ten, die sie zur Durchführung der mit den Zif-
fern 6, 10, 13 und 15 verhängten Maßnahmen
unternommen haben, und ermächtigt den Aus-
schuß, danach von den Mitgliedstaaten alle In-
formationen anzufordern, die er für die Erfül-
lung seines Mandats als notwendig erachtet;

21. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit
dem Ausschuß innerhalb von 30 Tagen nach
der Verabschiedung dieser Resolution und für
einen am 31. Juli 2005 endenden Zeitraum die
in Ziffer 10 der Resolution 1533(2004) ge-
nannte Sachverständigengruppe wieder einzu-
setzen und einen zusätzlichen fünften Sachver-
ständigen für Finanzfragen aufzunehmen, und
ersucht den Generalsekretär ferner darum, der
Sachverständigengruppe die für die Erfüllung
ihres Mandats notwendigen Ressourcen bereit-
zustellen;

22. ersucht die genannte Sachverständigengruppe,
dem Rat über den Ausschuß vor dem 1. Juli
2005 schriftlich Bericht zu erstatten, nament-
lich über die Durchführung der in den Ziffern
1, 6, 10, 13 und 15 genannten Maßnahmen;

23. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Somalia

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Wiederein-
setzung der Überwachungsgruppe zur Überwa-
chung des Waffenembargos für einen Zeitraum
von sechs Monaten. – Resolution 1587(2005)
vom 15. März 2005

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen

und der Erklärungen seines Präsidenten betref-
fend die Situation in Somalia, insbesondere Re-
solution 733(1992) vom 23. Januar 1992, die
ein Embargo für alle Lieferungen von Waffen
und militärischem Gerät nach Somalia einrich-
tete (im folgenden als ›Waffenembargo‹ be-
zeichnet), Resolution 1519(2003) vom 16. De-
zember 2003 und Resolution 1558(2004) vom
17. August 2004,

– unter Begrüßung der weiteren Fortschritte im
Prozeß der nationalen Aussöhnung in Somalia
und in der Erwartung, daß die Übergangsbun-
desregierung weitere Schritte zur Herstellung
einer wirksamen nationalen Regierungs- und
Verwaltungsführung in Somalia unternimmt,

– in Bekräftigung der Wichtigkeit der Souveräni-
tät, der territorialen Unversehrtheit, der politi-
schen Unabhängigkeit und der Einheit Somalias,

– in Würdigung der Anstrengungen, die die Afri-
kanische Union und die Zwischenstaatliche Be-
hörde für Entwicklung unternehmen, um die
Übergangsbundesregierung zu unterstützen, und
die Unterstützung begrüßend, die die Afrikani-
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sche Union weiter zugunsten der Aussöhnung
in Somalia leistet,

– Kenntnis nehmend von dem gemäß Ziffer 3 e)
der Resolution 1558(2004) vorgelegten Bericht
der Überwachungsgruppe vom 14. Februar 2005
(S/2005/153) und den darin enthaltenen Be-
merkungen und Empfehlungen,

– unter Verurteilung des gegen das Waffenembar-
go verstoßenden fortgesetzten Zustroms von
Waffen und Munition nach Somalia und durch
Somalia und seine Entschlossenheit bekundend,
diejenigen, die gegen das Waffenembargo ver-
stoßen, zur Rechenschaft zu ziehen,

– erneut erklärend, wie wichtig es ist, daß die Mit-
gliedstaaten das Waffenembargo durchführen
und daß dessen Überwachung in Somalia durch
beständige, aufmerksame Untersuchungen der
Verstöße gegen das Waffenembargo verstärkt
wird, und eingedenk dessen, daß die strikte
Durchsetzung des Waffenembargos die Sicher-
heitslage in Somalia insgesamt verbessern wird,

– feststellend, daß die Situation in Somalia eine
Bedrohung des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. betont, daß alle Staaten verpflichtet sind, den
mit Resolution 733(1992) verhängten Maßnah-
men uneingeschränkt Folge zu leisten;

2. bekundet seine Absicht, den Bericht der Über-
wachungsgruppe vom 14. Februar 2005 (S/2005/
153) gebührend zu prüfen, um die Durchführung
und Einhaltung der mit Resolution 733(1992)
verhängten Maßnahmen zu verbessern;

3. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit
dem Ausschuß nach Resolution 751(1992) vom
24. April 1992 (im folgenden als ›Ausschuß‹
bezeichnet) innerhalb von 30 Tagen nach der
Verabschiedung dieser Resolution und für ei-
nen Zeitraum von sechs Monaten die in Ziffer 3
der Resolution 1558(2004) genannte Überwa-
chungsgruppe wieder einzusetzen, mit dem
Auftrag,
a) weiter zu untersuchen, inwieweit die Mit-

gliedstaaten das Waffenembargo durchfüh-
ren beziehungsweise dagegen verstoßen,
nach Möglichkeit auch durch Felduntersu-
chungen in Somalia und gegebenenfalls in
anderen Staaten, insbesondere denjenigen
in der Region;

b) die Maßnahmen zu bewerten, die die so-
malischen Behörden sowie die Mitglied-
staaten, insbesondere diejenigen in der Re-
gion, unternommen haben, um das Waffen-
embargo vollständig durchzuführen;

c) auf detaillierten Informationen beruhende
konkrete Empfehlungen in den einschlägi-
gen Fachgebieten in bezug auf Verstöße
sowie über die Maßnahmen vorzulegen, die
der Durchführung des Waffenembargos un-
ter seinen verschiedenen Aspekten Wirk-
samkeit verleihen und sie verstärken sollen;

d) die Informationen über den Entwurf der Li-
ste derjenigen Personen und Einrichtungen,
die innerhalb und außerhalb Somalias ge-
gen die von den Mitgliedstaaten im Ein-
klang mit Resolution 733(1992) durchge-
führten Maßnahmen verstoßen, sowie der-
jenigen, die sie aktiv unterstützen, im Hin-
blick auf mögliche künftige Maßnahmen
seitens des Rates weiter zu verfeinern und
zu aktualisieren und diese Informationen
dem Ausschuß vorzulegen, sobald er dies
für angezeigt hält;

e) auf der Grundlage ihrer Untersuchungen,
der vorausgegangenen Berichte der mit den

Resolutionen 1425(2002) vom 22. Juli 2002
und 1474(2003) vom 8. April 2003 ernann-
ten Sachverständigengruppe (S/2003/223
und S/2003/1035) sowie der vorausgegan-
genen Berichte der mit den Resolutionen
1519(2003) vom 16. Dezember 2003 und
1558(2004) vom 17. August 2004 ernann-
ten Überwachungsgruppe (S/2004/604 und
S/2005/153) auch weiterhin Empfehlun-
gen abzugeben;

f) mit dem Ausschuß bezüglich konkreter Emp-
fehlungen für zusätzliche Maßnahmen eng
zusammenzuarbeiten, um die Einhaltung des
Waffenembargos insgesamt zu verbessern;

g) bei der Feststellung von Bereichen behilf-
lich zu sein, in denen die Kapazitäten der
Staaten in der Region gestärkt werden kön-
nen, um die Durchführung des Waffenem-
bargos zu erleichtern;

h) innerhalb von 90 Tagen nach ihrer Einset-
zung dem Rat über den Ausschuß eine Halb-
zeitunterrichtung zu geben;

i) spätestens 30 Tage vor Ablauf ihres Mandats
dem Rat über den Ausschuß einen Schluß-
bericht über alle genannten Aufgaben vor-
zulegen, den der Ausschuß anschließend
prüfen und vor Ablauf ihres Mandats dem
Sicherheitsrat vorlegen wird;

4. ersucht den Generalsekretär ferner, die notwen-
digen finanziellen Vorkehrungen zu treffen, um
die Arbeit der Überwachungsgruppe zu unter-
stützen;

5. bekräftigt die Ziffern 4, 5, 7, 8 und 10 der Re-
solution 1519(2003);

6. ersucht den Ausschuß, im Einklang mit seinem
Mandat und im Benehmen mit der Überwa-
chungsgruppe und anderen zuständigen Ein-
richtungen der Vereinten Nationen zu prüfen,
wie die Durchführung und Einhaltung des Waf-
fenembargos verbessert werden kann, nament-
lich, wie die Kapazitäten der Staaten in der Re-
gion zur Durchführung des Waffenembargos
ausgebaut werden können, um den anhaltenden
Verstößen zu begegnen, und dem Rat entspre-
chende Empfehlungen vorzulegen;

7. ersucht den Ausschuß ferner, zu gegebener Zeit
einen Besuch in Somalia oder der Region durch
seinen Vorsitzenden und von diesem benannte
Personen, nach Billigung durch den Ausschuß,
zu erwägen, um die Entschlossenheit des Sicher-
heitsrats zu demonstrieren, dem Waffenembar-
go volle Wirkung zu verleihen;

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Zypern

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Friedenstruppe der Ver-
einten Nationen in Zypern (UNFICYP). – Re-
solution 1568(2004) vom 22. Oktober 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Begrüßung des Berichts des Generalse-

kretärs vom 24. September 2004 (S/2004/756)
über den Einsatz der Vereinten Nationen in Zy-
pern,

– die Parteien erneut auffordernd, die humanitä-
re Frage der Vermißten mit der gebührenden
Dringlichkeit und Ernsthaftigkeit zu bewerten
und zu regeln, und in diesem Zusammenhang

erfreut darüber, daß der Ausschuß für Vermiß-
te im August 2004 seine Tätigkeit wieder auf-
genommen hat,

– unter Begrüßung der vom Generalsekretär ge-
mäß Resolution 1548(2004) vom 11. Juni 2004
vorgenommenen Überprüfung der Friedenstrup-
pe der Vereinten Nationen in Zypern (UN-
FICYP), 

– feststellend, daß die Regierung Zyperns zuge-
stimmt hat, daß es angesichts der Verhältnisse
auf der Insel notwendig ist, die UNFICYP über
den 15. Dezember 2004 hinaus in Zypern zu
belassen,

– Kenntnis nehmend von der Einschätzung des
Generalsekretärs, daß sich die Sicherheitslage
auf der Insel während der letzten Jahre zuneh-
mend beruhigt hat und daß ein Wiederaufflam-
men der Kämpfe in Zypern immer unwahr-
scheinlicher wird,

– unter Begrüßung der Absicht des Generalse-
kretärs, vor der nächsten Verlängerung des Man-
dats der UNFICYP eine weitere Überprüfung
ihres Mandats, ihrer Personalstärke und ihres
Einsatzkonzepts vorzunehmen und dabei wei-
terhin die Entwicklungen vor Ort sowie die Auf-
fassungen der Parteien zu berücksichtigen,

– sich dem Dank des Generalsekretärs an die Re-
gierung Zyperns und die Regierung Griechen-
lands für ihre freiwilligen Beiträge zur Finan-
zierung der UNFICYP sowie seinem Ersuchen
um weitere freiwillige Beiträge seitens anderer
Länder und Organisationen anschließend,

– erfreut über die Anstrengungen, welche die Ver-
einten Nationen unternehmen, um das Friedens-
sicherungspersonal im Hinblick auf die Präven-
tion und Eindämmung von HIV/Aids und an-
deren übertragbaren Krankheiten bei allen ih-
ren Friedenssicherungseinsätzen zu sensibilisie-
ren, und diese Anstrengungen befürwortend,

1. bekräftigt alle seine einschlägigen Resolutio-
nen über Zypern, insbesondere die Resolution
1251(1999) vom 29. Juni 1999 und die darauf
folgenden Resolutionen;

2. macht sich die Empfehlungen des Generalse-
kretärs in seinem Bericht vom 24. September
2004 betreffend die Änderung des Einsatzkon-
zepts und der Personalstärke der UNFICYP zu
eigen;

3. beschließt, das Mandat der UNFICYP um ei-
nen weiteren, am 15. Juni 2005 endenden Zeit-
raum zu verlängern;

4. fordert die türkisch-zyprische Seite und die tür-
kischen Streitkräfte nachdrücklich auf, alle ver-
bleibenden der UNFICYP auferlegten Beschrän-
kungen unverzüglich aufzuheben, und fordert
sie auf, den militärischen Status quo in Strovi-
lia wiederherzustellen, der vor dem 30. Juni
2000 bestand;

5. ersucht den Generalsekretär, gleichzeitig mit der
oben vorgesehenen Überprüfung einen Bericht
über die Durchführung dieser Resolution vor-
zulegen;

6. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut-
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New
York
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Korrigendum:
Bei dem in Heft 3/2005, S. 109, Abgebildeten handelt es
sich fälschlicher Weise nicht um den Hohen Kommissar
der Vereinten Nationen für Flüchtlinge (UNHCR), Antó-
nio Manuel de Oliveira Guterres. Zu sehen ist José Luis
Guterres, Ständiger Vertreter Timor-Lestes bei den UN.
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